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Halle (Saale), Donnerstag den 30. Oktober 1913
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Sozialdemokratiſches Organ
für Balle und den Saalkreis, die Kreiſe Merſeburg Buerfurkt, Delitzſch Bikkerfeld,

wikkenberg Schweinik, Torgau- Tiebenwerda, Sangerhauſen Erkartsberga und die Mansfelder Rrriſe.

Kommunale Republik.
Die freie Gemeinde mit freiem Wahlrecht.

Die moderne Entwicklung hat die feſten Umwallungen der
mittelalterlichen Städte niedergeriſſen, Stadt und Land zu
einem einheitlich gefeſtigten politiſchen Gebilde zuſammen
geſchweißt und auf den Trümmern der Stadtgewalt die mo-
derne Staatsgewalt begründet. Mit dem Verfall des
lokalen Marktes und ſeines Zunftrechts hört die Stadt-
gemeinde auf, für den Bürger ein Gegenſtand von hohem poli-
tiſchen Intereſſe zu ſein, ſeine wirtſchaftliche Exiſtenz wurzelt
nicht mehr in dem Boden, auf dem ſein Haus ſteht, ſondern ſie
ſaugt aus der Volks und Weltwirtſchaft ihre Kräfte.

Erſt die drei Bundesgenoſſen der neueſten Zeit, die
Wiſſenſchaft, die Technik und die Arbeiterklaſſe
haben dem politiſchen Gemeinweſen der Stadtgemeinde neue
bedeutſame Aufgaben zugewieſen. Jm achtzehnten Jahr-
hundert und bis weit in das neunzehnte hinein waren die
Städte nach J. J. Rouſſeau gefräßige Rachen, die das menſch-
liche Geſchlecht verſchlangen. Die Zahl der Todesfälle überſtieg
weitaus die der Geburten. Die Wiſſenſchaft der Hygiene hat
der gemeindlichen Tätigheit zum erſtenmal wieder große Auf

von allgemeinem Jntereſſe zugeteilt. Teils zur Bewälti-
gung dieſer Aufgaben, teils zur Befriedigung anderer allge-
meiner Bedürfniſſe, wie jener des Verkehrs. der Beleuchtung
u. a hat die moderne Technik ein gewaltiges, zentrali-
ſiertes Syſtem geſchaffen, daß wir vorerſt unter privat
kapitaliſtiſcher Verwaltung finden, deſſen Pflege und Aus-
breitung aber mehr und mehr als ein Politikon erkannt wird.
Und wenn auch Verſtaatlichungen allerlei Art unter bürger-
licher, ſtaatlich beſchränkter Gemeindeherrſchaft vorgenommen
werden ſo entſpringen ſie doch jener wirtſchaftlichen Not-
wendigkeit, die erkannt zu haben das Verdienſt der Arbeiter-
laſſe iſt. Jeder Verſuch wirtſchaftliche Vorgänge der Einzel-
willkür zu entziehen und fie aus einem politiſchen Geſamt-
willen zu regulieren, kommt, bewußt oder unbewußt, der
vroletariſch- ſozialiſtiſchen Gedankenrichtung
entgegen.

So ſtellt ſich allmählich heraus, daß die Stadtgemeinde im
wirtſchaftlichen Leben der Nation wieder ein gewichtiger
Faktor wird. Sie iſt zwar nicht mehr ein geſchloſſener Markt,
auf deſſen engem Gebiete ſich der Großteil aller Produktionen
und Konſumtionen in geſchloſſenen Kreiſe vollzieht; in ihren
Wohnſtätten leben Menſchen, deren Arbeitserzeugniſſe in fernen
Staaten oder fernen Erdteilen verbraucht werden und deren
Tätigkeit die bunteſte Muſterkarte aller Möglichkeiten aufweiſt.
Aber ſo verſchieden die einzelnen in ihrer Produktion gerichtet
ſind, ſo gleichgerichtet ſind ſie in ihren Bedürfniſſen. Die un
ge heure Anſammbung von Menſchen an einem beſtimmten
Orte ſchafft wieder einen lokalen Markt von erheblicher
Bedeutung, der zwar nicht zünftleriſch abgeſchloſſen iſt, in
deſſew Adern vielmehr der Herzſchlag der Weltwirtſchaft pul-
ſiert, der aber doch in hohem Maße von dem politiſchen Willen
der Gemeinde geregelt und beeinflußt werden kann.
Für das Bü iſt die Frage der Selbſtverwaltung
nicht aktuell. Das Aufſichtsrecht des Staates kann unter den
gegenwärtigen Umſtänden nichts anderes ſein als ein Teil
jenes doppelten Sicherheitsſchloſſes, vow dem das Drei-
klafſen-Wahlrecht der andere Teil iſt. Es iſt darum
nicht wunderbar, daß die verkommenen Erben eines freien
Bürgertums, die herrſchenden Klaſſen der Gemeinde, ſich heute
in hündiſcher Demut vor der allmächtigew Staatsgewalt ver-
zehren. Für das Bürgertum iſt das Selbſtverwaltungsrecht
auch keine Frage des Prinzips. Dem herrſchenden kapitaliſtiſchen
Gemeindeklüngel kann es ja ſchließlich gleich ſein, wie ſich das
große und das kleine Klaſſenregiment in die Beſorgung ihrer
Geſchäfte teiben.

Aber in dem Augenblick, in dem etwa ein freieres Ge-
meindewahlrecht die Gemeinde zu einem Jnſtrument der
Proletarierklaſſe und ihrer Beſtrebungen machen würde,
würde das Bürgertum ganz gewiß ſofort nach der Staats
fuchtel ſchreien. Und wenn es umgekehrt möglich wäre, daß
der proletariſche Standpunkt im Staat obſiegte, während die
Gemeinden unter der alten Klaſſenherrſchaft, verblieben, dann
würde das „Recht der Solbſtverwaltung“ von ſeinen kapita
liſtiſchen Nutznießern als ewiges und unveräußerliches Men
ſchenrecht geltend gemacht werden. Haben wir es doch ſchon
im kleinen erlebt daß die Hausherren, die Beherrſcher der
preußiſchen Gemeinden außer ſich vor Entrüſtung gerieten,
weil das Reich, das gar nicht an ſozialiſtiſche Grundſätze dachte,
ſeinen Beamten billige Wohnungen zu ſchaffen, verſuchte!
Würden ſich Staat und Reich in dieſer Richtung jemals über
einen erſten ſchüchternen Schritt hinauswagen, würde ins-
beſondere der preußiſche Staat von ſeinen weitgehenden Herr
ſchaftsrechten jemals in antikapitaliſtiſchem Sinne Gebrauch
zu machen verſuchen, ſo würde dieſe Entrüſtung ſicherlich ins
Ungeheure ſteigen.
Erſt das Proletariat iſt bazu berufen, die Gemeinde aus
ihrer Ohnmacht zu erwecken. Es kämpft für das weiteſt-
gehende Selbſtverwaltungsrecht, weil nach ſeiner
Auffaſſung die Gemeinde ein wirtſchaftlicher Körper von hoher
Selbſtändigkeit und beſtimmter Eigenart iſt. Aber es weiß
auch, daß von einer „Selbſt verwaltung“ nicht die Rede
ſein kann, wenn die Angelegenheiten der Gemeinde nicht von
der Maſſe ihrer Einwohner ſelbſt, ſondern von einer kleinen
beſitzenden Schicht im angeblichen Intereſſe der Geſamtheit
verwaltet werden. Die freie Gemeinde mit freiem
Wahlrecht, die den Kreis ihrer eigenen Angelegenheit ſelb

ſtändig und ohne ſtaatliche Eingriffe erfüllt. die kommu-
nale Republik, iſt ganz gewiß keine Utopie, wenn ſie auch
ebenſo gewiß im beſſeren Sinne des Wortes ein gutes Stück
„Zukunftsſtaat“ iſt. Es zeigt ſich hier deutlich, daß das nächſt
liegende praktiſche und realiſierbare Jntereſſe des Proletariats
unvereinbar iſt mit dem kapitaliſtiſchen Jntereſſe und dem Be
ſtande der Klaſſenherrſchaft.

Die programmatiſchen vorläufigen Forderungen die die
Sozialdemokratie an die Gemeinde ſtellt, ſind nichtsdeſtoweniger
durchführbar ohne grundſtürzende Aenderungen in der Ge-
meindeverfaſſung. Aber ſelbſt bei den weitergehenden Forde-
rungen, die wir an die Gemeinde ſelbſt, und bei denen, die wir
bezüglich der Gemeinde an den Staat erheben, zeigt ſich ſehr
ſcharf, daß die Wünſche und Ziele der Arbeiterſchaft keine s-
wegs als unerreichbares Traumgebilde irgendwo
in den Wolken hängen, daß vielmehr zu ihrer Erreichung nichts
gehört als die Ueberwindung jener Schranken, die ihr menſch-
liches Einzelindereſſe in den Weg geſtellt hatten. Und kann
heute auch niemand vorausſagen, mit welchen Mitteln und in
welchem Zeitpunbt die vollkommene Beſeitigung jener Schran-
ken, die ihr menſchliches Einzelintereſſe in den Weg geſtellt
hatten. Und kann heute auch niemand vorausſagen, mit welchem
Mittel und in welchem Zeitpunkt die vollkommene Beſeitigung
jener Schranken gelingen wird, ſo iſt doch das eine klar genug:
Der Weg zur freien Gemeinde geht über den Staat, über den
preußiſchen Landtag!

Gegen die Ortskrankenkaſſen!
Gbenſo intereſſant wie notwendig iſt es, zu beobachten, wie

die Staatsbureaukratie ihren heimlichen Wünſchen auf Um-
wegen zuſchleicht, wenn ſie direkt nicht zu verwirklichen waren.
Hiervon zeugen wiederum die Maßnahmen, die, wenn nicht alle
Anzeichen trügen, von der preußiſchen Regierung gegen die arg
verkrüppelte Selbſtverwaltung der Ortskranken-
kaſſen geplant ſind. Preußen ſtrebte eigentlich von jeher
nach der Verſtagtlichung, mindeſtens nach der Kommunali-
ſierung der Ortskrankenkaſſen. Regierungsrat Hoffmann vom
preußiſchen Handelsminiſterium verſuchte bekanntlich ſchon
1900 haarſcharf nachzuweiſen, wie es innerſtes Bedürfnis der
Krankenverſicherung ſei, die zu zentraliſierenden Ortskranken-
kaſſen an die Gemeindeverwaltungen anzugliedern,
den Kaſſenvor ſitzenden aus der Zahl der Kommunal-
beamten zu ernennen und die Angeſtellten durch die Gemeinden,
natürlich auf Kaſſenkoften, zu beſtellen. Das war nun mit der
Reichsverſicheruwgsordnung nicht zu erreichen. Selbſt die
Unternehmer wehrten ſich gegen ſolche EntmündiSie ließen ſich von der Regierungsburerukratie aber auf den
Leim locken, als jene Beſtrebungen gut verhüllt wurden in
der Gewährung weitgehender Einflüſſe und Befugniſſe an die
Arbeitgebervertretung auf Koſten der Verſicherten.
Denn die jetzt vorgeſchriebene Wahl des Kaſſenvorſitzenden und
der Angeſtellten durch die getrennte Abſtimmung der Unter
nehmer und Arbeiter im Kaſſenvorſtande ſpekuliert auf die Un
einigkeit beider Gruppen, damit dann recht oft die Verſiche-
rungsbehörden Vorſitzende wie Angeſtellte ernennen können.

Das mag für den viel ſein ſpornt aber um ſo
mehr Preußens Tatendrang am. Neuerdings zeigt man
ſich den Krankenkaſſen ſogar gefällig und richtet eine „ſtaat-
liche Stellenvermittlung“ ein, damit ſie ja nicht Mangel leiden
an „geeigneten“ Bewerberm. Noch iſt alſo die Ernennung des
Kaſſenvorſitzenden nicht die Regel, aber den Militär-
anwärtern penſionierten Offizieren woſoll man hin mit dieſer Maſſenware, nachdem ſich ſelbſt Jndu-
ſtrie und Handel für den Kommisleutnant bedanken? baut
man recht emſig den Weg bis zu den Kaſſenſtellungen.

Solcher Verpreußung der Ortskrankenkaſſen ſoll jetzt eine
weitere Maßnahme dienen. Preußens Regierung wird dem-
nächſt das „Muſter“ einer Dienſtord nung herausbringen,
die nach dem Geſetz für die Kaſſenangeſtellten geſchaffen werden
muß. Zwei Punkte in der preußiſchen Dienſtordnung ſprechen
eine deutliche Sprache dafür, wie mit allen Mitteln verſucht
wird, die Macht der ſtaatlichen Verſicherungs-
behörden auf Koſten der verringerten Selbſt-
verwaltung dominierend auszugeſtalten. Das ſind die
Vorſchläge für

1. einen Prüfungsausſchuß und
2. die Anſtellung mit Anrecht auf Ruhegehalt.

Das preußiſche Handelsminiſterium möchte den Krankenkaſſen
einen Prüfungsausſchuß vorſchreiben, vor dem jeder Angeſtellte,
der angeſtellt oder befördert werden ſoll, ſeine fachliche Befähi-
gung zu erbringen hat. Solche Prüfungen hat man allerdings
ſchon in einigen großen Kaſſen. Aber und das iſt der
ſpringende Punkt hier prüfte der Kaſſenvorſtand unter Mit
wirkung leitender Angeſtellten. Nunmehr ſoll aber der
Prüfungsausſchuß durch die Dienſtordnung überall geſchaffen
und wie folgt beſetzt werden: ein Vorſtandsmitglied, ein An
geſtellber und ein Vorſitzender, den aber das Verſiche-
rungsamt, alſo die Behörde, beſtellt! Die Amts
dauer wird gleich auf ſechs Jahre hochgeſchraubt. Das Ver-
fahren des Prüfungsausſchuſſes und den Gang der Prüfung
ſoll eine Prüfungsordnung regeln, die wiederum von einer be-
hördlichen Stelle, dem Oberverſicherungsamt, zu genehmigen
wäre. Dem Vorſtande iſt damit jegliche Selbſtändigkeit bei der
Auswahl der Angeſtellten genommen, denn er könnte nur noch
ſolche Arbeitskräfte anſtellen, deren Anſtellung auf dem Wege
der Prüfung ihm von dem ernannten Vorſitzenden des
Prüfungsausſchuſſes erlaubt wird. Der Vorſitzende ſoll näm-
lich autoriſiert werden, jeden Beſchluß des Prüfungsaus-
ſchuſſes beim Verſicherungsamt zu beanſtanden.
Ueber dieſe Beanſtandung entſcheidet alsdann der Vor-
ſitzende des Verſicherungsamtes endgültig; alſo auch die
hier amtierenden Vertreter der Arbeiter und Unternehmer wer-
den ausgeſchaltet.

Gelänge dieſer Anſchlag, dann ade Selbſtverwal-
tumngl Deshalb muß ſich

gleichen ſuchen

die breiteſte Oeffentlichkeit mit dieſem dreiſten Vorſtoß be
ſchäftigen, um die Staatsbureaukratie in ihre Grenzen zurück

zuweiſen.
Es iſt um ſo mehr ein dreiſter Vorſtoß, weil für ſolchen
Prüfungsausſchuß aber auch jegliche geſetzliche Unterlage fehlt.
Das bekräftigt den Verdacht, daß es ſich dabei um Erlangung
eines Zieles dreht, das ſolche Taten lohnt. Und wahrhaftig, auf
ſolchem Wege den Kaſſenverwaltungen die Militäranwärter an
den Hals zu hängen das iſt ein Preis, für den man eine
kleine Bloßſtellung in den Kauf nehmen würde

u wird ſein wie die Unternehmer dieſe Abſichten
aufnehmen werden. Nach Tiſche wird hier auch ihnen zu ver
ſtehen gegeben. daß ſie ebenſo wenig Vertrauen verdienen, wie
die roten Arbeitervertredter.

Daß das Verſicherungsamt ſo tatſächlich zum Beherrſcher der
Ortskrankenkaſſen werden würde, genügt augenſcheinlich noch
nicht. Auch die vorhandenen Angeſtellten, die den famoſen
Prüfungsausſchuß nicht mehr zu paſſieren brauchten, ſollen
untertan ſein der Behörde. D lb möchte man ſie zu Staatsbeamten machen. Hierfür ſoll S 359 der geichsverſicherungs-

ordnung herhalten. Ein Kaſſenvorſtand kann danach „Beamte
auf Lebenszeit oder nach Landesrecht unwiderruflich oder mit
Anxecht auf Ruhegehalt anſtellen“. In der Reichstagskom
miſſion erläuterte das ein Regierungsvertreter ſo: „Der Ent
wurf ſetze hier die Anſtellung mit Anrecht auf Ruhegehalt nicht
in Gegenſatz en der lebenslänglichen oder der unwiderruflichen
Anſtellung. Die Ausdrucksweiſe des Entwurfs nehme nur
darauf Rückſicht, daß in einzelnen Bundesſtaaten die An-
ſtellung auf Lebenszeit nicht üblich ſei; ſie werde dort durch
eine unwiderrufliche Anſtellung oder eine Anſtellung mit An-
recht auf Ruhegehalt erſetzt. Auch bei der lebenslänglich en
und der unwiderruflichen Anſt regelmäßig einz ellung werdeRuhegehalt gewährt.“ Dieſe Auslegungwarfür die
Zuſtimmun des Reichstags ausſchlaggebend.
Daraus ergibt ſich, daß mit den Worten „Anrecht auf Ruhe
gehalt“ materiell dasſelbe Fſeg wird wie mit der Anſtellung
auf Lebenszeit, daß es nur eine Aufzählung der in den Bundes
ſtaaten verſchiedenen Benennungen iſt. Was möchte aber
Preußen daraus machew? Es legt die angezogene Geſetzes-
ſtelle ſo aus, daß die Landesregierung berechtigt wäre, alle die
Angeſtellten zu ſtaatlichen Beamten zu machen, die von ihrer
Kaſſe penſionsberechtigt, wenn auch auf Kündigung alſo nicht
lebenslänglich, angeſtellt ſind. Solche Auf h aufs
ſchärfſte gegen die 7 ausdrückliche Erklärung der
Reichsregierung in der Reichstagskommiſſion. Aber weil es
nicht zu ſeinen reaktionären Wünſchen paßt, will Preußen ſich
über das Wort der Reichsregierung hinwegfetzen, möchte es
deren entſcheidend geweſene Erklärung beiſeite ſtoßen Vielleicht
überlegt es doch einmal die unvermeidlichen Konſequenzen, die
gezogen werden müſſen, wenn ſelbſt Bundesregievungen ſich
nicht mehr gebunden erachten an derartige Verſicherungen der
Reichsregierung. Zunächſt allerdin eht feſt. daß das preu
ßiſche Handelsminiſterium eine ſoziale Einrichtung zum beſten
von Angeſtellten als Strangulationsmittel gegen die Selbſt-
verwaltung ausnützen möchte. s
Preußen zieht ſyſtematiſch Laufgräben um Laufgräben um

die arg eingeſ z n n Die Arbeiter und dieKaſſen werden ſich nicht überraſchen laſſen, genee aus den
Plänen die Ab wehrmaßnahmen treffen, die ihre Selbſtverwal
tung vor preußiſch- deutſchem Zugriff ſichert.

Politiſche Aeberfſicht.
Halle (Saale), 29. Oktober 1913.

Keine Arbeitsloſenverſicherung.
Das iſt die Antwort, die die Regierung auf das ſtürmiſche

Verlangen der Arbeiter nach einer geſetzlichen Reichsarbeits
loſenverſicherung geben wird! Wie die Berl. Volkszeitung er
fährt, wird ſich der Reichskanzler oder in ſeinem Auftrage der
Staatsſekretär des Reichsamts des Jnnern auf die ſozial-
demokratiſche Jnterpellation über die Einführung der Arbeits-
loſenverſicherung ablehnend äußern. Unter den Regie-
rungen der Bundesſtaaten herrſche Uebereinſtimmung darüber,

daß „aus verſchiedenen Gründen“ an die Verwirklichung einer
ſo großen geſetzgeberiſchen Aufgabe jetzt nicht herangetreten
werden könne.

Das iſt immer ſo. Wird von der Sozialdemokratie während
der ruhigen Zeit eine fürſorgende Geſetzgebung gefordert, ſo
heißt es, es liege gar kein Bedürfnis vor, die Sozialdemokra
tie ſtelle nur „perfide und phantaſtiſche Forderungen“ (Worte
Bülows), um im Volke hetzen zu können. Pocht aber dann die
Not mit knöchernem Finger dröhnend an die Tür, dann heißt
es, nun könne nichts geſchehen, weil man keine Unterlagen
habe, erſt Erhebungen machen müſſe, die Sache an formellen
Schwierigkeiten ſcheitere und überhaupt nicht übers Knie ge-
brochen werden dürfe. Das Ergebnis iſt immer: es ge
ſchieht nichts! Die Arbeiter werden auf den Weg der
Selbſthilfe verwieſen, müſſen alſo aus ihren mühſam abge-
darbten Gewerkſchaftsgroſchen die Arbeitsloſen unterſtützen,
während die Reichen mit keinem Pfennig zu den Opfern bei-
ſteuern brauchen, die ihr kapitaliſtiſches Profitſhſtem den Ar
beitern auferlegt.

An aufreizender Wirkung dürfte wohl aber dieſe brüeke
Abweiſung der Regierung falls ſie zutreffen ſollte ihres

„ZJ„



Schlußſitzung der FleiſchnotAnterſuchungskommiſſion.
Das Regierungblatt ſchreibt: Die Fleiſchenquete- Kommiſſion

trat Dienstag unter dem Vorſitz des Staatsſekretärs Delbrück
zu ihrer Schluß ſitzung zuſammen. Aus den bisherigen
Verhandlungen haben ſich als Hauptpunkte ergeben die Fragen
über den Verlauf des Viehhandels, die Verhinderung der
Schlachtung unreifer Kälber, den Einfluß des Kreditweſens
mit ſeinen wirtſchaftlichen Abhängigkeiten und die Lage des
Fleiſchergewerbes. Dann werden behandelt der Einfluß der
mannigfaltigen Gebühren auf die Preisbildung, die Verſuche,
mit Stadtverwaltungen zum Abſchluß mehrjähriger Liefe-
rungsverträge für Schweine zu gelangen, ferner die Erfah-
rungen der Städte mit den ſogenanten Notſtandsmaßnahmen
ſeit dem Herbſte 1912. Später ſoll der Wert eines Anſchlags
der Preiſe im Metzgerladen erörtert werden. Den Abſchluß
wird die Frage nach der Veröffentlichung des geſamten Mate
rials bilden.

Daß nun etwas geſchieht, iſt gar nicht vorgeſehen. Die
Kommiſſion hat nur „unterſucht“. Es iſt nicht einmal ſicher,
daß das Material veröffentlicht wird.

Fürſtenmacherei.
Die deutſchen Fürſten arbeiten mit Hochdruck an der Ver-

mehrung ihrer Zahl und ihrer glänzenden Zivilliſten. Eben
erſt hat durch Anheirat das braunſchweigiſche Volk
einen neuen richtiggehenden Herzog zudiktiert erhalten, da gibt's
nun auch ſchon wieder im Süden einen neuen König. Jn
der Dienstagſitzung des bayeriſchen Landtags, in der
zweiten Kammer, verkündete der Präſident den Eingang der
ſogenannten „Königsvorlage“, deren Wortlaut er verlas. Die
Vorlage und ihre Begründung bringt folgende Ergänzung der
Verfaſſung:

Jſt die Reichsverweſung wegen eines körperlichen oder
geiſtigen Gebrechens des Königs, das ihn an der Ausübung
hindert, eingetreten und beſteht nach Ablauf von zehn Jahren
keine Ausſicht, daß der König regierungsfähig wird, ſo kann
der Regent die Regentſchaft für beendigt und
den Thron als erledigt erklären. Der Landtag iſt un-
verzüglich einzuberufen es ſind ihm die Gründe, aus denen
ſich die dauernde Regierungsunfähigkeit ergibt, zur Zu
ſtimmung anzuzeigen.

Die Vorlage wird bereits am Donnerstag in zwei Leſungen
von der Abgeordnetenkammer erledigt werden. Die Libera-
len haben in einer Fraktionsſitzung bereits ihre Zuſtimmung
erklärt.

Damit wird Bayern bald genug den regierenden Ludwig
als „legitimen König“ auf dem Throne haben. Jn
der Begründung der Verfaſſungsänderung heißt es: „Ob der
Regent die Regentſchaft für beendigt erklärt, ſteht nach den
vom Entwurf gemachten Vorſchlägen in der freien Ent-
ſchließung des Regenten Es iſt ſeinem Ermeſſen
anheim gegeben, die Regentſchaft zu beendigen, wenn er den
Zeitpunkt dafür im Jntereſſe des Staates für gekommen er-
achtet.“

Das „Jntereſſe des Staates“ heißt hier natürlich Jntereſſe
des Königshauſes. Jm übrigen aber iſt bei der ganzen
Frage wieder der Regent letzten Endes der allein Ent
ſcheidende. Das Volk iſt immer nur der duldende Teil. Es hat
die Koſten zu tragen.

Jn Braunſchweig zeigt ſich das ebenfalls mit be-
ſonderer Deutlichkeit. Juſt die allererſte Vorlage, die den
neuen Herzog begrüßt, iſt die Lohn vorlage. Dem braun-
ſchweigiſchen Landtage, deſſen Wahlrecht ſo brutal ungerecht
iſt, daß die ſtärkſte Partei, die Sozialdemokratie, daraus aus-
geſchloſſen iſt, hat man eine Vorlage gemacht, die für den
neuen Herzog eine Zivilliſte von jährlich 1125 322 Mark
und 66 Pfennig vorſieht. Daß dieſe „Volksvertretung“
dieſe Zumutung ſchlucken wird, iſt ſelbſtverſtändlich. Sie
ſchreit dabei noch Hurva.

UAms Wahlrecht in Preußen und Bayern.
Zwei Meldungen liegen vor:
1. Das preußiſche Dreiklaſſenparlament wird am 8. Januar

1914 zuſammentreten. Von größeren Vorlagen werden dem
Landtage zugehen: Das Fiſchereigeſetz, das Parzellierungs-
geſetz und ein Fideikommißgeſetz. Dagegen iſt es noch fraglich,
ob dem Landtage auch das Wohnungsgeſetz noch in der kom-
menden Seſſion zugehen wird. Von der Wahlreform iſt
natürlich nirgends die Rede, obgleich dieſe „Volksvertretung“
nichts weiter tun dürfte, als ein gutes Wahlgeſetz zu machen
und dann für Neuwahlen abzutreten. Aber ehe in Preußen

die Wahlreform marſchieren wird, werden erſt die entrech-
tetsn BVolkzmaſſen marſchieren müſſen.

2. Um das Propeortionalwahlrecht in Bayern.
Die bayeriſchen Liberalen wollen, um endlich ein gerechtes
Wahlrecht durchzuſetzen, das allen Parteien die ihrer Stärke
entſprechende Vertretung im Parlament gewährleiſtet, nötigen
falls zur Budgetverweigerung greifen. Ein Ver-
tretertag der liberalen Arbeitsgemeinſchaft, der dieſer Tage in
Paſſau ſtattfand, beſchäftigte ſich mit der Wahlrechtesbewegung.
Der fortſchrittliche Abgeordnete Müller-Meiningen gab die
Erklärung ab, daß trotz der Ausſichtsloſigkeit der Wahlrechts-
bewegung unter den jetzigen Mehrheitsverhältniſſen im bay-
riſchen Landtage die Liberalen an ihren Forderungen feſt-
halten. Es wurde daraufhin die folgende Reſolution be-
ſchloſſen:

Die liberale Fraktion wird erſucht, dafür Sorge zu tragen,
daß baldigſt eine unzweideutige Antwort der Stagisregie-
rung auf die laufenden Anträge zur Einführung der
Verhältniswahl erfolgt. Die Verſammlung fordert
die Fraktion auf, nicht zu ruhen, bis ein gerechtes Wahlrecht
in Bayern eingeführt wird. Zur Erreichung dieſes Zieles
ſind alle parlamentariſchen Mittel, nötigenfalls auch die
Budgetverweigerung in Ausſicht zu nehmen.

Das ſind recht hübſche Worte, hinter denen nun Taten
ſtehen ſollen. Bekanntlich hat das Zentrum im bayeriſchen
Landtage die Mehrheit, ſo daß die Budgetverweigerung
der Liberalen keine tatſächlichen Folgen haben würde. Aber
als entſchloſſene Kampfesäußerung wäre ſie natürlich werk-
voll. Warten wir aber erſt die Taten ab.

Die preußiſchen Liberalen denken natürlich nicht ein-
mal an ſolche demokratiſchen Mittel, im Gegenteil: ſie ver-
ketzern die Sozialdemokraten ob ihrer Budgetverweigerung
immer wieder als „Staatsfeinde“.

Deutſches Reich.
Die nächſte Sitzung des Reichstages iſt nun amtlich auf

Dienstag, den 25. November, nachmittags 2 Uhr, angeſetzt.
Auf der Tagesordnung ſtehen Petitionen. Dem Reichs-
tage iſt zugegangen der Entwurf eines Geſetzes betreffend die
Beſchäftigung von Hilfsrichtern beim Reichsgerichte, wonach
die von dem Reichskanzler auf Grund des Artikels XII des
Geſetzes betreffend die Zuſtändigkeit des Reichsgerichts vom

22 Mai 1910 einberufenen Hilfsrichter bei dem Reichsgericht
noch bis zum 1. Juni 1914 beſchäftigt werden dürfen ſodann
der Entwurf eines Geſetzes betreffend die Aenderung der Ge-
bührenordnung für Zeugen und Sachverſtändige.

Die mecklenburgiſchen Junker haben wiederum die Ver
faſſung niedergetrampelt. Der mecklenburgiſche ſogenannte
Landtag hat am Dienstag die neuerliche Verfaſſungsvorlage
abermals abgelehnt. Wenn die Auslaſſungen der mecklenburgi-
ſchen Regierungen höher zu bewerten wären als Schwatz, dann
müßte man annehmen, daß die im Vorjahre vom Großherzog
von Mecklenburg Schwerin ausgeſprochene Drohung, die Ver-
faſſung zu oktroyieren, jetzt in die Tat umgeſetzt werde.
Allein weder der Großherzog noch die Regierung wollen an-
ſcheinend riskieren, es mit den frechen mecklenburgiſchen Jun-
kern ernſthaft zu verderben. So wird die mecklenburgiſche
Komödie zu einer heiteren Poſſe, bei der freilich das Volk der
Geprellte iſt.

Mecklenburg bleibt das Muſterland für raſſenreine Junker-
herrſchaft.

Differenzen im badiſchen liberalen Block. Die National-
liberalen im Wahlkreiſe Lahr-Stadt haben beſchloſſen, ſich dem
Großblockabkommen nicht zu fügen. Sie wollen an ihrer
Kandidatur Mehyer, die ſie zugunſten des Fortſchrittlers zu
rückziehen ſollten, feſthalten, angeblich, weil der Fortſchrittler
nur 512, ihr Kandidat aber 978 Stimmen erhalten hat. Der
ſozialdemokratiſche Kandidat, Genoſſe Monſch, erhielt 750
Stimmen. Die Sozialdemokratie hat aber bekanntlich die
Kandidatur zurückgezogen, um eine Einigung zuſtandezubrin-
gen. Wenn die Fortſchrittler jetzt in anderen Kreiſen gegen
die Nationalliberalen Vergeltung üben, dann dürfte der Groß
block bei der Stichwahl am 30. Oktober ſchlecht abſchneiden.
Die Diſziplin in nationalliberalen Kreiſen muß im Laufe der
letzten Zeit außerordentlich erſchüttert worden ſein, ſonſt wären
die Vorgänge, wie ſie ſich bei der Hauptwahl ſchon zeigten und
wie ſie ſich anſcheinend im zweiten Wahlgang wiederholen
ſollen, nicht möglich.

Lernt, ihr ſeid gewarnt!
Die Chemnitzer Volksſtimme wirbt mit folgendem für Partei

und Preſſe:
Die Sozialdemokratie in Baden hat bei den Landtagswahlen

in dieſer Woche eine ſo ſchwere Niederlage erlitten, wie vielleicht
noch niemals die Sozialdemokratie in einem deutſchen Lande.

Sie wird mindeſtens fünf, wahrſcheinlich ſieben Mandate ver
hieren, iſt um 12000 Stimmen zurückgegangen, und vielleicht
bricht auch über Baden die ſchwarze Regktion herein. Da
ſchreibt nunmehr der Karlsruher Volksfreund:

„Ganz abgeſehen davon, daß die Gegner unſerer Partei über
viel mehr Zeitungen verfügen, fehlt es bei unſerer Partei vor
allem an der Organiſation. Jm ganzen badiſchen Oberlande
iſt unſere Organiſation viel zu ſchwach um eine Agitation ent
falten zu können, wie es notwendig wäre. Jm Odenwald ſind
kaum Anfänge der Organiſation vorhanden und ſelbſt in den
Zentren unſerer Bewegung iſt ſie noch zu ſchwach, um den An-
forderungen zu genügen, die ein Kampf, wie wir ihn diesmal
zu führen hatten, an unſere Partei ſtellt. Dieſe Mängel
unſerer Organiſation fallen um ſo ſchwerer ins Gewicht, als
unſere Gegner, insbeſondere das Zentrum, über eine weitver-
zweigte, gut funktionierende Organiſation verfügen. Unſere
Partei muß künftig in ganz anderer Weiſe auf dieſe Momente
achten als bisher. Sie muß neben der Organiſation vor allem
die Verbreitung der Preſſe ins Auge faſſen. Unſere politiſchen
und Wahlerfolge ſind nur dort von Dauer, wo wir über eine
gute Organiſation und eine ſtarke Verbreitung unſerer Preſſe
verfügen. Das iſt die Lehre, die wir aus dieſem Wahlkampfe
zu ziehen haben.“

Genoſſen, lernt! Jhr ſeid gewarnt! Wollt ihr 1915 dieſelbe
Niederlage erleiden, wie jetzt die Badener erlitten haben, ſo
macht es wie ſie: denkt nach der Wahl an die Verbreitung der
Preſſe und die Stärkung der Organiſationen. Wollt ihr aber
ſiegen, ſo geht ſofort an die Arbeit und ſorgt dafür, daß wir
nicht nur die Höchſtzahlen wieder erreichen, zu denen wir im
Reichstagswahlkampf 1912 gelangten, ſondern noch darüber
hinaus mit Preſſeleſern und Organiſierten ein gut Stück weiter
kommen. Wer jetzt nicht hören will, muß es 1915 fühlen!

F r er 5 re e acht 9 n4 X W. W uS e e c eDas Opferjahr. Zurzeit erſcheint in großen deutſchen
Tageszeitungen folgendes Jnſerat:

„Societé Suisse de Banque et de Dépöts,
Aktiengeſellſchaft in Lauſanne (Schweiz)
Filiale der Sociéte Generale in Paris.

Aufbewahrung von Wertpapieren, Hinterlegung von Geld,
Kollektivrechnungen! Die von Ausländern, welche
ihren Wohnſitz nicht in der Schweiz haben, in den Kaſſen
unſerer Geſellſchaft hinterlegten Gelder und Wertpapiere
unterliegen keiner (ſchweizeriſchen) Steuer, weder
der Ervbſchafts- noch anderen Steuern, und ſind ge
ſchützt gegen jede Nachforſchung. Zweignieder-
laſſung in Brüſſel uſw.“

Das iſt für opferſcheue Patrioten der Wegweiſer, wie ſie
ihr Vermögen oder einen Teil davon dem Wehrbeitrag ent-
ziehen können. Die Schweizer Bankiers wiſſen natürlich ſehr
wohl, daß ſich ihre Ausgaben für Jnſerate rentieren.

So ſieht der vielgerühmte Patriotismus der „nach Bildung
und Beſitz Maßgebenden“ aus.

Preisermäßigung für Kohlen. ſtaatlichen Kohlen-
zechen im Saarrevier haben bereits jetzt eine Preisermäßigung
für Kohlen im Umfange von 0,20 bis 1,20 Mk. pro Tonne für
das erſte Halbjahr 1914 vorgenommen. Das Kohlenſyndikat
weigert ſich bekanntlich noch immer, einen gleichen Schritt zu
tun.

Wieder ein erwiſchter Steuerhinterzieher. Die Straf-
kammer in Wiesbaden verurteilte heute den praktiſchen Arzt
Dr. Hans Joſt in Rüdesheim wegen über fünf Jahre ſich
erſtreckender Steuerhinterziehung zu einer Geldſtrafe von
12 063650 Mk. als dem ſechsfachen Betrage der hinterzogenen
Steuer und im Falle der Zahlungsunfähigkeit für je 15 Mark
einen Tag Haft.

Die

Erfurter Landgericht verurteilte den früheren Chefredakteur
des inzwiſchen eingegangenen Thüringer Tageblattes, Walter
Matheus, wegen Beleidigung des Großherzoglichen Hof-
jagdamtes in Weimar zu einem Monat Gefäignis. Er hatte
in ſeinem Blatte das bekannte Gerücht wiedergegeben, das
Hofjagdamt hätte Haſen vergraben laſſen, um ſie nicht billiger
verkaufen zu müſſen.

Ein liberaler Redaktenur zu Gefängnis verurteilt. Das

Frankreich.
Die Verfolgung der Antimilitariſten wird von der frangö-

ſiſchen Klaſſenjuſtisz mit Eifer und „Gründlichkeit“ betrieben.
Die infolge der Soldatenlundgebungen von Toulim Mai d. J. gegen eine Anzahl Mitglieder des Allge

meinen Arbeiterverbandes eingeleitete ſtrafrecht-
liche Unterſuchung iſt nunmehr beendet. Der Unter-
ſuchungsrichter Drioux hat beſchloſſen, 18 Kaſſierer und Sekre-
täre des Allgemeinen Arbeiterverbandes und der demſelben
angehörenden Gewerkſchaften, die im Auftrage der Vereini-
gung des Sou du Soldat antimilitariſtiſche Flugſchriften ver-
breitet hatten, auf Grund des Geſetzes von 1904 über an-
archiſtiſche Umtriebe „wegen Aufreizung von Soldaten zum
Ungehorſam“ vor das Zuchtpolizeigericht zu verweiſen. Die
Angeklagten befinden ſich durchweg auf freiem Fuße. Gleich-
zeitig werden zwei Mitarbeiter eines anarchiſtiſchen Blattes
unter derſelben Anklage vor dem Zuchtpolizeigericht erſcheinen.

Jtalien.
Das Ergebnis der Kammerwahlen lag bis Dienstag abend

aus 436 Wahlkreiſen vor. Bis jetzt ſind 205 Miniſterielle-Kon-
titutionelle, 46 Radikale, 16 verfaſſungstreue Oppoſitionelle,

25 Katholiken, 12 Republikaner, 30 radikale Sozia-
liſten und 18 reformiſtiſche Sozialiſten gewählt
worden. Jn 84 Wahlkreiſen ſind Stichwahlen erforderlich.

Der Zuſammenbruch der republikaniſchen Partei
ſoll nach bürgerlicher Darſtellung darauf zurückzuführen ſein,
daß die vereinigten Katholiken den gemäßigten liberalen Kan-
didaten dort zu Hilfe kamen, wo deren Mandate in Gefahr
waren, verloren zu gehen. Uns ſcheint doch, daß er tiefere
Urſachen hat, die ſich aber nur bei Kenntnis der geſamten
politiſchen Situation des Landes erkennen laſſen.

Ueber die ſozialdemokratiſchen Wahlerfolge
wird dem Vorwärts noch aus Rom berichtet: Der Geſamt-
ausgang der Wahlen iſt für die Partei über Erwarten
gut und bedeutet einen großen Erfolg. Von 25 Wahl-
kreiſen, die ſie beſeſſen, behauptet die Partei 21. Außerdem
hat ſie zehn neue Wahlkreiſe erobert. Jn 26 weiteren
Kreiſen ſteht ſie in Stichwahl, in vielen davon ſteht unſer
Kandidat weitaus an erſter Stelle. Unſere Stimmenzahlen
ſind teilweiſe imponierend. So erhielten Turati 13 000, Mor-
gari 10000, Cipriani, der als Proteſtkandidat gegen den Refor-
miſten Biſſolati in Rom aufgeſtellt war, 5176 Stimmen, nur
um 550 weniger, als der ſiegreiche reformiſtiſche Führer. Jn
Rom ſteht auch unſer Genoſſe Campanddzzi in Stichwahl.

Die Reformiſten behaupten von 15 Mandaten, die ſie
inne hatten, 11. Jn Stichwahl ſtehen Profeſſor Ferri, Pod-
recca, der Redakteur des bekannten antiklerikalen Witzblattes
L Aſino, ferner Canepa und Nofri. Außerdem iſt es den
Reformiſten gelungen, fünf weitere Kreiſe in Süditalien zu
erobern.

Die Republikaner verlieren einige Mandate. Die Kleri-
kalen haben in Venetien zahlreiche Gewinne zu verzeichnen,
haben aber in Süditalien eine ſtarke Niederlage erlitten. Jn
Mortara beſiegte unſer Genoſſe Cagnoni den Unterſtaats-
ſekretär Bagamasco. Von Einzelreſultaten ſei noch erwähnt,
daß der „berühmte“ Exminiſter Naſi nicht weniger als drei
mal gewählt worden iſt. Jn Neapel gewann Arturo Lab
riola, der früher der Partei angehörte und dann auch eine
Zeitlang Syndikaliſt war, ein Mandat. Jn Neapel wurde
auch Ettore Cicotti, gleichfalls ein früherer Parteigenoſſe,
n. Die Wahlbeteiligung im Lande betrug etwa 60 Pro-
zent.“

Jm Gegenſatz zu den erſten Meldungen iſt der Wahltag
doch ziemlich blutig verlaufen. Jn Padua und Bari wurde
faſt die ganze Nacht geſchoſſen. Ein Mann iſt tot, verſchiedene
ſind verwundet. Eine große Anzahl von Verhaftungen wurde
dort, ebenſo wie in Rouvo vorgenommen, wo Meſſer und
Revolver die Hauptrolle ſpielten und ein tödlich Verletzter und
mehrere ſchwer Verwundeter gezählt wurden. Jn Florenz
griff das Militär verſchiedentlich ein. Jn Neapel erſchienen
500 Hafenarbeiter nach Schluß ihrer Arbeit und verlangten,
ſtimmen zu können. Die Karabinieri waren „machtlos“, und
es wurden mehrere Kompagnien Jnfanterie herangezogen.

Rom, 29. Oktober. Nunmehr iſt das Ergebnis der Wahlen
aus 488 von 508 Wahlkreiſen bekannt. Gewählt ſind 281
Miniſterielle, 50 Radikale, 97 verfaſſungstreue Oppoſitionelle,
27 Katholiken, 12 Republikaner, 39 Sozialiſten und 18
reformiſtiſche Sozialiſten. Jn 94 Wahlkreiſen ſind Stichwahlen
erforderlich.

Rußland.
Eine Jnterpellation über die Knebelung der Preſſe (beſon

ders aber wegen der brutalen Unterdrückung aller kritiſchen
Bemerkungen über den „Ritualmord“- Prozeß in Kiew)
hat die Kadettenpartei am Dienstage in der Reichsduma ein
gebracht. Der Duma- Präſident erſuchte, den Prozeß nicht zu
berühren. Der Führer der Kadetten, Miljukow erwiderte, die
Abgeordneten hätten das Recht, ſich über eine ganz Rußland
aufregende Frage auszuſprechen. Puriſchkewitſch (äußerſte
Rechte) erklärte, die Jnterpellation ſei ein verſteckter Verſuch,
in die Rechte des Gerichts einzugreifen. Die Dringlich-
keit der Jnterpellation wurde gegen wenige Stimmen der
Rechten und die Jnterpellation ſelbſt mit den Stimmen der
Linken und der Oktobriſten gegen die der Rechten und der
Nationaliſten angenommen.

Eine Geſetzesvorlage über die Beaufſichtigung der Truſts
hat das ruſſiſche Handelsminiſterium ausgearbeitet. Die Ver-
träge der Truſts und Syndikate müſſen nach dem Entwurf der
Regierung bekanntgegeben werden. Jhre Tätigkeit ſoll der
Beaufſichtigung durch den Staat unterworfen werden.

Balkan.
Der ruſſiſch-türkiſche Vertrag, der Rußland in der aſiati

ſchen Türkei große wirtſchaftliche Vorteile ſichert, iſt jetzt in
Konſtantinopel unter zeichnet worden. Rußland erhält
die Konzeſſionen der geplanten Eiſenbahnen in Armenien und
im Kaukaſus, wabei ſich die türkiſche Regierung jedoch das
Recht vorbehält, die Eiſenbahnen ſelbſt zu bauen. Rußland
gibt ſeine Zuſtimmung zur Erhöhung der Zölle und zur Auf-
hebung verſchiedener Poſtanſtalten, erhält dafür die Zuſage
im Vertrage, daß in Armenien baldigſt Reformen durchgeführt
werden ſollen, und iſt künftig mit einem Delegierten in der
vitomaniſchen Schuld vertreten.

Soziales.
Friede zwiſchen Krankenkaſſen und Aerzten in Berlin.

Jn Berlin iſt es nach langwierigen Verhandlungen zwiſchen
Krankenkaſſen und Aerzten unter Leitung des Direktors des
Oberverſicherungsamtes GroßBerlin nunmehr zu einer Ver-
ſtändigung gekommen. Eine Delegiertenverſammlung des
Zentralverbandes der Berliner Kaſſenärzte, die Dienstag, den
28. d. Mts., tagt, hat noch zu den getroffenen Vereinbarungen
Stellung zu nehmen. Nach Lage der Verhältniſſe iſt anzu
nehmen, daß die Delegiertenverſammlung den Vereinbarungen
zuſtimmen wird. Auch die auf dem außerordentlichen Aerzte
tag in Berlin am letzten Sonntag gegen die Krankenkaſſen
erlaſſene ſcharfe Kriegserklärung wird daran nichts ändern.
Nähere Mitteilungen über den Jnhalt der für Berlin ge
troffenen Vereinbarungen folgen demnächſt,
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KruppProzeß.
P. B. Berlin, 28. Oktober 10918.

In der Dienstags Sitzung nahm ſofort der Oberſtaats-
anwalt Dr. Chrzeſcinski das Wort: Ich fühle mich genötigt,
eine Berichtigung über die geſtrigen Preißberichte zu machen.
Ich habe mit dem geſtern vernommenen Zeugen Hugenberg
eine ſcharfe Auseinanderſetzung gehabt und habe geſagt: Wehe
den mittleren Beamten meines Reſſorts, die ohne meine Ge
nehmigung die Schweigepflicht verlehen. Jn einigen Zei
tungen ſteht, ich hätte geſagt: Wehe den Subalternbeamten
Das Wort „Subaltern“ iſt amtlich nicht mehr gebräuchlich.
Es lag mir fern, in dieſem verächtlichen Sinne von den mir
unterſtellten Beamten zu ſprechen.

Es wird alsdann der frühere Berliner Generalbvertreter der
Firma Krupp, Wilhelm v. Mettzzen, unter Ausſetzung der
Vereidigung als Zeuge vernommen. Er bekundete auf Be
fragen des Vorſitzenden: Jch bin 1901 bei der Firma Krupp
eingetreten und wurde in den verſchiedenſten Reſſorts beſchäf
tigt. Jch wurde 1905 nach Berlin verſetzt, alsdann wieder
zurückverſetzt und 1909 als Leiter des Berliner Bureaus nach
Berlin geſchickt. Jch habe das Berliner Bureau vollſtändig
neuorganiſieren müſſen. Meine Tätigkeit beſtand in der
Hauptſache, Behörden zu beſuchen, um zu erkunden, welche
Lieferungen in Ausſicht ſtehen. Herr Direktor Eccius ſagte
mir, als ich nach Berlin fuhr: Wir haben in Berlin einen
Mann, der es verſteht,

unterirdiſche Nachrichten zu erhalten.
Vorſitzender: Das haben Sie bisher nicht geſagt. Sie gaben
bisher nur an, daß Jhr Vorgänger, Herr v. Schütz, eine ſolche
Aeußerung getan hat. Zeuge: Auch Herr Direktor Eccius hat
das geſagt. Der Ausdruck „unterirdiſch“ iſt im übrigen bei
der Firma Krupp gang und gäbe. Jch habe gegen die Tätig-
keit Brandts ſofort Bedenken gehabt, zumal er mir einmal die
Konſtruktion eines Geſchützzünders zeigte. Jch gewann die
Ueberzeugung, daß er davon nur Kenntnis auf illegalem
Wege erlangt haben konnte. Brandt hat überhaupt eine
Bureautätigkeit gar nicht ausgeübt, ſondern ſeine Tätigkeit be-
ſchränkte ſich lediglich auf Erhalt der Kornwalzer und deren
Ueberſendung nach Eſſen. Brandt legte mir außerdem einmal
eine Liquidation über 200 Mark vor, die, ſoweit ich mich er-
innere, von einem militäriſchen Beamten unterzeichnet war.
Jch beanſtandete die Liquidation und ſchrieb an Direktor
Eccius, daß ich mit der Tätigkeit Brandts nicht einver-
ſtanden ſei. Direktor Eccius antwortete, ich ſolle Brandt
ſagen, er ſoll mal auf einen Tag nach Eſſen kommen. Der
Zeuge beginnt einige Auszüge von, Briefen aus der Korre-
ſpondenz Eccius zu verleſen. Vorſitzender: Haben Sie dieſe
Briefe nicht im Original. Zeuge: Jawohl. Sie liegen in
meiner Wohnung.
unterbrechen. Der Zeuge ſagte in der Vorunterſuchung, er
werde den lückenloſen Beweis für die Schuld der Angeklagten
führen. Jetzt überfällt er geradezu die Angeklagten mit ganz
neue Behauptungen. Jch kann mich mit den Auszügen dieſer
ſo wichtigen Korreſpondenz nicht begnügen. Der Zeuge über-
fällt nicht nur die Angeklagten, ſondern auch mich. Jch muß
deshalb beantragen,

die Verhandlung zu unterbrechen
und beantrage, zu beſchließen, die geſamte Korreſpon-
den z zu beſchlag nahmen. Vorſitzender: Es iſt bei
Jhnen Hausſuchung gehalten worden, dieſe Korreſpondenz iſt
aber nicht worden. Zeuge: Das war ein Zufall. Jch
war zurgeit in Eſſen, um mich mit meinem Anwalt, Herrn
Juſtizrat Dr. Wallach, zu beraten und habe deshalb die ge
ſamte Korreſpondenz mitgenommen. Vorſitzender: Es iſt aber
auch bei Juſtizrat Dr. Wallach Hausſuchung gehalten und nur
ein Teil der Schriftſtücke gefunden worden. Zeuge: Jch habe
den größten Teil der Korreſpondenz wieder mitgenommen und
ſie meinem Vater, der auch Juriſt iſt, unterbreitet. Mein
Vater war gleich dem Juſtizrat Dr. Wallach der Anſicht, daß
die Korreſpondenz für dieſen Prozeß

von größter Erheblichkeit ſei.
Jch habe ſie deshalb nicht ausgeliefert. Oberſtaatsanwalt:
Das Verhalten des Zeugen iſt ſehr eigentümlich. Es wäre
erforderlich geweſen, die Korreſpondenz in der Vorunter-
ſuchung zu haben, um dieſe genau prüfen zu können und um
den Angeklagten Gelegenheit zu geben, ſich darüber zu äußern.
Das verlangt die Gerechtigkeit. Der Zeuge muß außerdem
noch „Kornwalzer“ in ſeinem Beſitz haben. 15 „Kornwalzer“
ſind augenſcheinlich dem Abgeordneten Dr. Liebknecht über-
ſandt worden. Es

fehlen immer noch 30--40 „Kornwalzer“,
wenn auch nur in Abſchrift. Zeuge: Jch habe „Kornwalzer“
nicht mehr im Beſitz. Landrichter Dr. Berlin: Haben Sie die
Korreſpondenz in Jhrer Wohnung aufbewahrt? Zeuge: Ja-
wohl. Einige Schriftſtücke befinden ſich in meinem Arbeits
zimmer,

die anderen ſind im Sofa verſteckt.
Die Verteidiger ſchließen ſich dem Antrage auf Beſchlagnahme
der Schriftſtücke an. Zeuge: Jch glaubte, nicht nötig zu
haben, die Originale dem Gericht einzureichen. Verteidiger
Dr. v. Gordon: Sie haben an das Gericht eine große Anzahl
von Eingaben gemacht und geſagt, daß Sie das ganze Material
ausgeliefert haben. Es wäre deshalb ganz beſonders Jhre
Pflicht geweſen, die Originalbriefe auszuliefern.

Nach kurzer Beratung beſchließt der Gerichtshof, ein Mit-
glied des Richterkollegiums und den Aſſiſtenten der Berliner
Kriminalpolizei zu beauftragen, in der Wohnung des Zeugen
v. Metzen ſofort Hausſuchung zu halten und ſämtliche Schrift
ſtücke ſowohl diejenigen in Abſchrift als auch

die Originale zu beſchlagnahmen
und die Sitzung bis 2 Uhr nachmittags zu unterbrechen.

Gegen 4 Uhr nachmittags wurde die Verhandlung wieder
eröffnet. Es wurde ein großes Aktenbündel auf den Tiſch
gelegt, das in der Villa des Zeugen v. Metzen in Schlachtenſee
beſchlagnahmt worden iſt. Der Vorſitzende wollte zunächſt
einen Brief vom 23. Auguſt 1909 verleſen. Dazu erbat ſich
Verteidiger Dr. Löwenſtein das Wort: Jch muß im Namen
meines Klienten, des Angeklagten Brandt Proteſt erheben,
daß die beſchlagnahmten Briefe verleſen werden, ehe die Pro
zeßbeteiligten davon Kenntnis genommen haben. Der Herr
Oberſtaatsanwalt ſagte heute vormittag mit Recht, nicht bloß
die Angeklagten, auch die Staatsanwaltſchaft ſei von Herrn
v. Metzen überfallen worden. V. Metzen hat in Zeitungen
veröffentlicht, daß er in der Hauptverhandlung ein Material
vorbringen werde, daß die Angeklagten überführen werde.
Keiner der Prozeßbeteiligten kennt den Inhalt der beſchlag-
nahmten Briefe. Wir ſind nicht in der Lage, zu prüfen, ob
die Briefe zur Sache gehören. Jch erkläre daher, daß ich es
als unzuläſſige Beſchränkung der Verteidigung anſehen würde,
wenn die Briefe zur Verleſung kämen, ohne den Verteidigern
vorher Gelegenheit zu geben, Einſicht in ſie zu nehmen. Die
beſchlagnahmten Briefe bilden einen weſentlichen Beſtandteil
der Akten. Dieſe ſind laut Prozeßordnung der Verteidigung
in der Vorunterſuchung vorzulegen. Die Verteidigung will
nicht die Sache verſchleppen, jedoch bei der großen Bedeutung
des Prozeſſes, der unter Umſtänden lange Wochen dauert, kann
es auf einige Stunden nicht ankommen. Wir ſind genötigt,
uns mit unſeren Klienten zu beſprechen. Verteidiger v. Gor-
don: Jch will im Namen des Direktors Eccius keinen be-
ſtimmten Antrag ſtellen. Eccius ſoll die Briefe geſchrieben
bezw. erhalten haben, er muß mithin die Briefe kennen. Aber
die Briefe ſind Eigentum der Firma Krupp. Es fragt ſich,
ob dieſe ihr Eigentum nicht mehr in Anſpruch nehmen will.
Außerdem iſt dem Herrn Oberſtaatsanwalt bekannt, daß die
Briefe unter Umſtänden einen Jnhalt haben, der

die öffentliche Sicherheit r ig
könnte. on aus dieſem Grunde iſt es erforderlich, von den
Briefen ihrer Verlefung Kenntnis zu nehmen. Jch ſchließe

Oberſtaatsanwalt: Jch muß den Zeugen

mich daher dem Antrage meines Mitverteidi
an. Oberſtaatsanwalt: Jch kann die
Herren Verteidiger nicht für durchgreifend anſehen; die Briefe
ſind von einem Mitgliede des Gerichtshofes beſchlagnahmt
worden. Es iſt deshalb zuläſſig, daß die Briefe hier in öffent-
licher Sitzung gemeinſam zur Kenntnis gebracht werden.
Sollte wider Erwarten in den Briefen etwas ſtehen, was die
Staatsſicherheit gefährden könnte, dann werde ich ſelbſtver
ſtändlich Ausſchluß der Oeffentlichkeit beantragen. Ver-
teidiger Dr. Löwenſtein: Jch h erwidern, daß auf Grund
der Strafprozeßordnung die Verleſung der Briefe vor Einſicht-
nahme unzuläſſig iſt. bin im übrigen auch der Anſicht
des Herrn Verteidigers Gordon, daß unter Umſtänden eine
Gefährdung der Staatsſicherheit zu beſorgen iſt. Dies läßt
ſich aber nicht vorausſehen. Verteidiger v. Gordon: Jch bin
der Anſicht, daß nicht bloß die Prozeßbeteiligten, ſondern auch
die Herren Sachverſtändigen vom Jnhalt der Briefe Kenntnis
haben müſſen, ehe ſie verleſen werden können.

Nach längerer Beratung beſchließt der Gerichtshof, daß zu
erſt der Unterſuchungsrichter vernommen werden ſoll. Dieſer
bekundet, er habe ſeinerzeit ſämtliche Schriftſtücke, die er bei
Herrn v. Metzen gefunden habe, beſchlagnahmt. Eine große
Anzahl Briefe, die mit der Sache ſelbſt abſolut nichts zu tun
haben, ſind auf Antrag des Herrn Oberſtaatsanwalts dem
Zeugen wieder zurückgegeben worden. Der Oberſtaatsanwalt
beſtätigt das. Der Gerichtshof hat mittlerweile beſchloſſen,
dem Proteſte der Verteidiger ſtattzugeben, die Verhandlung
für heute zu vertag en. Wenn die Briefe verleſen werden
ſollen, ſei es erforderlich, den Angeklagten Eccius darüber zu
vernehmen. Die Verleſung der Briefe müſſe in Verbindung
mit der Vernehmung des Zeugen v. Metzen erfolgen. Dies
könne aber nicht eher geſchehen, bis nicht der Vorſitzende ſelbſt
Einſicht in die Briefe genommen habe. Die Verhandlung
wurde darauf auf Donnerstag vertagt.

Gewerkſchaftliches.
Scharfmacherei in der Genoſſenſchaftsbewegung.

Aus den Praktiken der Verlags geſellſchaft Deut
ſcher Konſumvereine m. b. H. in Hamburg teilt der
Vorwärts auf Grund eines Briefwechſels, der mit dem Re
dakteur der Konſum genoſſenſchaftlichen Rundſchau, Dr. Auguſt
Müller, geführt wurde, recht intereſſante Dinge mit:

Nach den Prinzipien, die ſcheinbar für ſozialiſtiſche Unter-
nehmerbetriebe maßgebend ſind, war im Anſchluß an den Ge-
noſſenſchaftstag in Dresden hinter verſchloſſenen Türen die
Generalverſammlung der Verlagsgeſellſchaft deutſcher Konſum-
vereine abgehalten worden. Das war am 20. Jnni. Am 20. Sep-
tember erſchien in der Konſum genoſſenſchaftlichen Rundſchan
ein Artikel, der die Reden von Dr. Müller-Hamburg, des Buch-
druckers Fuſt-Eſſen und des Herrn Kaufmann-Samburg über
den Konflikt mit den Buchdruckern ſtenographiſch wiedergab.
Die übrigen dazu gehaltenen Reden wurden nicht wiederge-
geben, um den Raum der Konſum genoſſenſchaftlichen Rundſchau
durch die Behandlung des Konflikts „nicht im Uebermaß zu be-
laſten“, ſe daß die Genoſſenſchaftsmitglieder auch heute noch
nicht wiſſen, wie ſich ihre Vertreter auf der Generalverſamm-
lung zu dieſer wichtigen Streitfrage geſtellt haben.

Jn ſeiner Rede hat nun Herr Kaufmann Behauptungen auf
geſtellt, die gewiß ihren Zweck, gegen die Buchdrucker Stimmung
zu machen, nicht verfehlt haben, und die ſicherlich zu dieſem

wecke auch in der n fett gedruckt wurden. Soweit der

e

ers vollinhaltlich
usführungen der

rühere Arbeiterausſchuß von dieſen Behauptungen betroffen
wurde, wandten ſich deſſen Mitglieder, die noch dem Betriebe
angehören, in folgender Berichtigung en

1. Es iſt unwahr, daß der Arbeiterausſ ſein Amt nieder
gelegt hat, wahr dagegr iſt, daß die Mitglieder des Arbeiter-
ausſchuſſes in ihrer Geſamtheit eine Wiederwahl ablehnten,
nachdem ihre Amtsdauer ordnungsgemäß abgelaufen war.

2. Es iſt unwahr, daß von Mitgliedern des Arbeiteraus-
ſchuſſes bei Ueberreichung der Lohn- und Arbeitsbedingungen
(nach der Tariferneuerung einen Tag' vor ihrem Jnkrafttreten.
Die Red.) geſagt wurde: „Wir haben heute keine Zeit, wir
haben etwas andres zu tun!“ Wahr dagegen iſt, daß der Ob-
mann des Arbeiterausſchuſſes dem Betriebsleiter erklärt hat:
Der Arbeiterausſchuß iſt nicht imſtande, eine zwölf Seiten
lange Arbeitsordnung an einem Abend zu beraten, und ohne

ründliche Prüfung könne er ſeine Unterſchrift nicht geben. Zu
m hat der Betriebsleiter erklärt, daß an den Lohn und Ar

beitsbedingungen nichts mehr zu ändern ſei, es könne ſich nur
um unweſentliche Dinge handeln.

3. Es iſt unwahr, daß vom Perſonal und dem Arbeiteraus-
ſchuß fort und fort über den Tarif hinausgehende Forderungen
geſtellt wurden, und daß der Arbeiterausſ derartige Forde
rungen an die Geſchäftsleitung gerichtet hat. Wahr dagegen
iſt, daß der Arbeiterausſchuß überhaupt. keine Forderungen an
die Geſchäftsleitung geſtellt hat.

4. Es iſt unwahr, daß die Mitglieder des Arbeiterausſchuſſes
eine Wiederwahl ablehnten, weil ſie vom Perſonal ſchlecht be
andelt worden ſind; wahr i ſie eine Wiederwahl ab-
ehnten, weil ſie die vollſtändige Bedeutungsloſigkeit des Ar-

beiterausſchuſſes einſahen, und weil ihnen von der Geſchäfts
leitung nur eine rein dekorative Stellung ohne jeden Einfluß
auf das Arbeitsverhältnis eingeräumt wurde.

5. Es iſt zum Schl e r, daß der Arbeite chuß beider Geſchäſtoleitung a r I e Klage führte, daß er vom
Perſonal unwürdig behandelt worden iſt.

Das iſt die Berichti die unter Hinweis auf den S 11 des
Preßgeſetzes eingereicht wurde. Jn jedem Arbeiterblatte wäre
die Berichti ng ſelbſtverſtändlich nommen worden gewiß
ſogar in jeder kapitaliſtiſchen Zei Anders in dem ſoziali-
ſtiſchen Unternehmerblatte, der mſum genoſſenſchaftlichen
Rundſchau. Am 20. September war die Berichtigung abgeſchickt
worden. Herr Kaufmann ließ ſie bis zum 29. September liegen,
wo Herr Dr. Auguſt Müller von einer Reiſe zurückkehrte. Herr
Dr. Auguſt Müller prüfte die Berichtigung mit tiefen Jnquiſi-
torenfalten im Geſicht und er fand nach beträchtlichem Wälzen
von Kommentaren heraus, daß ſie nicht den Bedingungen des
Preßgeſetzes genüge. Er wolle den Vorſtand entſcheiden
laſſen, ob er trotzdem aus lauter Gnade die Berichtigung auf-
nehmen ſolle. Das könne aber erſt am 4. Oktober geſchehen
Die Ausſchußmitglieder ſandten ein Gutachten des Arbeiter-
ſekretariats Hamburg ein, das die Berichtigung für einwand-
frei erklärte. Herr Dr. A. Müller erkannte das nicht an, ſon
dern dekretierte: Da ihr nicht bis zum 4. Oktober warten wollt,
lehne ich die Berichtigung glattweg ab. Ein parteigenöſſiſcher
Rechtsanwalt weiſt ihm nach, die Berichtigung ſei muſtergültig.
Nun rückt Herr Dr. Auguſt Müller mit der Autorität des
Staatsrechtslehrers Liſzt heran, der behaupte, falſche Tatſachen
müßten in einem Blatte nicht berichtigt werden, wenn geſagt
worden iſt, daß dieſe Behauptungen von anderer Seite aufge
ſtellt wurden. Herr Dr. Auguſt Müller hat Pech damit, denn
der Rechtsanwalt beweiſt ihm, daß er ſich jene Tatſachen durch
die Artikelform und den Fettdruck zu eigen gemacht hat. Aber
Herr Dr. Auguſt Müller lehnt trotzdem die Berichtigung ab.
Zur Begründung führt er, der ſich in dieſer ganzen Affäre mit
furiſtiſcher Flohknackerei amüſiert, aus: „Es iſt eine Unge-
hörigkeit, wenn Leute, die in einem Betriebe tätig ſind, etwas
berichtigt haben wollen und ſich dann ſofort auf den S 11 des
Preßgeſetzes berufen.“ Er vergißt, welches Gewicht in dieſem
Betricbe auf Formen gelegt wird, konnte doch Genoſſe Fuſt-
Eſſen auf der Generalverſammlung mitteilen, daß für die
Aeußerung von Wünſchen der ſchriftliche Weg vorgeſchrieben
iſt. Und mit eigener Logik ſagt Herr Dr. Auguſt Müller weiter,
man dürfe ſich nicht darauf berufen, „daß ich der Organiſation
der Buchdrucker die Aufnahme einer Berichtigung abgelehnt
habe, die ſich nicht auf den S 11 des Preßgeſetzes ſtützt. Das
trifft auch zu. Der Buchdruckerorganiſation gegenüber würde
ich Berichtigungen nur aufgenommen haben, wenn ſie dem S 11
entſprochen hätten.“ Aber von Arbeitern des Geſchäfts werde
eine Berichtigung ſelbſtverſtändlich aufgenommen da nur ein

J Konflikt der Geſchäftsleitung mit dem Verband, aber nicht mit
dem Perſonal veſtehe. Aber trotzdem wird dem Perſonal, mit
dem man im tiefſten Frieden lebt, die Berichtigung nicht ab
genommen, eben weil ſie ſich auf das Preßgeſetz bezieht.

Nicht am wenigſten iſt es amüſant, zu ſehen, wie Herr Dr.
Auguſt Müller Herrn Heinrich Kaufmann von den Rockſchößen
ſchüttelt. Seine e Argumentation heißt einfach: Dieſer
Heinrich Kaufmann iſt zwar mein Herr und Meiſter und er
ſitzt dos à dos zu mir eben hinter der Tür und was er geſagt
berührt zwar aufs tiefſte unſern ganzen Zeitungsbetrieb, aber
für ſeine t die ich abdruckte, lehne ich jede mora-
liſche und juriſtiſche Verantwortung ab. Hätte man Müllers
Ausführungen berichtigt, dann hätte er ſicher geſagt: Dieſer
mir, dem Redakteur der Konſum genoſſenſchaftlichen Rundſchau
Dr. Auguſt Müller, völlig fremde Dresſner Redner Dr. Auguſt
Müller hat dort gemacht, die ich zwar abdruckte,

richtigzuſtellen ich aber moraliſch noch juriſtiſch gezwungen
in.
Solches Verfahren darf in keinem von Arbeitern für Arbeiter

gegründeten Betriebe vorkommen. Es dürfte auch ſchwerlich in
einem nicht gerade von Scharfmachern geleiteten Unternehmer-
betriebe möglich ſein. Aber in der Verlagsgeſellſchaft deutſcher
Konſumvereine, der G. E. G. und in der Konſumgenoſſenſchaft-
lichen Rundſchau iſt es möglich geweſen. Die Arbeiter, auf
deren Schultern die moderne Konſumvereinsbewegung ruht, die
Genoſſenſchaftler, denen das Blühen der Genoſſenſchaftebewe-
gung zu danken iſt, müſſen endlich Sorge dafür tragen, daß
derartige für das Verhalten der Herren der Rundſchau typiſchen
Dinge in der Zukunft unmöglich werden. Unmöglich würden
ſie nur, wenn endlich an Stelle eines Syſtems, das nur wenigen
Perſonen die Leitung gibt, eine demokratiſche Organiſation
eintritt. Bei der Geſtaltung der Organiſation im vergangenen
Jahre und ſonſt haben wir ſchon hierauf hingewieſen Vergeb-
lich. Es iſt nun höchſte Zeit, die konſumgenoſſenſchaftliche
Organiſation demokratiſch, zu organiſieren. Das iſt um ſo
mehr erforderlich, als Neugründungen, wie eine Genoſſen-
ſchaftsbank, in Ausſicht ſtehew und die heutige Organiſation
dem Mißtrauen vollberechtigte Nahrung gibt, daß die ge-
waltigen, formell in wenigen Händen konzentrierten Mittel
nicht für, ſondern gegen die Arbeiter Verwendung finden
können.

Gelbe Streikbrechervereine.
Der Verband der Papier- und Zellſtoff -Fabri-

kanten hat vor einiger Zeit ſeinen Mitgliedern den Rat er
teilt, mit den Organiſationen der Arbeiter nicht zu verhan
deln, Tarifverträge mit den Arbeitern abzulehnen, im Falle
eines Streiks ſchwarze Liſten herauszugeben uſw. Dann aber
befindet ſich eine Stelle im Rundſchreiben, die lautet:

Verſuche in deiner Fabrik einen vaterländiſchen Werkver-
ein zu gründen oder deine Arbeiter wenigſtens teilweiſe
einem nationalen Arbeiterverbande anzu
ſchließen. Dieſe Verbände wollen den Ausſtand ver-
en und wollen dir in Streikfällen eine wertvolle Stütze
ein.

Kampf den um ihre Rechte kämpfenden Arbeitern, dafür
Unterſtützung ſolcher Organiſationen, die die Arbeiter zu Ver
rätern und Streikbrechern erziehen: das iſt das Beſtreben der
Scharfmacher. Sie ſelbſt verlangen von ihren Kollegen
Klaſſenſolidarität, ja ſie erzwingen dieſe mit allen Mitteln
des Terrors. Von den Arbeitern aber erwarten ſie, daß ſie
ihre eigenen Jntereſſen vergeſſen, daß ſie ſich gar organiſieren
zu dem Zweck, die proletariſche Klaſſenſolidarität zu zertrüm-
mern. Und leider finden ſich auch noch Arbeiter, die aus
Dummheit, oder weil ſie ehr- und ſchamlos genug ſind, ſich
auf ihre Arbeitsbrüder hetzen laſſen.

Differenzen im Stettiner Fleiſchergewerbe.
Jm Stettiner Fleiſchergewerbe drohen allgemein Diffe

renzen auszubrechen. Dem Zentralverband der Fleiſcher iſt
es verſchiedentlich gelungen, mit den Fleiſchermeiſtern Tarife
abzuſchließen. Jn anderen Betrieben, wo das bisher noch
nicht gelang, hat aber wenigſtens die Organiſation unter den
Geſellen Eingang gefunden. Je mehr Boden der Verband
gewinnt, um ſo nerbvöſer und hartnäckiger aber werden die
Meiſter. Vor kurzem haben die Fleiſcher im Geſchäft von
Paul Steeger die Arbeit eingeſtellt und die zuſtändigen
Jnſtanzen der Arbeiterſchaft haben den Bohkott über den Be-
trieb verhängt. Daraufhin hat die Jnnung den Geſellen den
Krieg erklärt, indem ſie mit der Ausſperrung droht. An den
organiſierten Fleiſchern wie überhaupt an allen Arbeitern
liegt es jetzt, Solidarität zu üben.
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Verantwortlich für Leitartikel, Politiſche Aeberſicht, Parteinachrichten Paul
Hennig; für Ausland, Feuilleton und Vermiſchtes Karl Bock; für Gewerkſchaft
liches, Stadtverordnetenwahl und Vom Kampfe der Frau Wilhelm Koenen;
für Halle und Saalkreis Otto Kilian; für Aus der Provinz Gottlieb Kasparek;
für die Anzeigen Wilhelm Herzig; Verleger Alfred Jähnig; ſämtlich in Halle.

Druck der Halliſchen GenoſſenſchaftsBuchdruckerei (e. G. m. b. H.).

Leſt die Arbeiter-Jugend!
Mari t,S er et

Verlangen Gie
die

Beſtellungen nimmt entgegen

2 P. S.
Ligarette
in der geſ. geſch.

ackung mit
em Tabak

blatt.

C ä

Sevro KJasmatzt K. G. Dresden
größte deieche Cigarettenfabrik.



Kuge

ralen
kaufen:

Kostüme
Räntel
Blusen
Röcke
Unterröcke
Schuhwaron

auſbequeme Tellzahlung
Von

vöoheont et Mk. an

Kingloſ

mit Untertassen,Janen

mod. Form, bunt
dek. od. Goldrand

ſauer

rand und bunt doek.

Taxe mit Notenlinien Paar 95 Pf.

b ren 9 re
butterdozen mit Untersatz

Odstzervice 7 teil. Golddekor

Kowmpottrervice n. vuns aer. 9) re Wekapnen

BAR h
Olr Sind bekannt Für bIIIIg und erwähnen nur eintge Artſkel

R IIIIEEETeezervice grosse Form, Oteilig 2

beleedoren an ger eent Forz. Ab re

fettäozen ne Porzellan

Kuchenkörde aceenreehen 88 28 20 r

Kuchenteller aurenbroehen 22 18 2 r

w. J
Abendbrotteller

Kaffeekannen

Br

tief u. faoh,Speizeteller Goldrand

tief u. flach,
Goldrand

gross, bunt dek.

Jeekanneg bunt dek.

95 r Achkannen bunt dek.

bunt dek.,

Fortsetzung des

zu Vorzugspreisen.

9s. 95 er

o 78 b r
88 20 r

a b r
ösna rJat

11 Leipzigerstr. 11

grün Kleeblatt, ö teil

frutucksrervſre Teeserole on
bunt dek., ö teilig

Kakkeerervlce68.
erste 4460

erg.Eingang Sa

8 ren Knoch. Elen,
X

8 kauft ſtets t S espreiſen
*2144

Flurlampen
ht,Alter Nartt 11, Telephon 1388.

haun
D7 bei Störungen, Stock-I ungen eto. die besten Präpa-

Küchenlampen

häneelumpen AMessing,

Majolika,
Guss,

rellan- Verkauf

dek., für 6 Personen

27 Pf.

f

a 500 risch- und Küchen-lampen

a 25 Iisehlampen
u o

la Auvfütnng 9* 3“

3.95 2.956 1.95

Boudoirlampen 2.95 1.95

95
95

ele bnligst. Prste und aitert-

Marke der Welt. 4419
I Spül- Apparate wie billig.
sie sein sollen, enorm EEEEIEEEIEEEENIENEIIISchon von 1.85 an. Gute 2.50.
I Beste 8.50 6.50.

I Briefl. Auskunft geg. 20 Pfg.
I Briefmarken.

Diskreter Versand.

I. med. EmtGevera
(Sanitas r Depot)

Halle a. d. S., Leipzigerstr. Il,
i Kleiner Sandberg,gang gegenüb. Vbrichskirehe.

Kein Laden. Frauenbedienung.

Sonder- Rein Alumintum! I

Angebote

M Beachten Sie die Auslagen in unserem Schaufenster! W

Neue Serien

Kraut-Abfället Reklumemarken
10 4. I. uwcienännenVorzügliche komplett, mit

Ia. Batterie und

Birne 965 75
58D pt

Ausctellung!

ſind unentgeltlich abzuholen bei
N. Lange, KI. Vlrioh-

C

N keinſte Knagt

Künsmeche

ähne
IIIIIIIIIIIMit und o ernuno der

Speslal- Behandlung für

nervöse und ängstliche
Personen [4076

Plomben Von allem Material
Zahn- Ateller

Britannia,
Halle,. Grosse Drichstr.

Wanslehben, am Bahnbof.

Teilzahlung. Telephon 8865.
Sehr mässige Preise.

Großer
Abbru

Zapfenstr., Sechülershof,
ſind ſofort billig zu verkaufen:
500 000 Mauerſteine, 500 ebm

Bauhol t ühren VBrenn
Türen und0olzet r lter Stelle und

iegel für Töpfer. *2142
Tel. 4545. Kurt Sehlegel,

Material liegt bereit z. Abfahren.
4

ERlektriseohe

Taschenlampen
mit Garantie Batterien

von 90 Pfennig an.

C. F. Ritter,

prima Wurstwaren.
Haus Rot- und Leberwurſt

nur 85 80 g..00ſämtlichechlack rſt nh chwaren a. empfiehlt

Hummel l
Triftſtr. (Boſtgebäude). [444

ScheokKkolade- u. Tuckerwaren
kauft man sehr gut u. unerreicht
preiswert in unseren Verkaufs-
stellen. Machen Sie einen Versueh
und Sie sind dauernder Kunde!
Thüring. Sehokoladenhaus,Merseburg, Kleine Rittergasse 1.
Eilenburg, Leipzigerstrasse 36.
Torgau, Bäckerstrasse 16.
Bitterfeld, Halleschestr. 17. *621

Sohlleder-Ausschnitt,
Schuhmacher-Artikel, 2486

Xoah, Gr. Xlauss t. 7.

R Reſheuſſgunrhans

Bilder vom kommenden Krieg!

Preis 00 Mk. Porto Druckſache 10 Pfg.
Zu beziehen durch die

Boleraherbee, Halle e S Hatz 4245.

Pa. Pökelknochen 35,

Ia. Sauerkohl
Grosse Vollneringe 5,

Ia. Spelge- Kartoffeln 75
10 Pfund

1 Zentner, frei Haus 2.25 I.

«äplfeh riehe Räueherwaren!

Konserven-Spezial-Gesehäft

F. H. Krause
Alter Markt 18 4444

Mersehurg-
Felix Hohlus, didatur

ſiehPa. n Wurst.
Sonnabends von 3 Uhr in

Benndorf b. NeumarKkK- Bedra
(nahe der Schule). *2136

Lumpen, v Eiſen,
71 Petalle, Gummi

Abert Bode j.
än ren feder Art beſ. bill.R Müblb.10. 73

Großer Poſten ZigarreeProf. Ehrüehs
ortwagenm,

rie
ar bilis S

Syphiiitixor. Worgen. Zonnerstag:
Fest.Palgendagen S

Aufxi Brogeh, l p. rasehe u o Vernburgerſtr. 14.
all. Vnterieſbs-

ohnseiden, ohneRuck fall Diskr. vorschi. M4. 1.20.

Spezialarzt Dr. med. Thisquen's
Biochemisches verfahren

n

S

entzKe,Weate 20

69

chlachtefeſt.

F. Ralte, gute ereinzeln, billig abz

Germer, Ludw.

in e und
ugeben. Witweuehererstr. 57

Arbeitsmarkt

Tüchtiger Dreher,
ſpeziell auch für Hähne, für
dauernd geſucht. Offerten an

E. KRönlg Co.,
Maſchinen und Avpparatebau,

Wittenberg, Bez. Halle. *2135

AnzeigenWohnungs-
laM e erm. Daſ.

8759d liches

Illx
auf Abzahlung,

Röckon, Bluson, Schuhen, Stiefeln ote,

Paul Sommer
Leipzigerstrasse 14

und II. Etage.

r

M ebenfalls elegante Paletots, Anzüge, Joppen für Herren u. Knaben
schon mit einer Anzahlung von 3 Mark an.

Grosse Auswahl in Pelz- Golliers, Kostümen, Damen Mäntaeln,
Wochenrate nur I Mark.

Du
e

St

Der Mo
wahl, aus
wählen m
teilung, d
Ausübung
entſtehen

zeigen, ſi
vorſtand

Da in
Wählerliſ
verſchiede:

wir alle
nicht erhc

Karte ab

Das ſ

Die H
die preu
räuber z
den oſtel
übertr
recht iſt
einteilur
ſchüchter
ſchen Au
aber ſyf
liche W
ſcheußlie

Es iſt
trieben
daran
ſchaff
die Wäk
die Ein
Wahlbez
ſann m
der Zuſ
dritten
daß die
wurde 1

Aber
demokra
man di

und häl
bei dem
zeigte.
verordn
ordnete
Begrün
einem
geſtellte
auch fr
terung
im Elſ
Sonnto
Reichst

waren
nach ke

wie Ko
Mittel
beite
käme
ger ur
nötigt

Ein
Sonnt
ſei, n
verſtoß

Aber
Sonnt
Eierta

gewöht
tagen
rale
wenn
Drei
ausrei

Das
Alle d



r 3 5 3 ungn r rBeilage zum Volksblatt.
Nr. 255

Stadtverordnetenwahl.
Die Wahllegitimationskarten aufbewahren!

Der Magiſtrat hat die Legitimationskarten zur Stadtverordneten
wahl, aus der jeder erſehen kann, wo und zu welcher Zeit er
wählen muß, verſchickt, Wir erſuchen die Wähler der dritten Ab
teilung, die Karten recht ſorgfältig aufzubewahren, da ſonſt bei
Ausübung des Wahlrechts Unannehmlichkeiten und Zeitverluſte
entſtehen können. Die Karte iſt bei der Stimmenabgabe vorzu-
zeigen, ſie dient als Legitimation und erleichtert dem Wahl
vorſtand gleichzeitig das Auffinden des Wählers in der Liſte.

Da infolge der zahlreichen Umzüge, die ſeit Aufſtellung der
Wählerliſte Ende Juni erfolgt ſind, die Möglichkeit vorliegt, daß
verſchiedene Wähler ihre Karten nicht bekommen haben, erſuchen
wir alle diejenigen, die in dieſen Tagen eine ſolche Wahlkarte noch
nicht erhalten haben, ſich im Wahlbureau, Großer Berlin 8, ihre
Karte abzufordern.

Sie häufen Anrecht auf Anrecht!
Das ſchandbare Dreiklaſſenſyſtem noch ver-

ſchlechtert.
Auf zum Wahlrechtskampf!

Die Halliſchen Proletarier haben gar keine Veranlaſſung,
die preußiſchen Junker als beſonders tolle Wahlrechts-
räuber zu brandmarken das Halliſche Bürgertum ſteht darin
den oſtelbiſchen Agrariern in keiner Weiſe nach. Ja, es
übertrifft ſie noch, denn beim preußiſchen Dreiklaſſen-
recht iſt durch die Bezirksdrittelung und die neue Wahlkreis-
einteilung für GroßBerlin wenigſtens ein ganz kleiner
ſchüchterner Verſuch gemacht, die allerſchlimmſten plutokrati-
ſchen Auswüchſe zu beſeitigen. Das Halliſche Bürgertum geht
aber ſyſtematiſch und unausgeſetzt darauf aus, das kümmer-
liche Wahlrecht zur StadtverordnetenVerſammlung noch
ſcheußlicher zu verunſtalten.

Es iſt faſt ein Gaukelſpiel, was mit den Bezirkswahlen ge-
trieben worden iſt. Als die Arbeiter vor Jahren dicht
daran waren, in einigen Bezirken die Mandate zu erobern,
ſchaffte man die Bezirke ab und ließ in der Altſtadt
die Wähler insgeſamt nach Liſten wählen. Als jetzt aber auch
die Einverleibung der Vororte in den einen allgemeinen
Wahlbezirk möglich und konſequenterweiſe nötig wurde, be-
ſann man ſich darauf, daß dann unter Umſtänden bei
der Zuſammenlegung die Sozialdemokratie alle Mandate der
dritten Klaſſe erobern könnte. Deshalb wurde es ſo gelaſſen,
daß die Vororte für ſich blieben: Das Bezirksſyſtem
wurde neben der Liſtenwahl beibehalten!

Aber das genügt noch nicht als Damm gegen die Sozial
demokratie. Als wichtigſte Verſtärkung dieſes Dammes hat
man die

Dreitagewahl eingeführt
und hält krampfhaft an ihr feſt, wie ſich das kürzlich treffend
bei dem Kampf der Rathausreaktion gegen die Sonntagswahl
zeigte. Bekanntlich hatten unſere Parteigenoſſen im Stadt-
verordnetenſaale beantragt, daß die bevorſtehenden Stadtver-
ordnetenwahlen an einem Sonntage ſtattfinden ſollten. Zur
Begründung machten ſie geltend, daß die Arbeiter an
einem Sonntage keinen Lohnausfall hätten, die An-
geſtellten und kleinen Geſchäftsleute fühlten ſich Sonntags
auch freier und würden ſomit die Sonntagswahl als Erleich
terung anſehen. Eine ganze Reihe Städte in Süddeutſchland,
im Elſaß, aber auch Königsberg im Norden hätten bereits die
Sonntagswahl und das katholiſche Bayern habe ſogar eine
Reichstagswahl Sonntags ſtattfinden laſſen. Trotz alledem
waren aber die Konſervativen im Verein mit den Beamten
nach keiner Richtung hin geneigt, der Sonntagswahl irgend-
wie Konzeſſionen zu machen. Der Sprecher der Beamten und
Mittelſtändler, der Stadtv. Kühme, betonte, daß die Ar-
beiter ſchon am allerzahlreichſten zur Wahl
kämen und man ihretwegen nicht ehrenamtliche tätige Bür-
ger und ſtädtiſche Beamte, die zum Betriebe der Wahl be-
nötigt würden, Sonntags arbeiten laſſen dürfte.

Ein Stadtv. Mehyer, Rechtsanwalt, meinte, nachdem die
Sonntagsruhe für das Handelsgewerbe kürzlich erſt erweitert
ſei, würde man gegen die damals aufgeſtellten Grundſätze
verſtoßen, wenn man jetzt die Sonntagswahl beſchließe.

Aber auch die Liberalen waren nur bedingt für die
Sonntagswahl. Jhr Redner Herzfeld machte folgenden
Eiertanz: Der Sonntag als Wahltag ſei durchaus nichts un
gewöhnliches, in der Schweiz fänden alle Wahlen an Sonn
tagen ſtatt. Zudem ſei die Sonntagswahl eine alte libe
rale Forderung. Trotzdem ſei es aber wohl am beſten,
wenn Sonnabends, Sonntags und Montags gewählt würde.
Drei Tage brauche man, um bei öffentlicher Wahl
ausreichend Gelegenheit zur Stimmabgabe zu gewähren.

Das waren die Erklärungen der drei bürgerlichen Gruppen.
Alle drei wurden von unſern Genoſſen widerlegt. Dem Herrn
Kühme wurde geſagt, daß ſämtliche kirchliche Wahlen Sonn
tags ſtattfänden. Dem Herrn Meyer wurde erwidert, oaß
phyſiſche Arbeit doch nicht mit der Ausübung eines Staats
bürgerrechts zu vergleichen ſei, und Herzfeld mußte ſich be
lehren laſſen, daß der „alte liberale“ Standpunkt wohl nicht
zulaſſe, daß neben dem Sonntage noch zwei Wochentage
zur Wahl genommen würden.

Es nützte aber alles nichts, die geſamte bürgerliche Reaktion
ſtemmte ſich gegen den von den Sozialdemokraten angeſtrebten
Fortſchritt. Wo es gilt, die Intereſſen der Demokratie nieder
zuknüppeln, ſind ſich die Bürgerlichen alle einig. Keiner von
ihnen erhob ſich für einen Sonntag als Wahltag, da damit
ja die Dreitagewahl und gleichzeitig das terroriſtiſche Schlepp-
ſyſtem der Beamten beſeitigt worden wäre. Aber auch der
Antrag Hergzfeld, wenigſtens einen Sonntag mit zu den drei
Wahltagen zu nehmen, wurde mit großer Mehrheit nieder
geſtimmt. Das Halliſche Bürgertum will eben keinerlei Ver-
beſſerung des Dreiklaſſenrechts.n Wie ſehr man am Ende gar noch darauf bedacht iſt,

Halleſche
Steuerzahler nicht einmal in den Beſitz dieſes Schandrechts

kommen zu laſſen,
zeigte ſich bei der Beratung über die gegen die Richtigkeit der
Liſte erhobenen Einſprüche. Von 189 Einwendungen wollte
man 44 nicht als berechtigt anerkennen, obwohl die Gründe
dieſer Ablehnung arg zerzauſt wurden.

Halle (Saale), Donnerstag den 30. Oktober 1913

Genoſſe Gerig beantragte, von den 44 auch diejenigen
noch zur Wahl zuzulaſſen, die nur eine einmalige Geld
unterſtütz ung von der Armenverwaltung erhalten haben.
Nach dem 1809 erlaſſenen Geſetze ſolle eine einmalige Unter
ſtützung zur Behebung einer Notlage nicht als Armen-
unterſtützung gelten, durch die man das Wahlrecht
verliert. Weiter beantragte er auch alle die noch in die Liſte
aufzunehmen, die bis zum 16. Oktober das wahl-
fähige Alter erlangen. Die Form, daß derjenige, der
am Tage des Liſtenſchluſſes, dem 15. September, noch nicht 24
Jahre iſt, nicht zugelaſſen wird, ſei ungerecht. Man müßte
alle bis zum Wahltag 24 Jahre alt werdenden Perſonen zu-

laſſen. Da nun der 15. Oktober der Tag iſt, an dem ſpäteſtens
die Wahlvorbereitungen beendet ſein müſſen, beantragte er
ein für allemal, die Perſonen, die bis zum 15. Oktober 24 Jahre
alt werden, in die Liſte aufzunehmen. Schließlich erſuchte er
noch, auch die in die Liſte aufzunehmen, die alle ſonſtigen Be
dingungen erfüllen, aber noch nicht ein volles Jahr
hier anſäſſig ſind. Nach 8 6 der Städteordnung kann
durch Beſchluß dieſen Zugezogenen das Wahlrecht gegeben wer-
den. Er erſuchte, von dieſem Beſchlußrecht Gebrauch zu
machen.

Dieſe ſozialdemokratiſchen Anträge bekamen aber nur die
Stimmen unſerer Genoſſen, alle anderen Stadt-
verordneten ſind gegen irgendwelche Erweiterung der Rechte!!
Sie ſtimmten nur dem Vorſchlage des Ausſchuſſes zu, die 145
in die Liſte aufzunehmen, bei denen es nun einmal gar nicht
anders geht.

Die brutale Rechtsloſigkeit ſoll unverändert bleiben. Linde-
rungen des Unrechts macht das Bürgertum nicht, trotz ſeines
ſonſtigen Geredes vom gleichen Wahlrecht, von Wahlfreiheit
und anderen ſchönen Dingen. Das iſt alles eitel Schaum-
ſchlägerei, denn ſelbſt das brutale Dreiklaſſenwahlrecht iſt ja
dem Bürgertum, wie die Verſchlechterungen beweiſen, noch zu
freiheitlich. Wie erbärmlich tief die bürgerlichen Helden
damit geſunken, zeigen die ſcheußlichen Auswüchſe, die die
Dreiklaſſenſchmach wieder hervorgebracht hat. Bei der Wahl
ſtehen hier ganze 313 Wähler erſter Klaſſe mit demſelben
Stimmengewicht 27875 Wählern dritter Klaſſe gegenüber. Faſt

hundertfach mehr Wahlrecht haben die Geldſacksleute
alſo gegenüber den Beſitzloſen. Und rechnet man die 2945
Wähler der zweiten Klaſſe als Anhänger des Reichtums, ſo
kommt heraus, daß 3258 Mann in Halle vermöge des Geld-
ſackwahlrechts die ganze Einwohnerſchaft der Stadt unbe-
ſchränkt beherrſchen.

Das aufreizende Geldſacksregiment leuchtet draſtiſch aus
den Steuerſummen hervor, die die Grundlage dieſer Herr-
ſchaftsverteilung geben. Jn der Altſtadt bringt der größte
Steuerzahler die Steuerſumme von 109344 Mark ein; nur
wer mehr als 2225,25 Mk. Steuern zahlt, darf noch mit ihm
in der erſten Klaſſe wählen Die zweite Klaſſe zahlt
von 2221,95 Mk. bis herab zu 307,31 Mk. Steuern, was darunter
iſt, iſt rechtloſer, drittklaſſiger Plebs.

Ganz ähnlich liegt es in den Vororten. Erſtklaſſige ſind
da nur die Steuerzahler von 109 544,57 Mk. bis herab zu
4193,47 Mk., für das Wahlrecht der zweiten Klaſſe muß man
4191,35 Mk. bis herab zu 273,42 Mk. zahlen, wer weniger zahlt
verſinkt in die Proletenmaſſe.

So iſt nach Geldſacksgnaden das „Recht“ verteilt.
Brutal rückſichtslos und ohne Gefühl, wie es eben nur das
Kapital ſein kann, wird das Menſchenrecht, das höchſte
aller Güter, nach Pfennigen abgewogen! Flam-
mender Zorn der Entrüſtung ſollte jeden packen und ihn auf
peitſchen zum heftigften Kampfe gegen ein ſo verruchtes
Syſtem. Alle Entrechteten müſſen wie ein Mann daſtehen und
die beſten Kräfte daran ſetzen, um dieſe ſchmachvollen Zuſtände
zu überwinden.

Fort vor allen Dingen mit den drittklaſſigen Stadtverord-
neten, die es wagen, dieſes Syſtem noch zu ſtützen und es gar
noch toller, noch niederträchtiger geſtalten helfen.

Stadtverordnetenwahl bedeutet Wahlrechtskampf!

Liberale Sünden an vor Volksgeſundheit.
Kennzeichnend für die ſozialreaktionären Gelüſte der Fort

ſchritkler bleibt eine Debatte, die im Stadtverordnetenſaal über
die Erweiterung des Stadtarztinſtituts ſtattfand. Vom Magi-
ſtwat war dem Kollegium die Vorlage unterbreitet worden,

eine Aſſiſtenzarztſtelle

für das Stadtarztinſtitut zu ſchaffen. Obgleich der Papvtei-
genoſſe der Liberalen, Stadtv. Dr. Herzau, als ärztlicher Sach-
verſtändiger ſich alle Mühe gab, zu beweiſen, daß die Anſtellung
eines Aſſiſtenzarztes unbedingt nötig ſei, ſtimmten die Herren
Fortſchrittler doch gegen die Magiſtratsvorlage. Dabei be
trug die Mehvausgabe nur 2100 Mk. Aber das half alles
nichts: Die Fortſchrittsheldan haben eben ihre Hausärzte. Sie
ſind wohl behütet und verſorgt, mag das Proletenvolk im
„freien Spiel der Kräfte“ dahinſterben. Herr Döhler, der
jetzt wieder zur Wahl ſteht, tat ſich neben ſeinen Mitliberalen
Gieſe und Meyer ganz beſonders in dieſem Kampfe gegen die
öffentliche Geſundheitspflege hervor.

Sind die Herren Fortſchrittler einerſeits nicht dafür zu
haben, die Gefundung des Volkes mit ſtädtiſchen Mitteln zu
fördern, ſo ſind ſie andererſeits völlig damit einverſtanden, daß
ein dauernder Krankheitsherd,

die Bordellwirtſchaft auf dem Schlamm,
fortbeſteht und von dort aus durch Tauſende von Beſuchern die
Anſteckung weitergetragen wird.

Obgleich 80 bis 90 junge Mädchen im Kampfe ums Daſein
ſchon bis zur Proſtitution herabgeſunken ſind und die hieſige
Ortsgruppe des deutſchen Sittlichkeitsvereins in einer Peti-
tion die Aufhebung der Bordelle beantragte, hatten die meiſten
bürgerlichen Shadtverordnehen für ein ſolches geſundheits-
förderndes Vorgehen doch abſolut kein Verſtändnis. Jn der
Petition wieſen die Petenten darauf hin, daß die Duldung der
Bordellewidergeſetzlich ſei und auch gegen F 180 des
Reichsſeuchengeſetzes verſtoße, daß die öffentlichen Häuſer
ferner dem Ehebruch Vorſchub leiſteten, eine Hochſchule der
„widernatürlichen Unzucht“, ein gefährlicher Anſteckungsherd
der ſtark verbreiteten Syphilis und ſonſtiger Geſchlechtskrank-
heiten ſowie eine Quelle ſozialen und wirtſchaftlichen Elends ſeien.
Vom Genoſſen Oſterburg wurde dazu ausgeführt, daß nur das
Recht auf Exiſtenz dazu führen könne, der Proſtitution den Lebens-
faden abzuſchneiden. Wie ſchlecht es aber mit dieſer Exiſtenz be-
ſtellt ſei, beweiſe die überaus ſchlechte Bezahlung der weiblichen

24. Jahrg.

Arbeitskräfte in Handel und Jnduſtrie, die vielfach die Mädchen
zwingen, ſich der Proſtitution zu ergeben, um nur exiſtieren zu
können. Die Ausbeutuug des Menſchen durch den Menſchen ſei es
alſo, die bei der Frauenwelt vielfach den „Verkauf der Liebe“
bedinge. Die Aufhebung der Bordelle müſſe unbedingt herbei-
geführt werden, da die Proſtituierten von den Bordellbeſitzern ganz
beſonders ausgebeutet und außerdem noch drangſaliert und malträtiert
würden. Müſſen doch die Proſtituierten an ihre „Arbeitgeber“
vielfach einen täglichen Tribut von 8--10 Mk. und noch mehr zahlen,
um dem traurigen Gewerbe frönen zu dürfen. Man möge ſich
ein Beiſpiel an Kopenhagen nehmen, dort ſeien die Bordelle auf
gehoben, und man habe gute Erfahrungen gemacht, zumal laut
Geſetz in Dänemark jeder verpflichtet ſei, ſich auf Staatskoſten
in irgend einem Krankenhauſe von einer eventuellen Geſchlechts
krankheit kurieren zu laſſen. Während in Deutſchland bis vor kurzer
Zeit die Krankenkaſſen noch nicht einmal für die Kurkoſten von
Geſchlechtskranken aufzukommen brauchten.

Alle dieſe Begründungen konnten aber die bürgerlichen Stadt
verordneten, und ganz beſonders die Liberalen nicht bewegen, die
Aufhebung der Bordelle zu beſchließen. Für Beſeitigung der
Arbeitsloſigkeit, für Not und Elend, Aufhebung der Proſtitution
und andere ſoziale Schäden am Volkskörper haben die bürgerlichen
Stadtverordneten kein ſoziales Verſtändnis, im Gegenteil, das paßt
alles in ihr Spiel der freien Kräfte hinein. Es wird alles ſo ein-
gerichtet wie es den Beſitzenden am nützlichſten iſt, mag dabei auch
mit Bordellen aber ohne Stadtarzthilfe das Volk den ſchleichenden
Seuchen erliegen. Der Liberale weiß, es geſchieht ihm nichts dafür.
Und er hat recht, wenn nicht die Arbeiter bei der kommenden Wahl
in Maſſen das Gegenteil beweiſen.

Halle und Saalkreis.
Halle (Saale), den 29. Oktober 1913.

Achtung, Gewerkſchaften und Vereine!
Am Donnerstag, den 6. November, finden zur

Agitation für die Stadtverordnetenwahlen

drei öffentliche Verſammlungen
ſtatt. Vorgeſehen ſind als Verſammlungslokale der
„Volkspark“, die „Ballſäle“ und der „Letzte Dreier“.
Als Redner ſind gewonnen worden der Landtags
abgeordnete Hirſch-Berlin, der Reichstagsabgeordnete
Albrecht- Halle und der Stadtverordnete Lehmann-
Leipzig.

Wir erſuchen dringend, an dieſem Tage
keinerlei Veranſtaltung zu treffen.

Der Vorſtand des 6ozigldemokratiſchen Vereins
für Halle- Saalkreis.

Das Wettiner Verſammlungsverbot.
Jn der Sonntagsnummer wurde bereits auf die eigenartigen

Praktiben hingewieſen, die der Bürgermeiſter Fuhrmann in
Wettin anwandte, um das Verſammlungsrecht des arbeidten
den Volkes illuſoriſch zu machen. Unſere Leſer werden ſich be
reits ein Urteil gebildet haben, und ſie werden mit gebührender
Empörung davon Kenntnis nehmen, daß es unſern
Gegnern trotz der lebhafteſten Bemühungen des Parteiſekre-
tariats doch gelungen iſt, auch den zweiten Verſuch zur Ab
haltung der Verſammlung erfolglos zu machen.

Mit ſeinen letzten Amtshandlungen hat Herr Fuhrmann
ſicherlich einen Rekord aufgeſtellt. Laſſen wir die Geſcheh
niſſe ſprechen: Um ganz ſicher zu gehen, wurde ein erneutes
Geſuch um Genehmigung einer Verſammlung unter freiem
Himmel nicht nur ſchriftlich wach Wettin überſandt, ſondern
vom Parteiſekretär Hildebrandt-Halle am Freitag den 24. Ok
tober, nachmittags 8 Uhr, alſo zeitig genug, perſönlich bei der
Polizeiverwaltung in Wettin überreicht. Nach einſtündiger
Wartezeit gab es endlich den Beſcheid, die Genehmigung könnso
erſt am nächſten Morgen um 9 Uhr gegeben werden, der Herr
Bürgermeiſter müſſe ſich erſt orientieren! Am nächſten Morgen
lehnte Herr Fuhrmann in brüsker Weiſe jede mündliche Ver
handlung ab wenn ſich Hildebrandt nicht als Parteiſekvetär
Hildebrandt legitimieren könne. Der Hinweis, daß er ja
ſelbſt am Tage vorher das Schriftſtück überreicht, den Beamten
alſo perſönlich bekannt ſein müßte, genügte nicht.

Nachdem ſich dann Genoſſe Hildebrandt nochmals bei dem im
Grundbuch eingetragenen Eigentümer vergewiſſert hatte, daß
derſelbe ſeine Zuſage auf keinen Fall zurückzieht, wobei dieſer
nochmals erhlärte, der einzige und unbeſtrittene
Eigentümerzuſein, begab ſich Genoſſe Hildebrandt noch-
mals zur Polizeiverwaltung, um hier zu erfahren, daß der
Eigentümer gar nicht der Eigentümer ſeil! Ein anderer, ein
Herr Häder, amtlicher Desinfektor ſeines Zeichens war als
Eigentümer entdeckt worden; dieſer hatte ſchriftlich Proteſt
gegen das Abhalten der Verſammlung erhboben, und polizei
lichen Schutz gegen etwaige Verſammlung beſucher verlangt.
Der Hinweis des Parteiſekretärs, ſoeben n Eigentümer ge
ſprochen, ſoeben die Verſicherung erhalten Faben, daß dieſer
unbeſchränkter Eigentümer ſei, genügte den Herrn Bürger
meiſter immer noch nicht. Er lehnte es ab, ſofort Beſcheid zu
geben, ſtellte ihn vielmehr ſchriftlich in Ausſicht

Am Montag, den 27. Oktober, alſo einen Tag nach dem Ter
min, an dem die Verſammlung ſtattfinden ſollte, lief beim Ein
berufer das folgende Schreiben ein:

Wettin den 25. Oktober 1018.
Die Polizei- Verwaltung.
Bevor Jhrem Geſuche vom 24. dieſes Monats um Ab-
haltung einer öffentlichen politiſchen reſtattgegeben werden kann, wird um genaue Angabe der e
des Verſammlungsortes gebeten.

Nach hier getroffenen Feſtſtellungen
betreffenden Grundſtücke, Könnernſche
Acker. Ueber einen andern eventuell in
Acker iſt beiliegendes Schutzerſuchen an die

indet ſich auf dem
traße 348e, kein
Weh kommenden

olizei ergangen.

Fuhrmann



Die frekwillige des Herrnſich Bürgermeiſter

Abſchrift. Wettin, den 25. Oktober 10918.
Es erſcheint freiwillig der Desinfektor Wilhelm Häder,

Wie i geht habe wil die ſchia demokratiſche Portei

ie i r e ſmorgen den 26. Oktober auf dem ligDöring jr. ſchen Acker eine politiſche Verſammlung lten.
Dieſer Acker iſt vor etwa 6 bis 8 W durch mündlichen
e von mir gekauft und e gerichtlichehabe ich lei
Auflaſſung noch nicht erfolgt iſt, das Bewirtſchaftungsrecht.

Ich bitte um polizeilichen daß die Verſammlung auf
dieſem Acker nicht ſtattfindet.

v. g. U.
F. W. Haeder.

geſchloſſen: gez. Richter.
Wenn's nicht geſchehen und erlebt wäre, könnte man's

kaum faſſem Trotz des klaren Wortlauts des Vereinsgeſetzes,
das im S 7 beſagt, „im Falle der Verweigerung iſt dem Ver-
anſtalter ſofort ein koſtenfreier Beſcheid mit Angabe der
Gründe zu erteilew“ trotz dieſes klaren Wortlauts von der
Pflicht der Polizeibehörde zur ſofortigen Beſcheiderteilung
dieſes eigenartige, die preußiſche Unfreiheit treffend illu-
ſtrierende Verfahrem. Und auf dieſes „Juwel“ von Vereins-
geſetz, das eine ſolche Behandlung der Staatsbürger zuläßt,
iſt unſer Liberalismus noch beſonders ſtolzl!

Aber noch eine Frage haben wir an den Wettiner Bürger-
meiſter und Polizeiverwalter zu richten. Von den Gegnern
unſerer Partei wird immer behauptet, die Sozialdemokraten
wollten anderen das Eigentum nehmen! Herr Bürgermeiſter
Fuhrmann! Wer iſt denn hier tätig, um einem einwandfreien,
im Grundbuch eingetragenen Eigentümer ſein Eigentum ab-
zuſprechen?!

Wie dem auch ſein mag: die Akten über das jüngſte Wettiner
Verſammlunysverbot ſind noch nicht geſchloſſen. Denn die
Partei wird Veranlaſſung nehmen, der Aufſichtsbehörde
Gelegenheit zu geben, ſich über die eigenartigen Eigentums-
begriffe des Wettiner Polizeiverwalters zu äußern und von ihr
ein Urteil verlangen darüber, ob das Verſammlungsverbot
überhaupt zu Recht erfolgt iſt oder nicht. Nach dem klaren
Wortlaut des Vereinsgeſetzes im S 7 ſollte über ſeinen Jnhalt
eigentlich kein Zweifel beſtehen.

Gegen die Verſchandelung der Burgruine Giebichenſtein
wird Proteſt erhoben in einem Eingeſandt der bürgerlichen Preſſe.
Da der Proteſt unſerer Meinung nach durchaus berechtigt
iſt, und weil in Halle überhaupt ein wenig nachdrücklicher auf die
Notwendigkeit des Schutzes hiſtoriſcher Bauten und landſchaftlich
hervorragender Gegenden hingewieſen werden muß, ſei das Ein-
geſandt an dieſer Stelle ausführlich wiedergegeben:

„Quod non fecerunt Gothi, hoc fecerunt Scoti“ ſchrieb Lord
Byron, als er die Zerſtörung ſah, welche ſeine Landsleute in
Athen verübt hatten! Damals hatten verſchiedene Völker in
verſchiedenen Zeiten zu der Verunglimpfung der ſchönen
Bauwerke beigetragen. Heutzutage, wo der einzelne vielſeitiger
iſt, kann auch ein und dieſelbe negative Kraft mancherlei
Schädigendes bewirken: Man ſehe die Ruine Giebichen-
ſtein an! Als ſie in den Befitz der Stadt überging, war deren
erſte Tat die Beſeitigung der romantiſchen Bedeckung durch
Buſchwerk und Efen, das einen märchenhaften Zauber ausübte
und ſtets neue Ausblicke geſtattete. Es wurde ſo etwas wie ein
Villengarten geſchaffen, ein Platz, der allein den Vorteil hat,
daß ein Schutzmann von der Mitte aus ihn bequem überblicken
kann. Dann wurde die bezeichnende alte Silhouette des Turmes
zerſtört; auf den tauſendjährigen Turm wurde ſtatt des charakte-
riſtiſchen glatten Daches mit ganz flacher Spitze ein hohes Spitz-
dach mit Fenſtern geſetzt. Dann kam die Regenröhre.
Nämlich an dem tauſendjährigen Bergfried erglänzte eines
ſchönen Tages ſtrahlend und weit hinaus leuchtend, in der ganzen
Höhe des Turmes, eine ſenkrecht herunterreichende blecherne
Regenröhre! Allerdings war ihre Lebensdauer ſehr gering, denn
Dank des Eingreifens der Regierung in Merſeburg verſchwand
ſie auf Nimmerwiederſehen im Jnnern des Turmes. Jetzt kann
jedermann die neueſte Verböſerung von der Kröll-
witzer Seite aus bewundern. Ein Teil der alten ehrwürdigen
Mauern bietet durch ungeſchickte Behandlung mit Zement-
mörtel den Eindruck eines völlig neuen Bauwerkes, einer
künſtlichen Ruine! Während auch jetzt die noch nicht
reparierten Flächen der Nordfront die ſo ſchöne Farbengebung
des einheimiſchen rot leuchtenden Porphyrs aufweiſen, ſind die
reparierten Mauerteile der Nordfront mit einem
häßlichen ſchmutzig ausſehenden grauen Kleide über-
tüncht. Vielfach iſt auch das lieblich wirkende deckende Grün
zerſtört und die oberen Kanten der Mauern mit dicken Zement-
ſchichten belegt. Die Fugen ſind hierbei ganz beſonders hell und
dick ausgeſtrichen worden, ſo daß der Effekt für den kunſt
ſinnigen und pietätvollen Betrachter ein geradezu nieder-
ſchmetternder iſt. Wie iſt es möglich, daß die Stadt bei
ihrem zahlreichen gut dotierten Bauperſonal etwas derartiges
anordnen bezw. geſchehen laſſen konnte? Wo iſt der künſt
leriſche Beirat

Ja, ja: Wie war es möglich Wie war ſo manches andere
möglich, das in einer Großſtadt, die ſich um die Heranziehung des
Fremdenverkehrs bemüht, nicht möglich ſein durfte

Man ſiehts in Halle an allen Ecken und Enden: Gründlich-
keit und Solidität iſt noch nie die ſtarke Seite unſerer liberalen
Stadtverwaltung geweſen!

Gegen das Anbieten von Schmiergeldern,
das jetzt in der Geſchäftswelt ſehr eingeriſſen iſt und einen
Verein gegen das Beſtechungsunweſen auf die Beine gebracht
hat, richtete ſich ein Prozeß, der am geſtrigen Dienstag die
hieſige Strafkammer bveſchäftigte. Angeklagt war der hieſige
Fabrikbeſitzer und Kaufmann Otto Bertram, der gegen das
Geſetz betreffend den unlauteren Wettbewerb verſtoßen haben
ſollte. Er wird beſchuldigt, im März v. J. im geſchäftlichen
Verkehr, um Konkurrenten aus dem Felde zu ſchlagen, in un
zuläſffiger Weiſe Geſchenke angeboten zu haben. Als Neben-
kläger und im Intereſſe der Genoſſenſchaftsbäckerei in Olbern-
hau (Sachſen) traten zwei Rechtsanwälte im Auftrage des
Vereins gegen das Beſtechungsweſen auf.

Bertram war, ſo ergab die Verhandlung, mit der Genoſſen-
ſchaftsbäckerei des Konſumvereins in Olbernhau wegen Liefe-
rung von Maſchinen und Dampfbacköfen in Geſchäftsver-
bindung getreten. Der Backmeiſter Kirmſe der dortigen Ge-
noſſenſchaft hatte ſich dann an Bertram behufs Lieferung von
Katalogen für Dampfbacköfen gewendet; B. hatte die Kataloge
eingeſandt und dann an den Backmeiſter nebenbei einen Brief
gerichtet, in dem es etwa hieß: „Es iſt mir angenehm, wenn
Sie für mich eintreten und zeige ich mich dafür gern erkenntlich.
Halten Sie mich bitte auf dem Laufenden; es ſollte mich freuen,
wenn ich durch die Lieferung Gelegenheit hätte, Jhnen näher
zu kommen.“ Jn dieſem Briefe wird das unlautere Geſchäfts
gebaren B.s erblickt.

Der Beſchuldigte beſtritt, ſich ſtrafbar gemacht zu haben. Mit
dem Schreiben habe er keineswegs beabſichtigt, Konkurrenten

und Geſellen die Maſchinen
gut erhalten und behandeln. Denn gewöhnlich müſſe der
Lieferant eine längere Garantie für die Güte der Gerätſchaften
leiſten, und da ſei der Lieferant vom Meiſter und Geſellen wohl
abhängig. Das Anbieten oder Geben ſolcher Geſchenke ſei als
ein harmloſes Trinkgeld aufßzufaſſen. Tatſächlich hat
Bertram für die Genoſſenſchaft die Dampfbacköfen geliefert.
Backmeiſter Kirmſe ſtellte aber in Abrede, von Bertram irgend
eine Proviſion erhalten zu haben. Jm übrigen erinnere er ſich
nicht, daß er jenen Brief erhalten habe, da die Sache wohl
110 Jahr zurückliege. Daß ſolche Lieferanten im Bäckereien
einmal etwas zum beſten geben, komme allerdings vor.

Der Staatsanwalt und die Nebenkläger erachteten jedoch nach
dem Jnhalt des Schreibens unlauterew Wettbewerb als vor-
liegend; es wurde gegen B. eine Geldſtrafe von 60 Mk. bean
tragt. Das Gericht kam jedoch zur Freiſprechung mit folgender
Begründung: Gewiß habe das Gericht die Ueberzeugung, daß
das Anbieten von Schmiergeldern ein Uebel ſei, das beſeitigt
werden müßte. Es beſtehe auch kein Zweifel, daß dem Bäcker
meiſter durch das Schreiben ein Geſchenk in Ausſicht geſtellt
worden iſt. Dem Angeklagten ſei aber nicht nachgewieſen, daß
er durch ſein Tun eine Beſeitigung der Konkurrenz beabſichtigt
habe. Das Angebot war unſchön und wenig angenehm, aber
nicht ſtrafbar.

Zur Frage der Schweigepflicht der Gewerbegerichtsbeiſitzer
hat das Reichsgericht am 28. Oktober ein bemerkenswertes
Urteil gefällt. Nach dem Vorbild der Strafprozeßordnung,
die den Schöffen und Geſchworenen ein abſolutes Schweige-
gebot über die Vorgänge in geheimer Sitzung und Beratung
zur Pflicht macht, iſt auch den Beiſitzern des Gewerbegerichts
durch S 53 des Gewerbegerichtsgeſetzes jede Jndiskretion bei
Straſe der Amtsentſetzung unbedingt unterſagt. Der Geſetz
geber und die Rechtſprechung motivieren dies mit dem Jnter-
eſſe der Unabhängigkeit der Gewerberichter, die es meiſt mit
ſo tief einſchneidenden ſozialen Jntereſſen zu tun hätten, daß
jedem Beiſitzer das Bekanntwerden ſeiner perſönlichen Stellung-
nahme den Haß Andersdenkender und ſonſtige Benachteili-
gung zuziehen könnte, die ihn dann zu einer Verleugnung
ſeiner Anſchauungen führen müßten, wie ſie eines Richters
unwürdig ſei. Ob eine Entſchuldigung darin gefunden wer-
den kann, daß der betreffende Beiſitzer die Jndiskretion nur
deshalb begeht, um ſich ſeinen Parteigenoſſen gegenüber per-
ſönlich zu rechtfertigen und ob dies Motiv den Vorwurf der
gröblichen Verletzung der Amtspflicht, die Vorausſetzung einer
Amtsentſetzung, entkräften kann, dieſe intereſſante Frage
ſtand in felgendem Prozeß zur Diskuſſion: Das Landgericht
Leipzig hatte am 17. Juni 1918 einen Antrag der Staats-
antoaltſchaft, den Schneidergehilfen Richard Krütze aus Wur-
zen, der als Beiſitzer des Gewerbegerichts von Vorgängen
in der Beratung anderen Perſonen Mitteilung gemacht batte,
wegen gröblicher Verletzung der Amtspflicht (S 21 Abſ. 3 des
Gewerbegerichtsgeſetzes) ſeines Amtes zu entſetzen, abgelehnt
und den Angeklagten freigeſprochen, da keine gröbliche Pflicht-
verletzung vorgelegen habe, weil er perſönliche Jntereſſen habe
wahrnehmen wollen, indem er ſich ſeinen Freunden gegenüberbetreffs ſeines Verhaltens in der Beratung zu Tedifertigen
ſuchte. Auf die Reviſion der Staatsanwaltſchaft hin, die die
Urteilsbegründung für unzulänglich befand, hat der 4. Straf-
ſenat des Reichsgerichts am 28. Oktober 1918 das landgericht-
liche Urteil gufgehoben und die Sache an die Vorinſtanz zurück
verwieſen, da die Ausführungen der Vorinſtanz nicht die
genügende Garontie gäben, ob die Anſchauungen der Straf-
kammer nicht. von Rechksirrtum beſtimmt geweſen ſeien. Jeden-
ſalls fehle eine einwandfreie Entſcheidung der Tatfrage, ob
es ſich hier um eine gröbliche Pflichtverletzung im Sinne von
S 21 Abſ. 3 des Geſetzes handle. Das Schweigegebot habe den
ausgeſprochenen Zweck, die Judikatur der Gewerbegerichte un-
abhängig und damit das Vertrauen zu dieſer ſozial ſo bedeut-
ſamen Jnſtitution zu erhalten. Daher könne kein wie auch
immer gewählter Entſchuldigungsgrund dieſes Verbot durch-
brechen. Die Strafkammer, die im Hinblick auf Krühes Recht
fertigungsintereſſe eine „Gröblichkeit“ verneint habe, müſſe
deshalb in Anbetracht dieſer Erwägungen die Frage nochmals
prüfen, gleichzeitig aber auch feſtſtellen, ob Krütze die er-
forderliche Kenntnis des Gewerbegerichtsgeſetzes beſeſſen habe.

Jugendwanderung. „Der Wanderſtab, ein Zauberſtab,
führ' ihn bergauf, bergunter, er zeigt mit jedem neuen Schritt
ein neues Weltenwunder.“ Die erſte von den Naturfreunden
veranſtaltete Schuljugend-Wanderung hatte ſich einer Betei-
ligung von 39 Kinder beiderlei Geſchlechts, im Alter von 7
bis 14 Jahren zu erfreuen. Es wurden den Kindern der Jah-
reszeit entſprechend, warme Getränke verabreicht, und ſo war
denn eine bewundernswerte Begeiſterung und Freude in den
Kindern wachgerufen worden. Mehrere Stunden wurde Raſt
gemacht, bei welcher die Zeit größtenteils mit Geſang und
Geſellſchaftsſpielen ausgefüllt wurde. Freudig und guter
Laune zogen die Kleinen, an die in Gemeinſchaft verlebten
Stunden des Tages gedenkend, mit nicht verſtummen wollen-
dem Geſange abends den heimatlichen Gefilden zu. Jeden-
falls ſind wir, ſowohl auch die Kinder, an dieſem Sonntag auf
unſere R ng gekommen und hoffen, daß das nächſtemal
die Beteiligung eine noch größere ſein wird.

Arbeiter Samariterkolonne. Unſere Uebungsſtunde findet
heute, Mittwoch abend, in der Goldenen Kette ſtatt. Mitglieder
werden daſelbſt noch aufgenommen.

Wem gehört das Kind? Der erſte Staatsanwalt macht be-
kannt: Am 23. Auguſt 1913 gegen 12 Uhr mittags wurde auf dem
Felde hinter dem Lagerplatze von Zillmann und Lorenz in Halle
a. S., Delitzſcherſtr. 74, ein lebendes, etwa 2—3 Wochen altes Kind
männlichen Geſchlechts gefunden, nebſt folgenden Sachen 2 rot-
geſtreifte Barchentkleidchen, 12 Windeln ans verſchiedenfarbigem
alten Zeug, 1 gehäkelte weiße Nabelbinde mit rotem Rande, 1 ge-
ſtrickte weiße Nabelbinde, 2 geſtrickte wollene Jäckchen, 2 blau-
punktierte Barchentjäckchen mit dunkelblauen Spitzen um Kragen
und Aermel, 1 weißes Barchentjäckchen und 4 leinene Jäckchen.
Sänitliche Sachen ſind ungezeichnet. Sie waren in blauem Pack-
papier eingewickelt. Perſonen, die zu Ermittelungen der Herkunft
des Kindes Angaben machen können, wollen dies zu den Akten
2 J. 1089/13 anzeigen.

Unfälle. Beim Hanſierew mit Kartoffeln ſtürzte heute
morgen der Händler Schmidt, Alter Markt wohnhaft, in der
Leſſingſtraße mit einem Sack Kartoffeln eine Treppe herunter
und ſchlug ſo unglücklich auf eine Stufe, daß ihm die Naſe halb
ab getrennt wurde. Sch. mußte ſich in ärztliche Behandlung
begeben. Ein Ingenieur wurde geſtern abend am der Ecke der
Bernhardy- und Thomaſiusſtraße von einem Fleiſcherwagen
umgeriſſen und überfahren. Er trug Verletzungen am Kopfe
und am rechten Beine davon, konnte jedoch ſeine Wohnung
allein gufſuchew. Nach Angabe von Zeugen trifft den Führer
des Wagens die Schuld. Geſtern nachmittag wurde der
Schloſſer Ernſt Prigg, Unterberg wohnhaft, beim Stapeln von
Brettern in der Schillerſtraße begraben. Durch große Mühe
mußte er aus dieſer Lage befreit werden. Er hat einen Arm-
bruch erlitten und klagte über Schmerzen auf der Bruſt. Der
Bedauernswerte wurde der Klinik zugeführt.

Spitzbübereien. Geſtohlen wurden in der Zeit vom 18. bis
20. Oktober eine Stahl-Damenuhr, Nr. 1678, weißes Ziffernblatt,
arabiſche Ziffern; am 23. Oktober: ein Herrenfahrrad, Marke
Premier, ſchwarzer Rahmen, gelbe Felgen, Torpedofreilauf, nach
oben gebogene Lenkſtange und ein Herrenfahrrad, Marke Wartburg,
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Stadtthenter. kann vorausſichtlich nur noch eine Wieder
lung von z rmen, und zwar heute abend ſtattfinden
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einen großen Erfolg hatten, Donnerstag abend 8 Uhr. Die Vor
zugskarten der Literariſchen Geſellſchaft haben ausnahmsweiſe auch
an dieſem zweiten Abend Gültigkeit. Freitag, zum letzten Male:
Tannhäuſer. Sonngbend: Filmzauber. Beginn 8 Uhr. Sonntag
vormittag Matinee Literariſchen Geſellſchaft Gawan. Nach
mittags: Die Förſter-Chriſtl. Abends Der fliegende Holländer.

Von der eis Notierungskommiſſion am ſtädtiſchen
Schlacht und Viehhofe wurden am Montag, den 27. Oktober 1913,
folgende Fleiſchpreiſe feſtgeſtellt. Es wurden bezahlt für 50 kg
Fleiſch gewicht für Ochſen: Höchſter Preis 77, niedrigſter Preis
70, häufigſter Preis 75 Mk. für Bullen- Höchſter Preis 75, nie-
drigſter Preis 69, häufigſter Preis 73 Mk. für Kühe: Höchſter
Preis 74, niedrigſter Preis 59 Mk.; für Saugkälber: Höchſter
Preis 85, niedrigſter Preis häufigſter Preis Mk. für Lämmerund Maſthammel: Höchſter Preis 85 Mk. für Schafe: Höchſter
Preis 78, niedrigſter Preis 72, häufigſter Preis 74 Mk.; für
Schweine: Höchſter Preis 78, niedrigſter Preis 72, häufigſter
Preis 76 Mk. Bei den Schweinen verſteht ſich der Preis auf
50 kg Schlachtgewicht. (Gewogen und bezahlt werden nur die
beiden Körperhälften, einſchließlich des Schmeeres unter unent-
geltlicher Zugabe des ſogenannten Krames: Geſchlinge, Magen,
Darm, Mittel und Blut.)

Ammendorf. Starken Verkehr hatte an den Kirmestagen
die elektriſche Fernbahn Halle Merſeburg zu bewältigen. Die
Bahn beförderte am Sonntag 18474 Perſonen, gegen 12 674 Per-
ſonen im Vorjahre. Am Montag benutzten 9026 Perſonen die
Fernbahn, gegen 8586 Perſonen im Vorjahre. Die Zahl der an
den beiden Kirmestagen beförderten Perſonen beträgt demnach
insgeſamt 27 500, gegen 21 260 im Vorjahre.

Löbejün. Die Stadtverordneten wahlen finden in
unſerer Stadt bekanntlich am 12. November ſtatt. Die dritte
Abteilung wählt von 3 bis 5 Uhr nachmittags Außer
der Neuwahl für den durch die dritte Abteilung gewählten Max
Spangenberg ſind Erſatzwahlen zu tätigen von der zweiten Ab-
teilung für Gutsbeſitzer Albert Deparade und Kaufmann Emil
S von der erſten Abteilung für Steinbruchsbeſitzer Hermann

uſch.
Neuer Fleiſchbeſchauer. Dem Tierarzt Dr. Wieſe

hierſelbſt iſt mit Genehmigung des Regierungs- Präſidenten durch
den Landrat des Saalkreiſes das Amt eines Fleiſchbeſchauers und
die Ergänzungsbeſchau für den bisher vom Tierarzt Dr. Boerner
in Löbejün verwalteten Bezirk übertagen worden.

Wettin. Zur Krankenkaſſenwahl. Es ſei nochmals
darauf hingewieſen, daß die wiederholte Wahl der Ausſchuß-
mitglieder für die r r heute, Donnerstag,den 30. Oktober, abends von 5 bis 69 Uhr, im Gaſthof Zum
Preußiſchen Hof ſtattſindet. Die am 16. Oktober vorgenommene
Wahl iſt bekanntlich als ungültig erklärt worden. Gehe heute
jeder Wahlberechtigte zur Wahlurne und gebe den Stimmzettel
mit der Ordnungsnummer 2 ab. Stimmzettelverteiler ſind am
Wahllokal.

Aus der Provinz.
Hie Großgrundbeſitz hie Bauer!

Bund der Landwirte und Bauernbund, beides Vertreter
agrariſcher Jntereſſen, bekämpfen ſich ſeit den letzten Reichs
tagswahlen in heftigſter Weiſe. Beſonders im Wahlkreiſe
Sangerhaufſen-Eckartsberga, wo 1912 der Bundes-
kandidat von dem Nationalliberalen und 2. Vorſitzenden des
Bauernbundes Wamhof mit Hilfe des Freiſinns verdrängt
wurde, nimmt der Kampf zeitweiſe recht bedenkliche Formen an.
Wird er auch in der Hauptſache von den beiden „Chef“redak-
teuren der Sangerhäuſer Lokalpreſſe beſtritten, die ſich dabei
zum Ergötzen der Leſer gegenſeitig ihre hervorragenden per-
ſönlichen Eigentümlichkeiten vorwerfen, ſo iſt doch auch eine
Uebertragung der Gegenſätze auf die Landwirte unverkennber.
Hie Großgrundbeſitzer, hie Bauer! Die nationalliberale Par
tei, die ſich im Wahlkreiſe beſonders auf die bleineren Land
wirte ſtützt, beutet dieſe Gegenſätze gehörig aus, indem ſie
hauptſächlich den mit ihr verbündeten Deutſchen Bauernbund
in den Vordergrund ſchiebt.

So hat ſie jetzt wieder den Geſchäftsführer des Bauern
bundes, Dr. Böhme, den „Beſieger“ des Junkers Kröcher, für
eine Reihe von Verſammlungen gewonnen zu denen nur
„königstreue“ Wähler Zutritt haben. Die „Königstreuen“
ſcheinen aber nicht beſonders dick geſät zu ſein denn die kürz-
lich in Sangerhauſen abgehaltene Verſammlung war von kaum
80 Perſonen beſucht. Dr. Böhme ſprach nur über den Bund der
Landwirte und den Bauernbund und überzeugte uns aufs neue,
daß der Unterſchied zwiſchen beiden ſtriktagrariſchen Gebilden
nur ganz geringfügiger Natur iſt, daß inſonderheit für den
Arbeiter, den Gewerbetreibenden den kleinen Beamten und
den kleinen Landwirt der Bauernbund ebenſowenig in
Frage kommen kann, wie ſein größerer, kapitalkräftigever
Gegner. Für hohe Zölle tritt auch er ein, und die kleinen
Unterſchiede, die ſich gegenüber den Forderungen der Groß-
agrarier ergeben, fallen für die Konſumenten kaum ins Ge-
wicht. Wenn daher die Sendboten des Bauernbundes, geſtützt
auf ihren „Liberalismus“, ihre Sirenenklänge im Wahlkreiſe
ertönen laſſen, ſo mögen beſonders auch die kleinen Bauern
obiges bedenken und ſich nicht einfangen laſſen. Denn ſie haben
von hohen Zöllen keinen Nutzen, und ihre Nachkommenſchaft
noch viel weniger. Der Großgrundbeſitz reißt immer mehr
Grund und Boden an ſich, die Söhne der kleinen Bauern können
keine „eigene Scholle erwerben und wenden ſich der Induſtrie
zu. Als Jnduſtriearbeiter empfinden ſie dann ganz beſonders
den „Segen“ der Schutzzollpolitik. Durch die heftige gegen-
ſeitige Bekämpfung der beiden Bünde darf man ſich nicht
blenden laſſen. Hier treffen Heinrich Heines Verſe; Und es
will mich ſchier bedünken ganz beſonders zu,

Merſeburg. Ein Erfolg. Die Stadtverordneten hatten
ſich in ihrer letzten Sitzung mit einer Eingabe zu beſchäftigen,
in welcher verlangt wurde, die bevorſtehenden Stadtverordneten
wahlen an einem Sonntage vorzunehmen. Wie bereits bekannt,
erklärte der Magiſtrat, daß er eine Anfrage an 23 andere Städte
gerichtet und die Antwort erhalten habe, daß auch dort die Wahlen
an einem Sonntage nicht ſtattfänden, mithin liege auch hier kein
Bedürfnis vor, von dem bisherigen Syſtem abzuweichen. Die
Stadtverordneten lehnten hierauf die Eingabe ab, beſchloſſen aber,
den Magiſtrat zu erſuchen, die Wahlzeit von 11 Uhr vor-
mittags bis 8 Uhr abends feſtzuſetzen. Der Beſchluß zu
dieſem Vorgehen wurde in einer Sitzung der Funktionäre des
Sozialdemokratiſchen Vereins gefaßt und hierbei betont, daß bei
den gegenwärtigen ungünſtigen Verhältniſſen und einer ungünſtig
angeſetzten Wahlzeit vielen Wählern die Ausübung ihres Wahl
rechts einfach genommen würde. Die mit über 400 Unter-
ſchriften verſehene Petition hatte folgenden Wortlaut:

„Unterzeichnete erſuchen den wohllöblichen Magiſtrat und das
wohllöbliche StadtverordnetenKollegium, den Wahltermin zu der
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diesjährigen n r 3. Mein etag zu verlegen großer Teil der Wähler
an einem Wochentage gar nicht und ein anderer
nur unter Verluſt von Arbeitsverdienſt ausüben. Die in
dieſem J ſo früh bemerkbar machende Arbeitsloſi mit
allen ihren Schädi 7 verpflichtet die Arbeiterſchaft zur größtenVorficht und muß jede Stunde Arbeitsverluſt nach Wiws eit
vermieden werden. Auch geht man jetzt immer mehr dazu über,
die Wahlen an einem Sonntage vorzunehmen, damit allen
Wählern die Beteiligung an der Wahl erleichtert wird. Dasſelbe
Verfahren dürfte ſich auch in der Stadt Merſeburg ermöglichen
laden. Wir bitten den wohllöbl. Magiſtrat und die wohllöbl.
ben Edneten einen dem Erſuchen gemäßen Beſchluß herbei-
zuführenDieſe Petition gelangte neben einem Begleitſchreiben an damt

liche Stadtverordneten, worin dieſelben erſucht wurden, für dieſe
Petition einzutreten. An den Mitunterzeichneten Genoſſen Hey
gelangte nun am 25. Oktober folgende Antwort:

„Auf die Eingabe vom 18. September ds. Js. gereicht Jhnen
zum Beſcheide, daß wir uns nicht haben entſchließen können, den
Wahltermin für die Stadtverordnetenwahlen der 3. Abteilung auf
einen Sonntag feſtzulegen, weil eine Notwendigkeit hierzu nicht
vorliegt. Die Zeit für die Wahlen iſt aber von vormittags 11 Uhr
bis abends 8 Uhr ansgedehnt worden und hierdurch jedem Wähler
hinreichend Zeit zur Ausübung ſeines Wahlrechts gegeben worden.
Den Mitunterzeichnern der Eingabe wollen Sie hiervon Kenntnis

geben. gez. Wolff.“Die Leſer und Parteigenoſſen erſehen hieraus, daß etwas zu
erreichen iſt, wenn ſich jeder in den Dienſt unſerer guten Sache
ſtellt. Unſer Vorgehen hat zwar nicht den gewünſchten Erfolg gebracht,
ſtellt aber gegen die Feſtſetzung der bisherigen Wahlzeit (10 bis 5 Uhr)
einen ſehr guten Fortſchritt dar. Parteigenoſſen! An Euch liegt
es nun, zu beweiſen, daß ein wirkliches Jntereſſe für die in unſerem
Stadtparlament zu behandelnden Gegenſtände vorhanden iſt. Sorge
und agitiere ein jeder dafür, daß am Wahltage auch der letzte Mann
an die Wahlurne tritt, denn nur dann wird der Sieg auf unſerer
Seite ſein!

Vermißt wird ſeit voriger Woche der am hieſigen Lyzeum
wirkende Lehrer Gaedtke. Er hat ſeine Wirkungsſtätte ohne
Angabe von Gründen verlaſſen und iſt ſeit dieſer Zeit verſchollen.
Ueber das Verſchwinden des 35 Jahre alten Lehrers ſchwirren die
widerſprechendſten Gründe umher.

Schkeunditz. Auf zur Wahl für die Ortskrankenkaſſe!
Morgen, Donnerstag, von vormittags 8—12 Uhr, findet die Wahl
der Arbeitervertreter für die Ortskrankenkaſſe im alten Rathauſe
ſtatt. Arbeiter ſeid auf der Hut! Die Hirſch-Dunckerſchen haben
die Abſicht, mit ihrer Miſchmaſchliſte die jetzige Mehrheit der ſozial
denkenden Vertreter der Arbeiter zu verdrängen. Ein jeder Arbeiter,
auch Frauen und Mädchen ſobald ſie 21 Jahre alt und Mit
glieder der Kaſſe ſind, habe das Wahlrecht. Freiwillige Mitglieder
der Ortskrankenkaſſe ſowie Ausländer ſind ebenfalls wahlberechtigt.
Es gilt bei der jetzigen Wahl das Selbſtverwaltungsrecht der Orts-
krankenkaſſe vor den Gegnern zu retten. Wer morgen, Donnerstag,
nicht zur Wahl geht, ſchädigt ſich ſelbſt und ſeine Angehörigen.
Bleibe deshalb keiner zu Hauſe und mache jeder von ſeinem Wahl
recht Gebrauch. Wählt Wahlvorſchlag I!

Delitzſch. Schadenfeuer. Am Dienstag abend brannte eine
dem Freigut Benndorf gehörige, mit Vorräten angefüllte Scheune
vollſtändig nieder. Eine Lokomobile konnte gerade noch rechtzeitig,
ehe die Mauern einſtürzten, fortgeſchafft werden, während der innen-
tehende ſogenannte Dreſchkaſten von den Flammen verzehrt wurde.

ie Entſtehungsurſache des Brandes iſt unbekannt.
Gräfenhainichen. Eine Schlägerei mit blutigem Aus

gange hatte für den 28 jährigen Bohrmeiſter Heinrich Dietz
mann und die 20 jährigen Arbeiter Paul Schorning und
Friedrich Korn von hier ein recht böſes Nachſpiel. Alle drei
wurden vom hieſigen Schöffengericht, D. zu zwei Wochen, Sch.
und K. zu je zwei Monaten Gefängnis, verurteilt, weil ſie am
Abend des 19. April den 23 jährigen Tiſchler Johannes Dittmar in
brutaler Weiſe mißhandelt haben ſollen. Gegen dieſes Urteil hatten
die Angeklagten, aber auch der Staatsanwalt, Berufung bei der
Strafkammer in Halle eingelegt. Sch. und K. waren auch noch
nebenbei verurteilt worden, dem Mißhandelten eine Buße von
200 Mk. zu zahlen. Der erſt einige Wochen hier weilende Dittmar
hatte an dem betreffenden Abend ein Tanzvergnügen beſucht und
will von Sch. im Saal ohne jeden Anlaß öfter angerempelt
worden ſein. Als er ſich dies verbat, kam es zu einem Wort-
wechſelt und dann zwiſchen D., der nach Hauſe gehen wollte, auf
der Straße zunächſt zu einer „Schupperei“. D. wehrte ſich und
warf einen der Angreifer zu Boden. Dann unterlag er der Ueber
macht ſeiner Gegner, er erhielt fünf Meſſerſtiche im Rücken und
einen Schlag mit einem harten Gegenſtand in das Auge. Der
Mißhandelte wurde von Blut überſtrömt in ſein Logis gebracht,
mußte zehn Tage das Bett hüten und vierzehn T die Arbeit
meiden. Die Wunden ſind genäht und geheilt, im Kopfe will D.
aber jetzt immer noch Schmerzen verſpüren. Der neue Anzug,
den er am Tage der Schlägerei trug, iſt durch die ihm zuteil
gewordene Behandlung m unbrauchbar geworden. Die An-
geklagten machten bei ihrer Berufung geltend, unſchuldig zu ſein
und meinten, ſie wären durch Dittmars herausforderndes Weſen
zur Abwehr veranlaßt worden. Daß ſie bei der Abwehr wohl
etwas zu weit gegangen wären, ſei möglich. Zur erneuten Beweis-
aufnahme waren viele
Ausſagen aber an den früheren Feſtſtellungen nach der Annahme
des Berufungsgerichts nichts zu ändern war. Die Berufungen
wurden deshalb verworfen; die dem Verletzten zuerkannte Buße
wurde aber auf 100 Mk. herabgeſetzt.

Eilenburg. Stadtverordneten wahl. Jn der letzten
Wahlvereinsverſammlung wurden die Genoſſen Burkhardt und
Vogel als Kandidaten für die 3. Abteilung aufgeſtellt. Durch

Zeugen aufgeboten worden, durch deren.

r t wird im Jribie hreine ſtattzufinden tt bi kün30 Stadtverordnete bis zum 1. April 1914 zu en find. e

Eilenburger erſ wird ſich am Montag, den 3. No

e c. en.adtverordnetenwaabgeordneter Raute hat das Reſferat i ommen. e Negorea

dt. h Am Montag abend 11 Uhrfuhr auf dem hieſigen Bahnhof ein Güterzug, vermutlich infolge
Ueberfahrens des Halteſignals, auf einen anderen bereits einge
fahrenen Güterzug. Vom erſteren Zuge entgleiſten der Gepäck
wagen und vier Viehwagen; eine Lokomotive und ein beladener
Salzwagen wurden beſchädigt. Das Hauptgleis MansfeldHettſtedt
mußte daher einige Stunden geſperrt werden.

Wittenberg. Zum Streik der Schneider! Nachdem die
Unternehmer ſich bisher zu keiner Verhandlung bequemen wollten,
hatten ſie am Freitag die Vertreter der Streikenden zu einer ſolchen
eingeladen. Wenn man aber der Anſicht war, daß hier über einen
neuen Tarif verhandelt werden würde, ſo wurde man bald eines
anderen belehrt. Die Unternehmer machten lediglich den grandioſen
Vorſchlag, die Gehilfen ſollten die Arbeit nach dem bisherigen Tarif
ſofort wieder aufnehmen und nach Neujahr würden dann die Unter
nehmer ſich bereit erklären, über einen neuen Tarif zu verhandeln
und Zugeſtändniſſe zu machen. Eine bindende Erklärung über die
Höhe der Zulagen wurde nicht gegeben. Auf den von Gehilfenſeite
erhobenen Einwand, daß man jetzt ſo gut wie im Januar den
neuen Tarif machen könne und dadurch verhindert würde, daß im
Frühjahr der Kampf ſich wiederholen könne, erklärten die Unter-
nehmer, in eine Beratung des Tarifes nicht eintreten zu können.
Von der Stellung der Unternehmer und deren Bereitwilligkeit zu
weiterem Entgegenkommen wird es abhängen, wenn der Friede
wieder einkehrt.
Daß die Unternehmer, beſonders die größeren, äußerſt hartnäckig

ſind, iſt eine Erſcheinung wie ſie der gewerkſchaftliche Kampf mit
ſich bringt. Daß aber Meiſter wie Herr Seifert in der Stern-
ſtraße, die den organiſierten Arbeiter als Kunden gewiß gerne
ſehen, ſich gegen jedes Entgegenkommen und jede Verſtändigung
wenden, iſt do h bezeichnend. Zur felben Kategorie gehört auch
der Schneidermeiſter Gagern, wenn dieſer auch die Scharfmacherei
nicht ſo offenſichtlich betreibt, ſo iſt deſſen Haltung in ihren Kon
ſequenzen dieſelbe. Auch die Firma Holzhauſen hat ſcheinbar
vergeſſen, daß unter ihren Kunden ſich mancher Arbeiter befindet,der Konfektion oder Stoff kauft. Zur Kennzeichnung der Sachlage
erſcheint es wichtig, einiger Kleinmeiſter Erwähnung zu tun, die
ſich für würdig halten, dem Unternehmertum Helfersdienſte zu
leiſten, indem ſie Streikarbeit machen. Leute, die wegen ihrer
„bedeutenden“ Leiſtung ſonſt kaum für die minderwertigſten Arbeiten
Verwendung finden würden, ſind jetzt die nützlichſten Elemente,
die den Herren hilfreich unter die Arme greifen. Wird die Be-
wegung vorüber ſein, dann wird es auch hier heißen: „Der Mohr
hat ſeine Schuldigkeit getan.“ Die Benachteiligten ſind die Kunden,
weil ſie ſich vielfach mit minderwertiger Arbeit beſcheiden müſſen,
bis die alten eingerichteten Arbeitskräfte wieder zurückgekehrt ſind.
Die Streikenden haben bisher tapfer ihren Mann geſtellt ſie haben
verhindert, daß nach auswärts geſandte Streikarbeit angefertigt
wurde und haben auch einige geköderte Arbeitswillige bewegen
können, wieder abzureiſen. Sie werden auch weiterhin ausharren,
bis die Unternehmer befriedigende Angebote machen.
Da am Orte keine bewilligten Geſchäfte vorhanden ſind, haben

ſich die Streikenden bereit erklärt, ſelbſt Arbeiten für die
Kundſchaft zu übernehmen und erſuchen wir die Gewerk
ſchafts- und Parteigenoſſen, ſofern ſie die ſtreikenden Schneider
durch Zuweiſung von Aufträgen unterſtützen wollen, ſich an den
Kollegen G. Merſchel, Lutherſtraße 45 H., oder Freudenbergs
Reſtaurant zu wenden.

Die auswärtigen Kollegen erſuchen wir dringend, den Zuzugfernzuhalten ſowie die Anſectun von Streikarbeit unbedingt ab

zulehnen. Die Gauleitung des Schneiderverbandes.
Bockwitz. Strafrecht und Gefängnisweſen. Ueber

dieſes Thema ſprach in einer Gewerkſchaftsverſammlung der An
geſtellte des Metallarbeiterverbandes, Genoſſe PawlowitſchBerlin.
Unter Heranziehung gravierender Beiſpiele wies der Redner nach,
wie ungerecht oftmals die Gerichte verurteilen, namentlich gegen
die organiſierte Arbeiterſchaft. Ausſagen von Beamten werden
dabei mehr bewertet als die von anderen gewöhnlichen Sterblichen.
Gerade in letzter Zeit ſeien Urteile gefällt worden, die uns zeigen,
daß den Richtern manchmal jedes menſchliche Empfinden fehlt,
hingegen die beſitzende Klaſſe von der Juſtiz äußerſt milde be-
handelt wird. Der Fall Prinz Arenberg, Fürſtin Wrede, Eulen-
burg, die Bonner Bouruſſen und viele andere Fälle beweiſen dies
täglich. Auch ein Fall aus der letzten Schöffengerichtsſitzung in
Elſterwerda, wo einem 12 jährigen Jungen mehr geglaubt wurde
als einem beteiligten Arbeiter, wurde hervorgehoben. Ein weiterer
Vortrag über die Zuſtände in Gefängniſſen und Strafanſtalten
ſoll in zirka vier Wochen folgen.

Theater und Muſik.
Richard Wagner- Konzert der Herzogl. Hofkapelle aus

Deſſau. Der Richard Wagner-Verband deutſcher Frauen und
der Richard Wagner-Verein veranſtalteten geſtern etwas
ſpät eine Feier im Gedenken des 100. Geburtstages ihres
Meiſters. Wir Deutſche haben allen Grund, dieſen Tag feſt
lich zu begehen, da uns ein muſikaliſches Genie geboren wurde,
das die ganze künſtleriſche Entwicklung in der Muſik im 19.
Jahrhundert grundlegend beſtimmte. Wagner hat es uns
leicht gemacht, ſeine künſtleriſchen Ziele zu verſtehen, er hat
ſich oft darüber ausgeſprochen und ſeine Muſik ſelbſt iſt im
beſten Sinne populär, ſie ſetzt nichts voraus, als muſikaliſche

an den dämoniſchenEmpfänglichkeit und dierrſcherwillen ſeiner e eit. Wir haben früh
er

annt, daß wir Wagner gegenüber große Verpflichtungen
aben. Die Organiſationen, die ſeinen en tragen, um
einer Kunſt zum Siege zu verhelfen, haben zweifellos ſich
ohes Verdienſt erworben ſie verlieren aber ihre Exiſtenz-
rechtigung, wenn ſie heute, da Wagners Kunſt in aller Welt

erklingt, ſich auf ein verzücktes Anſtaunen des Baireuther
Meiſters beſchränken. Man ſollte Wagnerfeiern eigentlich nur
auf der Bühne, der ſeine ganze Kunſt gehört, veranſtalten.
Jm Konzert hätte man durch die wenig gekannte, aber inter-
eſſante Jugendſinfonie zeigen können, daß auch er den Ge-
ſetzen der hiſtoriſchen Entwicklung unterworfen war, und dazu
ein Werk aus der ſo zahlreichen Nachahmerreihe auswählen
ſollen, das wieder den zwingenden Einfluß Wagners deutlich
bewieſen hätte. Muß man ſich denn immer nur auf der ge-
dankenträgen, goldenen Mittelſtraße tummeln Abgeſehen
davon war das geſtrige Programm geradezu barbariſch. Die
Fauſt-Ouvertüre, die Ouvertüren zu Rienzi, Der fliegende
Holländer, Tannhäuſer; nach zehn Minuten Pauſe: Sieg-
fried-Jdyll, Vorſpiel zu Parſifal, fünf Gedichte mit Orcheſter-
begleitung, Vorſpiel zu Die Meiſterſinger von Nürnberg. Es
fehlte nur noch das Triſtanvorſpiel und der Liebestod, um mit
Jſolde tot am Platze zu bleiben und den Meiſter gebührend
gewürdigt zu haben! Es gehört in der Tat eine beneidens-
werte körperliche und geiſtige Robuſtheit dazu, in einem
viel zu kleinen Saale von ſtark beſetztem Orcheſter Werke von
der Klangfülle der Rienzi- oder Tannhäufer-Ouvertüre, des
Meiſterſingervorſpiels in ſich aufzunehmen, zumal wenn man
die koloſſalen pſychiſchen Spannungen der Wagnerſchen Muſik
miterlebt, und die fünf großen Ouvertüren als kompri-
mierter, geiſtiger und ſeeliſcher Gehalt der Werke, zu denen
ſie gehören, im vollen Umfang genießen möchte. Das geſtrige
Konzert ſtand unter der Leitung von Generalmuſikdirektor
Franz Mikoreh, aus deſſen Feuerkopf ſchon die Wagner
verwandte Herrſchermiene des Willensmenſchen ſpricht. Er
zeigte in der Wiedergabe des Programms überall den ſelb-
ſtändigen Künſtler, durch neue Nüancen z. B. die doch zu häu-
figen forte und piano-Wechſel in der Holländer- Ouvertüre
und manche ungewohnte Tempi (Tannhäufer-Ouvertüre). Das
Parſifal-Vorſpiel verklang in abgeklärter Klangſchönheit, die
Tannhäuſer-Ouvertüte war von eindringlicher Plaſtik und
ſteigerte ſich am Schluß zu unerhörter Klangpracht. Dies
dank der trefflichen Hofkapelle aus Deſſau, die in den Strei-
chern wie in den Bläſern klanglich ausgeglichen und edel
muſizierte und mit imponierender Diſziplin ihrem n

Allerlei.
Furchtbarer Wirbelſturm in England.

Das Tafftal in Südwales iſt Montag nacht der Schauplatz
eines furchtbaren Wirbelſturmes geweſen, über deſſen Verheerungen
erſt jetzt Einzelheiten bekannt werden. Der Wirbelſturm, der eine
Breite von 250 m hatte, richtete einen Sachſchaden an, der auf
eine Million geſchätzt wird. Kirchen und Kapellen ſowie viele
Häuſer ſind vollſtändig zerſtört worden. Ein Mitglied eines lokalen
Fußballvereins wurde vom Sturm 20 m durch die Luft getragen
und gegen eine Mauer geſchleudert; es iſt ſeinen Verletzungen
erlegen. Ein Bergarbeiter wurde vom Sturm von der Straße
über 300 m weit in ein Feld entführt, wo er tot aufgefunden
wurde. Zu dem Sturm geſellten ſich ſpäter Ueberſchwemmungen.
Hunderte von Perſonen ſind obdachlos geworden, viele
haben Verletzungen erlitten.

Eine neue Erfindung zum Schutze der Bergarbetter.Bei der Einweihung des ren ſür
experimentale (verſuchsweiſe er in Dahlem
hielt Prof. Dr. Haber einen Vortrag über eine von ihm er
fundene chemiſche Pfeife zur Feſtſtellung giftiger Grubengaſe-
Es ſoll Dr. Haber gelungen ſein, ſein Meßinſtrument ſo zu ver
vollkommnen, daß es ein brauchbares Mittel zur Verhütung
von Grubenkataſtrophen zu werden verſpricht. Hoffen wir,
daß ſich die an dieſe Erfindung geknüpften Erwartungen in
jeder Hinſicht erfüllen.

Niederknüppelung ſtreikender Arbeiter.
Jn Trinidad, einem Bergwerksorte im amerikaniſchen

Staate Colorado, iſt es auf einer Kohlengrube zwiſchen
ſtreikenden Bergleuten und den bewaffneten Soldknechten der
Grubenherren zu einem mehrſtündigen Kampfe ge
kommen. Ein Unternehmerſöldling und mehrere Berg-
leute wurden getötet. Die Ausſtändigen ſind zumeiſt
Griechen, die kürzlich aus dem Balkankriege nach Trinidad
zurückgekehrt waren.

Ein Fiſchdampfer in den Grund gebohrt.
Am nördlichen Teile Lepſös ſtieß am Dienstag abend, wie aus

Aaleſund berichtet wird, der Dampfer Oslo der Wilſonlinie mit
dem Fiſchdampfer Brat aus Reval zuſammen. Der Fiſchdam-
pfer ſank augenblicklich. Acht Mann ſeiner Beſatzung
ertranken, während vier Mann gerettet und von der Oslo
nach Drontheim gebracht wurden. Die Oslo iſt wenig beſchädigt.

Kleines Allerlei. Der ausgebrannte Dampfev
Volturno iſt mit ſämtlichen verkohlten Leichen an Bord von
dem holländiſchen Petroleumdampfer Charlois auf dem atlanti
ſchen Schiffahrtswege zum Sinken gebracht worden
Sämtliche Schotten wurden geöffnet und das Schiff verſank in
kurzer Zeit. Die Peſt in Rußland Jn der Dorſſchaft
Gromoslawka in dem zweiten Donbezirk an der Grenze des
Gouvernements Aſtrachan ſind ſieben Perſonen gleich
zeitig an Peſt erkrankt, fünf Perſonen ſind geſtorben,
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Emilie Wiermann geb. Schulze
im 48. Lebensfahre.

Dieſes zeigen tiefbetrübt an
Die trauernden Hinterbliebenen

Wilhelm Otto u. Fritz Wiermann.
.Diemitz, 28. Oktober 1913. *21309Die Beerdigung findet Freitag no at
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Abſchluß Bilanz am 30. Juni 1913.

Aktiva. Passiva.
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86 Per Mitglieder-Geſchäfts-

guthaben-Konto 753.50ypothekenKonto 10000.00
Darlehns-Konto. 20736.14a KeſervefondsKonto 141.09

31 630.73 31 630.73
Mitglieder Bewegung 1912/13.

Beſtand am 1. Juli 19012 3 Mi ederJm Laufe des Jahres beigetreten u
Summa 5 giſeder.

Ausgeſchieden im Laufe des Jahres 2
Beſtand am 30. Juni 1913 26 Mitglieder.

Die Haftſumme betrug am 1. Juli 1912 780.00 Mk.vermehrte ſich im Laufe des Jahres um 60.00Summ 840.00 Mk.

Die Haftſumme verringerte ſich im Laufe des Jahres um 60.00

Die Haftſumme betrug am 30. Juni 1913 780.00 Mk.
Der Vorstand Paul Sehwengenbeeher. Alvert Renner.

Vorſtehende Bilanz ſowie die Aufſtellung der Haftſummen haben
wir geprüft und mit den Büchern übereinſtimmend gefunden.

Der Aufiehterat Karl Schröder Aug. Kötzschau.
Willy Gandermann. Herm. Hessolbarth. Osw. Sander.

An Kaſſa-Kontoz GrundſtücksKonto. 31387 71
Grundſtücks Ver-

waltungsKonto 55.16

P. Nun s Fetsehzentrale-
Schülershof 19, am Harkt.

Diese Woche Ausnahmepreise so lange der Vorrat reicht.
Sohweinefleisoh zum Kochen und Braten, Pfund 80 P
Gehacoktes, halb und halb 70 Pf.Hammelfleisoh Ptunä 80 90 Pf.Rot-, Leber- und Sohwartenwurst Pfund 70 Pf.

Alles andere wie bekannt. 2143

MaKkulaturzu haben in der GSonossonsehaſfta Buohdraak eroi.
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komplett M. 2, J, 4, S u. G. 50
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rrigatoron (Spülkannen), Qummiwaren aller Art,
Damenbinden, Loibbinden, Wöohnerinnen Be-

darfsartikel usw. usw.

Gummiwaren Spezialgeschäft und Versandhaus,

Grosse Ulrichstrasse 41, Ecke Kaulenberg,
zweiter Eingang vom Kaulenberg.1822
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anerkannt beste Marke.
Jahresprodoktion 100 000 Waggons

Zu haben beim 21Halleschen Kohlen- und Brikett-Kontot
Merseburgerstrasse, Eeke Schmiedstr. Tel. 3939

u. Allgemeinen Konsumverein und dessen Flialen.

Leibniz Biskult Frauenkrankheſten
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Standesamtliche Nachrichten.
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Unferhaltungs-Beilage
des flallischen Volksblaftes.

Diemand iſt mehr Sklave, als der ſich für frei hält,

ohne es 2u ſein. Goefhe.
Die Ernährung der Pflanze.

Von Hermann Krafft.
I

Wie das Tier ſeine Nahrung zu ſich nimmt, das iſt alltäg-
lich zu beobachten, aber wie die Pflanze ſich ernährt, wer hätte
das ſchon einmal geſchaut. Aber trotzdem ſind wir um die Ant-
wort auf eine ſolche Frage nicht verlegen: Die Pflanze ernährt
ſich durch ihre Wurzeln. Allein, dieſe Antwort trifft nur zum
Teil das Richtige, was wir ſofort erkennen, wenn wir der
Sache nur etwas nachforſchen. Da kennen wir eine ganze
Reihe von Pflanzen, die gar keine Wurzeln beſitzen, wie die
frei im Waſſer umherſchwimmenden Waſſerpflanzen. Und
dann haben wir gelegentlich unſerer Spaziergänge geſehen,
wie auf dem härteſten Felſengeſtein allerlei Pflanzen wachſen,
die doch unmöglich imſtande ſein können, Wurzeln in dieſes
Geſtein hineinzuſenden, iſt doch der Felſen ſo hart, daß wir
einen ſcharfen Meißel und eine gehörige Portion Kraft an
wenden müſſen, wollen wir ein Loch in den Felſen ſchlagen,
und wie ſollte überhaupt die zarte Pflanze von dem Felſen
leben können. Haben wir weiter nicht ſchon einmal gehört,
daß Pflanzen ein Schmarotzerleben führen, die anderen Lebe-
weſen das „Mark aus den Knochen“ ſaugen? Und da erinnern
wir uns, daß gelegentlich die Rede war, von Pflanzen, die
IJnſekten freſſen. Kurz: Je weiter wir der Frage nachgehen,
um ſo verwickelter wird die Sache; es hat alſo doch ſeinen
Haken mit der Antwort: Die Pflanze ernährt ſich mittels ihrer
Wurzeln.

Nun einmal unſere Wißbegierde wachgerufem iſt, wollen wir
der Sache aber vollends auf den Grund kommen. Da gibt es
zunächſt eine andere Frage zu löſen: Woraus beſteht denn
eigentlich die Nahrung der Pflanze? Die Nahrungsmittel des
Tieres ſtammen aus dem Pflanzen- oder Tierreich. Die
Pflanze aber muß ſich, zum großen Teil wenigſtens, von Erde
ernähren. Das nehmen wir ja auch ohne weiteres als feſt
ſtehend an für jene Pflanzen, die ihre Wurzeln in den Erd
boden entſenden. Sagen wir doch von ſolchen Pflanzen: ſie
holen ihre Nahrung aus der Erde. Bleiben wir zunächſt bei
dieſem Beiſpiel. Was kann nun wohl die Pflanze aus der
Erde herausholen, was des Freſſens wert erſcheint? Das iſt
eine ſchwierige Frage, die ſich durch einfache Beobachtung nicht
erklären läßt. Der Chemiker ſagt uns, daß ſich das, war wir
Erde nennen, zum größten Teil aus den verſchiedenartigſten
Stoffen zuſammenſetzt, die als „unorganiſche“ bezeichnet wer-
den. Jm Gegenteil zu dieſer Gruppe ſteht eine andere, nicht
minder große Gruppe, die die „organiſchen Stoffe“ umfaßt.
Den gründlegenden Unterſchied zwiſchen beiden Gruppen
machen wir uns am einfachſten klar, wenn wir uns vor Augen
halten, daß die organiſchen Stoffe aus dem Tier und Pflan-
zenreich ſtammen, während die unorganiſchen Stoffe vom
Mineralreich geliefert werden. Wir merken uns: Das Tier
nimmt organiſche Stoffe zu ſich und liefert gleiche Stoffe;
die Pflanze aber muß ſich von unorganiſchen Stoffen ernähren,
liefert aber gleich dem Tier organiſche Stoffe. Da muß alſo
wohl die Pflanze die unorganiſchen Stoffe in organiſche um
wandeln? So iſt es in der Tat. Die Pflanze nährt mithin
nicht nur ſich ſelbſt von unorganiſchen Stoffen, ſondern ſie
baut aus dieſen auch noch organiſche Stoffe auf, von denen
dann die Tiere leben.

Die unorganiſchen' Stoffe nun, die die Pflanze zu ihrer Er
nährung bedarf, ſind verſchiedener Art; eine große Rolle ſpielen
da beſtimmte Verbindungen von Schwefel, Phosphor, Kalium,
Kalzium, Magneſium und anderen Elementen mit Sauerſtoff.
Der Botaniker bezeichnet all dieſe Verbindungen kurz als
Nährſalze. Daneben bedarf aber die Pflanze auch noch
mancherlei gasförmiger Stoffe wie ja auch das Tier beiſpiels
weiſe nicht ohne Sauerſtoff lebem kann. Dieſe gasförmigen
Stoffe, davon Kohlenſäure, Stickſtoff und Ammoniak beſonders
genannt werden mögen. nennt der Botaniker die Nä h rga ſe.

Für unſere fernere Betrachtung wollen wir uns mithin ver
Augen halten, daß die Nahrung der Pflanze aus feſten Stoffen,
den Nährſalzen, und aus gasförmigen Stoffen, den Nährgaſen
beſteht. Dazu tritt noch als flüſſiger Stoff das Waſſer, denn
nur dann vermag die Pflanze die feſten Stoffe in ſich aufzu
nehmen, wenn dieſe in Waſſer gelöſt ſind.

Nun ſind wir auch in der Lage, Betrachtungen darüber anzu
ſtellen, wie die Pflanze denn eigentlich ihre Nahrung zu ſich
nimmt. Unſere eingangs eingeflochtene Beobachtung, daß nicht
alle Pflanzen in der Erde wurzeln, zwingt uns, die Pflanzen
hinſichtlich der Nahrungsaufnahme in einige Gruppewm zu
gliedern. Wir haben da zu unterſcheiden zwiſchen Waſſer-
pflanzen, Steinpflanzen, Erdpflanzen und Ueberpflanzen. Vor
weg möge noch bemerkt werden, daß ſcharfe Grenzen zwiſchen
dieſen Abteilungen nicht gezogen werden können. Alle werden
durch zahlloſe Zwiſchenſtufen verkettet und dann gibt es
Pflanzen, die bald zur einen, bald zur anderen Gruppe ge-
rechnet werden können.

Wenden wir uns zunächſt den Waſſerpflanzen zu. Als
ſolche müſſen wir hier jene Pflangen zuſammenfaſſen, die im
Waſſer untergetaucht gedeihen, ohne echte Wurzeln in den Erd-
boden zu entſenden; manche dieſer Waſſerpflanzen ſenden zwar
Wurzeln in die Erde hinein, doch dienen dieſe dann nur zum
Feſthalten der Pflanze, das ſind Haftwurzeln, die mit der
Nahrungsaufnahme aber nicht zu tun haben. All dieſe Pflanzen
entnehmen ihre Nährſtoffe aus dem umgebenden Waſſer. Die
ganze Oberfläche des Pflanzenleibes iſt imſtande, die im
Waſſer gelöſtew Nährſalze aufzunehmen, und auch die Nährgaſe
kommen auf gleiche Weiſe aus dem Waſſer direkt in das
Innere der Pflangze.

Nun gibt es aber auch Pflanzen die nur teilweiſe im Waſſer
leben, teilweiſe ſich über den Waſſerſpiegel erheben. Solche
Pflanzen entnehmen ihre Nährſalze aus dem Waſſer vermittels
ihrer untergetaucht wachſenden Teile, während die über das
Waſſer hinausragenden Blätter die Nährgaſe aus der Luft
holen. Haben dergleichen Pflanzen echte Erdwurzeln, wie zum
Beiſpiel die bekannte Seeroſe, ſo erfolgt die Aufnahme der
Nährſalze durch die Wurzeln aus dem Erdboden. Die Nähr-
ſalze gelangen aus der Luft in die grünen dem Waſſer auf-
liegenden Blätter.

Die Gruppe der Steinpflanmzen umfaßt jene Gewächſe,
die an kahlen Felſen ihr Daſein friſten. Es ſind vorwiegend
Mooſe und Flechten, die wir bei jedem Spaziergang ins Freie
an alten Mauermn, auf Steinen und Felſen bemerken können.
Man könnte nun glauben, daß dieſe Pflanzen ihre Nährſtoffe
dem zwar harten, aber doch nicht durchaus unzugänglichen
Steine abzuringen vermögen So einfach iſt die Sache aber
nicht. Der Felſen liefert mur einen winzigen Teil der Nahrung,
das meiſte holt die Pflanze ſich aus der Luft, die Nährgaſe
direkt, die Nährſalze aus dem Beſtandteile der Luft, den wir
Staub nennen Dieſer Staub, der durch die atmoſphäriſchen
Niederſchläge (Regen und Schnee) auf den Pflanzenkörper ge-
langt, wird hier von der Pflanze ſoweit abſorbiertt (aufgenom-
men), als er zur Ernährung der Pflanzen dienlich iſt. Was
von den feineren und gröberen Staubkörnchen im Augenblick
von der Pflange unbenutzt bleibt, das wird zum Teil von der

W

Pflanze für ſpäteren Bedarf beſtgehalten. Der meiſt wellige
und vielfach veräſtelte Körper dieſer Steinpflanzen iſt zum
Staubfangen ganz vorzüglich geeignet. So bildet ſich im Ver
Iaufe von Jahrzehnten oder Jahrhunderten am Standorte der
Steinpflanze eine immer ſtärker werdende Staubſchicht, die ſich
endlich als geeigneter Nährboden für größere Mooſe, Farne
ünd andere Gewächſe erweiſt. Den unſcheinbaren Stein
pflanzen iſt es zuzuſchreibem daß heute mancher Felſen mit
hohen Bäumen beſtanden iſt. Man nennt darum die Stein
pflanzen mit gutem Recht Pioniere der Pflanzenwelt.
Selbſt auf den unwirtlichen Schnee- und Eisfeldern der Hoch-
gebirge exiſtieren Pflanzen, die ſich nach Art der Steinpflanzen
aus dem Staube der Luft ernähren. Was wir als den „roten
Schnee“ dem Namen nach wohl kennen, iſt nichts anderes, als
eine Anſammlung ungeheurer Mengen ſolcher Lebeweſen, der
mikrofkopiſch kleinen roten Schneealgen. Der Ober-
körper all dieſer Pflanzen muß alſo ähnlich eingerichtet ſein zur
Aufnahme der Nahrung wie bei den Waſſerpflanzen. Nur muß
dem Pflanzenkörper eine große Widerſtandsfähigkeit gegen
Trockenheit mit auf dem Lebensweg gegeben ſein, denn oft
mangelt es wochen, ja monatelang an dem belebenden Naß.
Ohne Feuchtigkeit kann dieſen Pflanzen die größte Menge
Staubes nichts nutzen. (Schluß folgt.)

n ſchlimmen Händen.
Roman von Erich Schlaikjer.

Asmuſſen erhob ſich und bot ihr den Platz im Sofa an.
Sie dankte und lehnte ab.
„Jch wollte nur eine Frage an dich richten.“

t deſſen ſetzte ſich wieder. „Jch bin zu jeder Antwort
ereit.

„Sind dir meine Beſuche noch angenehm
„Du biſt die Freundin meiner Frau geweſen. Jch müßte

mich ja ſchämen, wenn es anders wäre.“
„Dann biſt du es alſo nicht, der mich fort haben will
„Wer ſollte dich fort haben wollen, und wozu
„Vielleicht um ſelber ſicher zu ſein. Jch weiß es nicht.“
Asmſſen ſah ſie ernſt an und ſchüttelte langſam und be-

dauernd den Kopf.
„Du haſt wohl ſchlechte Gedanken, Stine. Jch weiß von

allem Beſcheid. Jch habe verſprechen müſſen, nie eine Silbe
davon zu ſagen. Du hätteſt nie davon erfahren, wenn du nicht
ſelber damit gekommen wäreſt. Und ſicher, ſagſt du? Sie wollte
am ſelben Tage aus dem Hauſe gehen. Jch habe ſie bewogen,
wenigſtens ein Jahr zu bleiben. Dann geht ſie am Ende doch.“

„Warum ſchlug ſie mir das Fenſter vor der Naſe zu
„Sie hat es dem großen Klaus vor der Naſe zugeſchlagen.“
„Ach!“ Ueber Stines Züge ging ein bitteres Lächeln.
„Jm Zimmer war der große Klaus ja nicht. Warum kam

ſie mir unhöflich entgegen
„Warſt du ſehr freundlich, als das Fenſter zuflog?“
„Das bin ich wohl kaum geweſen.“
„Na alſol! Es war ein Mißverſtändnis. Du hätteſt nie

mit ihrer Herkunft kommen dürfen. Sie leidet ohnehin ge
nug.“

„Findeſt du?“ Das bittere Lächeln kam wieder.
„Jſt dir das unbegreiflich
„Jch finde nicht, daß ihr Weg ſo dornig iſt.“
„Du ſiehſt nur, was vor Augen iſt.“
„Siehſt du mehr, Lorenz Asmuſſen
Er ſtand auf und ſah ihr gerade in die Augen.
„Jch ſehe mehr und weiß mehr. Was ſagſt du nun
„Jch will zu Gott bitten, Lorenz, daß du im Rechte bleibſt.“
„Du wirſt es noch erleben.“
„Das werden wir ja alle, wenn wir nicht ſterben.“
„Setz dich nun her zu mirl“
„Ach nein! Es waren nur wenige Worte
Asmuſſen ſah ſie an.
„Jch zwinge niemand. Mein Haus aber ſoll dir offen

ſtehen wie je zuvor. Willſt du mitunter daran denken
„Jch denke daran, wenn meine Stunde gekommen iſt.“
„So komme ſie bald!“
„Bewahre uns Gott davorl Es wird keine leichte Stunde

ſein, mein lieber Freund.“
Sie ſah ihn an, und ihre Lippen zuckten. Dann verſchwand

ſie in ihrer ſtillen Weiſe und zog leiſe die Tür hinter ſich zu.
Daginar ſtürmte wie ein Wirbelwind ins Zimmer.
„Niemand da?“ Sie brach in lauten Jubel aus. Sie waren

nach dem einſamen Felde hinübergelaufen, und es war reich-
lich ſpät geworden. Ein befreiter Strom von fröhlichen
Worten ſprudelte nun unvermittelt und ungeordnet heraus.
Was ſie alles erlebt hattel Wie ſchön war es geweſen! Vom
Zahnarzt erzählte ſie. Vom Referendar. Vom Proviſor. Von
den jungen Damen. Vom ganzen Publikum. Von der Güte
des Eiſes. Von dem herrlichen Wetter. Die Winterfriſche
war ins Zimmer gekommen.

Asmuſſen ließ ſie gewähren. Er half ihr gelegentlich beim
Abnehmen der Sachen, ihren Eifer aber unterbrach er nicht.
Wie ſonderbar war Stine Andreſen geweſen! Wie dumpf
und eng und beklemmend war auf einmal das Zimmer ge-
worden! Die Luft aus einem Krankenzimmer war herein-
geweht. War es nicht wie damals geweſen, als ſeine Frau in
langen Jahren die Schwindſucht hatte? Es war genau ſo
geweſen Asmuſſen ſah es auf einmal deutlich vor ſich. Es
war die Luft der Krankenſtube geweſen, die Luft der Freud-
loſigkeit, die er ſo gut kannte. Konnte Stine den Anblick der
friſchen Jugend nicht vertragen Gönnte ſie ihm die Heiter-
keit des Hauſes nicht? Und tat er nicht doch ein gutes Werk
an dem tapferen Mädchen?

Dagmars Geplauder hüpfte wie ein munterer Bach im Ge-
birge; aber nun verſtummte ſie jäh.

„Jſt Jhnen etwas?“ Sie ſah faſt ängſtlich aus.
Asmuſſen lächelte ruhig.
„Stine Andreſen war hier.“
„Ach Gott!“ Dagmar war ganz betrübt.

[Nachd.
verb.

„Es ſind Verſtimmungen, die ihre Zeit haben wollen. Sie
brauchen den Mut nicht zu verlieren.“

„Sie kommt doch wieder
„Es ſchien nicht ſo. Stine iſt zuviel allein geweſen. Sie iſt

ſonderbar und menſchenfremd geworden. Es iſt am beſten,
wenn wir ſie ruhig gehen laſſen.“

„Jch möchte ihr einen Brief ſchreiben. Jch habe die Krän-
kung längſt vergeſſen.“ Dagmar ſah vor ſich nieder.

„Nein. Sie hat Jhnen das häßlichſte Unrecht angetan.“
„Jch kann mich unterwerfen. Jch habe es ſo oft tun

müſſen.“
„Um ſo weniger ſollen Sie es in meinem Hauſe.“
„Jch möchte gern, daß ſie wiederkommt.“
„Das möchte ich auch; aber die Zeit muß ſie überzeugen.

Dann kommt ſie ſchon von ſelber. Gehen Sie an Jhre Ar-
beit, und machen Sie ſich weiter keine Sorgen.“

Asmuſſen ſchnitt das Geſpräch durch eine Geſte ab, über
Dagmar aber lag doch ein leichter Schatten. Auch die Freund-
lichkeit mit den Gäſten vermochte das nicht zu verdecken. Die
Stunden rannen etwas träger als ſonſt aber ſchließlich nahm
der Tag doch ein Ende, und die Nacht zog herauf.

Asmuſſen traf die letzten Vorbereitungen, bevor er ſchließen
konnte. Er hantierte an den verſchiedenen Tiſchen herum.
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nennen z2h)]„Dagmar ſtand an der Tür, um hinaufzugehen; ſie hatte
ihm ſchon „Gute Nacht“ geboten.

Sie blieb aber unentſchloſſen ſtehen, die Klinke der Tür in
der Hand.
„Jch möchte den Brief doch lieber ſchreiben,“ kam es ſchließ

lich kleinlaut.
Asmuſſen wandte ſich ſchnell um und ſah ſie an. Sie ſah

leidend und verlaſſen aus, wie ſie da an der Tür ſtand, als ge
höre ſie nur halb ins Haus; es war, als gehöre ſie überall
nur halb hinein.

Asmuſſens kräftige Geſtalt war hoch emporgerichtet.
„Sie ſind unter meinem Dach. So legen Sie endlich die

Sorgen ab. Jch gebe Jhnen mein Manneswort, daß jedes
Haar auf Jhrem Haupt mir heilig iſt.“

Er wandte ſich von ihr. Der Gedanke, daß man ſie ver
folgen könne, hatte ihn in eine Erregung gebracht, die er nicht

eigen wollte.
Dagmar aber hatte ſie mit einem verſtohlenen ſpähenden

Blick bemerkt.
Ein wilder Brand ſchlug jäh in ihrem Weſen auf. War

nicht Axel Halvorſen bei ihr? War er nicht ſo nahe, daß ſie
ſeinen Körper fühlte? Eine heiße Glutwelle ſtieg ihr ins
Geſicht ſie fühlte, daß ſie keine Sekunde bleiben durfte. Mit
einem leiſen „ich danke“ lief ſie jäh hinaus. Auf dem Flur
nahm ſie die Küchenlampe und ſtürmte die Treppe hinauf.
Oben warf ſie ſich rücklings aufs Bett und faltete die Hände
unter dem Kopf. Jhre Sinne brannten für Axel Halvorſen.
Die feuchten Augen glänzten zur Zimmerdecke empor. Der
en ſchwer und heiß. Würde ſie Axel nun bald be-
itzen

Jm Nachbarhaus ſaß Stine Andreſen in ihrem Korblehn-
ſtuhl und blickte gedankenvoll in die Luft des Zimmers. Es
ging zu Ende mit ihr und Lorenz Asmuſſen. Das fühlte ſie
beſſer als er es ſelbſt noch wußte. Das aber war die Einſam
keit für den Reſt des Lebens. Wie kalt und traurig war doch
die ganze Welt!

Wann war es zum erſten Mal geweſen? Wann war die
erſte Ahnung durch die Luft gegangen? Die Kinder wußten
es nicht mehr. Als ſie eines Morgens erwachten, war es da.
Eine ſtarke Seligkeit rann durch ihr Jnneres. Der neue Tag
grüßte mit ſchöner Hoffnung. Sie ſprangen mit beiden
Beinen aus dem Bett und waren im Handumdrehen mit der
Morgentoilette fertig. Als ſie dann in die graue Dezember-
frühe hinauskamen, ſahen ſie wohl, daß die Welt eine andere
geworden war. Es war noch immer der halbdunkle Markt-
platz; im Gaſtzimmer ſaß Lorenz Asmuſſen bei der erſten
Morgenpfeife; ein verſchlafenes Dienſtmädchen huſchte eilig
über die Straße und verſchwand im Krämerladen. Es war
ganz dasſelbe und war ganz anders. Es ging wie ein Traum
durch alle Dinge. Jn allen Häuſerwinkeln ſchliefen dunkle
Stimmungen. Die Kinder begriffen es nicht. Sie waren nie
ſo luſtig in den großen Korridor der Schule hineingeſprungen,
aber ſie wußten im Grunde nicht warum. Da fuhr es einem
wie eine Offenbarung durch die Seele. Es wollte Weihnach-
ten werden. Es ſprang von einem zum andern Der Unter-
richt vermochte es nicht zu bannen; es lief durch alle Bank-
reihen und rief die Kinderträume wach. Es wollte Weih-
nachten werden Der Lehrer bekam einen hehren Glanz. Den
Froſt draußen hatte Anderſen gedichtet. Der Ofen ſummte
genau wie in den Wintergeſchichten. Die ganze Welt war ein
Märchen geworden.

Die Stimmung verſchwand mitunter. Sie konnte von den
Ereigniſſen des Tages überſchüttet werden. Dann war es
wieder der gewohnte Marktplatz, dann ſtand ihnen morgen die
Schule bevor; dann waren es kleine Menſchen, die kleine
Sorgen hatten. Der Schatz in ihrem Innern aber ließ ſich
nicht lange vergraben. Es wehte ſie plötzlich an, daß Weih-
nachten näher kam. Um alle Menſchen und alle Erſcheinungen
war wieder ein feſtlicher Hauch, als kämen ſie alle aus dem
ſchneebedeckten Land des Mädchens und ſollten ewig im Wun-
derland des Märchens leben. Eine goldene Sonne funkelte
durch den kalten klaren Wintertag. Als das Feſt näher kam,
ging ihre Stimmung auf die Großen über. Eine ſtille Weihe
lag auch für die Großen über dieſen Wochen. Jn ihrem
Jnnern ſchwiegen manche Stimmen, die ſonſt am Alltag ſo
häßlich laut geweſen waren. Der große Sonntag des Winters
kam näher. Sie wollten ihn mit guten Gedanken begrüßen.

Jn Asmuſſens Hauſe gab es ein Zimmer, das nur in der
Weihnachtszeit geöffnet wurde; es war das Wohnzimmer, in
dem er mit ſeiner verſtorbenen Frau alle hohen Tage ihres
Lebens begangen hatte. Am Tage nach ihrer Hochzeit hatten
ſie hier zuſammen den Nachmittag verbracht und das Zimmer
eingeweiht. Wenn einer von ihnen Geburtstag hatte, waren
hier die Nachbarn fröhlich zuſammengekommen. Jn Asmuſſens
Erinnerung waren alle ſchönen Tage mit dieſem feſtlichen
Zimmer verbunden. Jn den letzten Jahren der Ehe aberhatten ſie es niemals mehr betreten. In den letzten Jahren
der Schwindſucht mochte die Frau das gewöhnliche Kranken-
zimmer nicht mehr verlaſſen. Es gab für ſie und Asmuſſen
keinen Feſttag mehr, es gab nur noch ein ſtilles Beieinander
ſitzen, es gab an jedem Abend einen wehmütigen Abſchied und
die Furcht vor dem großen und ſchweren, der ihnen bevor
ſtand. Die Frau hing bis zur letzten Sekunde mit allen
Faſern am Leben feſt. An einem dämmerigen November-
abend aber war ſie doch den bitteren Tod geſtorben. Nach
dem Begräbnis waren die Leidtragenden noch einmal in der
feſtlichen Wohnſtube bei einem Glaſe Wein zuſammengekom-
men. Dann hatte Asmuſſen den Schlüſſel umgedeht und ab
gezogen. Der eingeſchloſſene Sonntag des Hauſes wohnte
hier. Es konnte nur geöffnet werden, wenn wieder ein Sonn

tag kam. (Fortſetzung folgt.)
Vorbei.

Das iſt der alte Baum nicht mehr,
der damals hier geſtanden
auf dem ich geſeſſen im Blütenmeer

über den ſonnigen Landemn

Das iſt der Wald nicht mehr, der ſacht
vom Berge rauſchte nieder,
wenn ich vom Liebchen ritt bei Nacht,
das Herz voll neuer Lieder.

Das iſt nicht mehr das tiefe Tal
mit den graſenden Rehen
in das wir nachts viel tauſendmal
zuſammen hinausgeſehen.

Es iſt der Baum noch, Tal und Wald,
die Welt iſt jung geblieben,
du aber wurdeſt ſeitdem alt,
vorbei iſt das ſchöne Lieben.

Eichendorff.



Kleines Feuilleton.
Heereszahlen in der Geſchichte.

Bei allen Heeresz en und Schlachten der Geſchichte bis in
das ferne Aldertum hinein werden mehr oder weniger genaue
Angaben über die Stärke der feindlichen Armeen gemacht. Meiſt
ſind ſie in runden Iffern ehalten und deuten ſchon daraufin, daß ſie kein allzu rohe Vertrauen verdienen.
fragwürdiger ſind freilich die Berichte über die Verluſte in den
einzelnen Schlachten oder bei ganzen kriegeriſchen Unter
nehmungen.

Profeſſor Hans Delbrück aus Berlin hat am 6. und
7. Oktober am Univerſity College in London zwei Vorträge
über die Zahlenangaben in der Geſchichte gehalten und dabeidie Bedeutung von trag beſonders Jervorgeheven. Der
Gelehrte knüpfte an die Tatſache an, daß Moltke bei Vionville
gehn ſchlagfertige Armeekorps zur Hand hatte, aber von dieſen
nur zwei wirklich ins Gefecht bringen konnte. Der Reſt der
200 000 Mann war nicht mit genügender Schnelligkeit vorzu
ſtoßen. Daraus ieht Delbrück den Schluß, daß manche Heeres
ziffer aus alter Zeit, ſowohl für die Aſſyrer. und Perſer, für die
Gallier und Germanen und andere Völker aus der r
ſchlechthin geſtrichen werden müſſen. Attila, der Hunenfürſt,
ſoll 700 000 Mann von Deutſchland über den Rhein nach Frank-
reich geführt haben. Das iſt ganz undenkbar, wenn ein
Moltke ſo viele Jahrhunderte ſpäter 500 000 Mann nur mit
größter Schwierigkeit auf demſelben Wege dirigieren konnte.
Delbrück nimmt überhaupt die Geſchichte der Heeresbewe-
gungen von 1870 zum Prüfſtein für diejenigen früherer Zeiten.
Die Verſorgung der Belagerungsarmee um Metz von 200 000
Mann ſtellte eine der ſchwierigſten Aufgaben dar, die während
des Krieges zu löſen waren. Wie ſoll es dann möglich ſein,
daß der Perſerkönig Xerxes, wie Herodot mit verdächtiger
Genauigkeit berichtet hat, 5 100 000 Mann nach Griechenland
geführt haben ſollte? Und doch iſt die Zahl nur ſelten ernſt-
lich angezweifelt worden. Wenn man den Weg verfolgt, den
Xerxes mit ſeinem Heere zurücklegte, meiſt über ganz enge Ge
birgspfade, durch Schluchten, abgeſehen von der Ueberwindung
ſolcher Hinderniſſe wie des Meeresarmes zwiſchen Aſien und
Europa, ſo kommt man zu dem Schluſſe, daß von ſeiner Armee
die letzten Leute kaum die perſiſche Hauptſtadt Suſa verlaſſen
haben konnten, als die erſten vor den Thermopylen eintrafen.
Dies Fünfmillionenheer iſt alſo einfach in die Sage zu ver
weiſen. Delbrück iſt ſogar der Meinung, daß die Griechen
damals an Zahl ſtärker waren als die Perſer. Den Einwand,
daß die Griechen dieſen Einfall dann doch nicht als eine ſo
große Gefahr bezeichnet hätten, und daß überhaupt „der König
der Könige“ ſehr wohl eine größere Armee hätte. aufſtellen und
nach Europa hinüberführen können, bekämpft Delbrück mit
einem Vergleich, der die Lage der Schweizer gegen Karl den
Kühnen betrifft. Der Burgundenfürſt war den Schweizern
weniger durch die Zahl als dadurch überlegen, daß ſeine Sol-

J daten eine Armee von Riktern und berufsmäßigen Kriegern
darſtellten, während das Heer der Schweizer nur ein Auf-
gebot von Bürgern und Bauern war. Dem Volk aber genügte
es nicht, den Ru des Sieges nur in dieſem Nachteil zu
uchen, fondern die Ueberlieferung fälſchte die geſchichtlichen
atſfachen ſehr bald dahin, daß Karl der Kühne auch eine an

Zahl gewaltige Uebermacht gehabt hätte.
es auch bei den Griechen geweſen ſein.

Ganz ebenſo wird
Außerdem ließ ſich

die griechiſ Geſchichtsſchreibung den Widerſpruch zuſchulden
kommen, daß die tapferen Perſer, die mutigſten Krieger der
n elt, mit Geißeln zur Schlacht getrieben werden
mußten.

Jn der römiſchen Geſchichte werden kaum weniger Korrek-
turen vorzunehmen ſein. e Ueberlegenheit der römiſchen
Heere lag faſt immer in der Manneszucht, aber auch ſie be
ſtanden aus Bürgern und Bauern und konnten einem mili-
täriſchen Genie wie Hannibal nicht ſtandhalten. Aber auch
Hannibal war an Zahl zu ſchwach und konnte trotz ſeiner Siege
im offenen
römiſchen Städte oder gar von Rom ſelbſt mit hinrei der
Schnelligkeit erfolgreich durchzuführen. Dennoch hätte das
32 weit länger gedauert, wenn ſich nicht damals das
römiſche Heer durch den langen Felddienſt allmählich zu be
rufsmäßigen Soldaten mit berufsmäßigen Offizieren aus
gebildet hätte. Wie das zahlenmäßige Verhältnis beider
Heere geweſen iſt, läßt ſich nicht einmal abſchätzen und iſt auch
im Vergleich zu den berührten Tatſachen gleichgültig. Ganz
ebenſo wertlos ſind die Feſtſtellungen über die Heeresmaſſen
der von den Römern beſiegten germaniſchen und galliſchen
Stämme. Die Verführung, die Zahl der Gegner auf' Hundert-
tauſende anzugeben und dadurch den Ruhm des Siegers zu er-
höhen, war zu groß, als z 4 die römiſchen Feldherrn,
ſpäter das Volk und die Geſchichtsſchreiber ihr nicht hätten er
liegen ſollen. Wenn noch Friedrich der Große und Napoleon
von der Stärke ihrer Heere keine genaue Kenntnis beſaßen
oder wenigſtens keine genauen Angaben hinterlaſſen haben, ſo
ilt dasſelbe für Cäſar in verſtärktem Grade. Daß die römi-
chen Heere nicht beſonders zahlreich geweſen ſein können, geht

ſchon daraus hervor, daß ſie mit Germanien nicht fertig wer-
den konnten und ſich im weſentlichen damit begnügen mußten,
die Grenzen des Reiches gegen Eindringlinge zu ſchützen. Es
iſt immerhin impoſant, daß dies Ziel während des Kaiſerreichs
erreicht wurde. und zwar für etwa 300 Jahre, die längſte Frie-
denszeit der Weltgeſchichte.

Schließlich behandelte Delbrück den Einfall der Normannen
nach England und ſtellte auch hier feſt, daß die Zahl der Er-
oberer niemals ſehr groß geweſen ſein kann. Sie wären gar
nicht imſtande geweſen, große Armeen aufzubringen, ſondern
nur kleine Banden, die aber aus wirklichen Kriegern beſtanden
und daher ſelbſt ein großes und reiches Land unterwerfen
konnten, wenn es eines diſziplinierten Schutzes entbehrte. Wil-
helm der Eroberer hatte nicht 60 000, auch nicht einmal 32 000
Mann gehabt, wie die Geſchichtsſchreiber geglaubt haben, ſon

eld nicht daran denken, eine der
en
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Wettbewerbe im Kochen.
Eine Reihe intereſſanter Preisausſchreiben und Wettbewerbe

auf dem Gebiete der edlen Kochkunſt kommen bei der großen
Londoner Kochausſtellung zum Austrag. Nicht nur die vor
nehmſten Kochkünſtler werden hier ihre raffinierten kulina-
riſchen Kunſtwerke zeigen. ſondern noch größerer Wert iſt auf
praktiſche und pädagogiſche Zwecke gelegt. So gibt es z. B.
einen Wettbewerb in guter Hausmannskoſt. Goldene und
ſilberne Medaillen, Geldpreiſe und ehrenvolle Erwähnungen
winken denen, die das nahrhafteſte und wohlſchmeckendſte
Mittageſſen von vier Gängen im Preiſe von 5 Mk. herſtellen
können. Sodann werden Kochſtunden für Volksſchulklaſſen auf
der Ausſtellung veranſtaltet. Täglich werden Schülerinnen
verſchiedener Unterrichtsanſtalten einen praktiſchen Kurs durch
machen, der direkt für die Bedürfniſſe der Arbeiterfamilien
zugeſchnitten iſt. Die jungen Mädchen erlernen hier auch die
beſte Methode, ein gutes Eſſen, das wohl verpackt dem Haus-
vater nach ſeiner Arbeitsſtelle getragen wird, zubereiten und
anzurichten. Beſondere Wettbewerbe ſind für die Armeeköche
vorgeſehen die Kochkünſtler der verſchiedenſten. Truppen-
gattungen, auch der Garderegimenter, werden ihre Kräfte
darin meſſen, genau nach Vorſchrift und möglichſt billig die
richtigen Rationen für die Mannſchaften herzuſtellen. Die
Schiffsköche fechten wieder ihre Turniere für ſich aus, denn
die gaſtronomiſchen Anſprüche, die an ſie geſtellt werden, ſind
ganz andersartige als die, denen ihre Kollegen auf dem Lande
zu genügen haben. Von anderen Wettbewerben ſeien die um
die beſte Herſtellung dreier Saucen, einer Butterſauce, einer
holländiſchen und einer MajonaiſenSauce, und die trefflichſte
Bereitung eines Frühſtückes erwähnt. Die unverkennbare
Schwierigkeit, die ein klaſſiſches Kartoffelkochen bereitet, kommt
in dem Preisausſchreiben zum Ausdruck, das man für die
tadelloſe Zubereitung dieſer ſo wichtigen Knollenfrucht erlaſſen
hat. Eine Abteilung für ſich bildet die Krankenkoſt, für die
Wettbewerbe von den größten Londoner Hoſpitälern ausge-
ſchrieben ſind.

Humor und Satire.
Schul Humor. Bei der Durchnahme der Geſchichte Joſeph

im Gefängnis fragt die Lehrerin: „Weiß jemand von euch,
was ein Mundſchenk iſt?“ Da meldet ſich eine kleine Sechs-
jährige: „Ein Mundſchenk iſt ein Kuß.“

Der Lehrer beſchäftigt ſich eben mit dem Dümmſten ſeiner
Klaſſe. Auf keine ſeiner Fragen erfolgt eine Antwort. Da
bläſt der Hintermann ein: „Der Lehrer iſt ein Eſel.“

„Nicht einſagen, er muß ſelber draufkommenl“
Krebsproletariat. „Die Krebſe gefallen mir nicht; ſie ſind ſo

mager und haben ſolche kümmerlichen Scheren.“ „Tut mir
leid, Frau Kommerzienrat, aber für det Jeld könn' Se keene
Krebſe mit Kuponſcheren verlangen!

Vom Kampfe der Frau.
m

See

Die bürgerliche Frauenwahlrechtsbewegung
am Ende.

Zu dem politiſchen Bankerott des Frauenſtimmrechtsver-
bandes iſt folgendes feſtzuſtellen: Der Deutſche Verband
für Frauenſtimmrecht erweiſt ſich als das, wofür wir ihn nach
ſeinen erſten Kundgebungen gleich angeſehen haben, als ein
Tummelbplatz für weibliche Wirrköpfe und Reaktionäre. Die
wenigen, um ſo ehrenwerteren Ausnahmen werden nach und
nach aus dem Verband hinausgedrängt, wenn ſie ſich nicht ge-
fallen laſſen wollen, daß der Verband das Gegenteil von dem
anſtrebt, was urſprünglich faſt allgemein als ſein Ziel auf-
gefaßt worden iſt. Damit wird der Verband zur politi-
ſchen Karikatur.
Schon bei den Debatten auf den Generalverſammlungen

dieſes Verbandes mußte es auffallen, daß dabei eine Anzahl
von Schwätzerinnen auftraten, die offenbar gar nicht wußten
was Wahlrecht iſt, und von denen man hätte glauben mögen,
ſie ſeien der Meinung, einem Verein gegen das Frauen-
ſtimmrecht anzugehören. Andere traten, bewußt oder unbe
wußt, für das preußiſche Dreiklaſſenwahlſyſtem ein. Solche
Erſcheinungen konnten in einer bürgerlichen Pereinigung nicht
fehlen, in der ſich ſo viele Bourgoisfrauen und Bourgoistöch-
ter befinden, die aus Langerweile ſich bei igrend etwas „be-
tätigen“, und aus Ehrgeiz von ſich reden machen möchten.
Ueber die Konſequenzen des Paragraphen in den Statuten
des Verbandes, der das allgemeine, gleiche, direkte und ge
heime Wahlrecht fordert, ſind ſich die meiſten dieſer „ge-
bildeten“ Damen offenbar erſt nach ihrem Eintritt in den Ver-
band klar geworden und ſind dabei über ihre eigne Courage
erſchrocken. Jetzt heißt es für ſolche Elemente vor allem:
Dieſe demokratiſche Forderung muß abgeſchwächt oder
ſchließlich gar ganz aus dem Programm des Verbandes ge
ſt richen werdenl! Bis jetzt hat man zwar mehrfach ge-
ſtellte Anträge auf Streichung abgelehnt, aber das bedeutet
nur eine Verzögerung der Streichung. Denn für die Strei-
chung ſelbſt iſt eine Mehrheit vorhanden. Dieſe Mehrheit iſt
aber in ſich geſpalten, weil ſie ſich darüber nicht einigen
konnte, was ſie an die Stelle des beſtehenden Paragraphen
ſetzen ſoll. Aber „ſchöne Seelen finden ſich“, und ſo wird
die Streichung, das heißt die Abänderung des Paragraphen in
reaktionärem Sinne, nicht mehr lange auf ſich warten laſſen.

Es wird damit wirklich nichts verloren, ſondern es wird
damit nur einer bisher beſtandenen Heuchelei ein Ende
gemacht, was niemals ſchaden kann.

Die Mitgliedſchaft dieſes Verbandes war ſehr, ſehr klein,
wenn man bedenkt, daß Deutſchland jetzt 65 Millionen Ein-
wohner zählt. Dennoch taten die Damen, als hätten ſie zuerſt
die Forderung des allgemeinen Wahlrechts für das weibliche
Geſchlecht geſtellt; ſie ignorierten die klaſſenbewußten Prole-
tarierinnen, bei denen dieſe Forderung etwas Selbſtverſtänd-
liches war, und ſie wichen, bis auf wenige Ausnahmen, ängſt-
lich dem „roten Geſpenſt“ aus.

Dieſer klägliche Ausgang, bei dem nach ſo viel Geſchrei
ſo wenig Wolle bleibt, iſt kein Zufall. Er hängt zuſammen
mit der Bildung der großen reaktionären Maſſe bei
den herrſchenden Schichten, die ſich durch die gewaltige Ar-
beiterbewegung unſerer Zeit in ihren Vorrechten und deren
Ausübung beeinträchtigt fühlen.

Die Frauen der Ariſtokratie ſind geborene Gegnerinnen des
allgemeinen Wahlrechts, die Frauen der Bourgeoiſie ſind des
gleichen Produkte des Milieus, in dem ſie ſich bewegen, und
können nicht aus ihrer Haut heraus. So wenig es heute in
der Bourgeoiſie noch Leute wie Hecker und Struve gibt,
ſo wenig gibt es heute mehr dort Frauen wie Luiſe Otto

in ihrer erſten Zeit wie Luiſe Aſton, wie Amalie
Struve und wie Mathilde Annecke, welch letztere,
allerdings als Gattin eines Sozialiſten, zuerſt in Deutſchland
das allgemeine Wahlrecht für die Frauen gefordert hat.

Die ungeheure Mehrzahl der Frauen der Bourgeoiſie denkt
wie ihre Männer. Sie ſehen im allgemeinen, gleichen, direk-
ten und geheimen Wahlrecht eine Waffe, mit welcher die Ent-
erbten die Vorrechte der herrſchenden Klaſſen zwar nicht ab
ſchaffen, aber immerhin beeinträchtigen können. Dieſe Vor-
rechte ſind es aber gerade, welche den Frauen der Bourgeoi-
ſie einen erhöhten Lebensgenuß ſichern. Und um ſich dieſen
zu erhalten, opfern ſie gern tauſendmal auf dem Altar des
Mammonismus alle Jdeagle; mit dieſen geben ſie auch das
allegemeine Wahlrecht dahin.

Und mit dem Mammonismus, der den Frauen der Vour-
geoiſie erſt ermöglicht, ihre ſo eminent erhöhten Lebensan-
ſprüche zu befriedigen, iſt auch der politiſche Stolz verſchwun

den. Dieſe Frauen treten in bürgerliche Parteien ein, die dem
weiblichen Geſchlecht das Zugeſtändnis des Wahlrechts prin-
zipiell verſagen, und plappern die ſeichten Gemeinplätze nach,
mit denen jene Parteien beweiſen wollen, daß das Volk für
das allgemeine Wahlrecht „nicht reif“ ſei.
politiſche Reiffe nach der Schwere des Geld-
beutels gemeſſen.Das ſind die Gründe, aus denen die bürgerliche Frauen
bewegung zugunſten des allgemeinen Wahlrechts unvermeid-
lich auf den Sand geraten mußte.

Dazu kommt auch noch, daß der Hochmut der Kapitaliſten-
weiber gegenüber den männlichen und weiblichen Proletariern
womöglich noch größer iſt als der ihrer Männer. Frau
Vopelius mit ihrem Abkühlungsmittel gegen die „Sinnen-
luſt“ gehört noch zu der ſanfteren Tonart. Aber man leſe
doch die zahlloſen Gerichtsverhandlungen, in denen zutage
tritt, wie Frauen aus der Bourgeoiſie ihre Dienſtboten be-
handeln und wie dieſe unter Hunger und Mißhandlungen zu
leiden haben. Der Bauernprotz auf dem Dorfe malträtiert
zwar auch oft ſeine Knechte und iſt gegen das allgemeine
Wahlrecht, weil er es ſeinen Knechten nicht gönnt und ſeinen
Mägden erſt recht nicht. Aber er wäre immer noch eher zu
bewegen, dies Zugeſtändnis zu machen, als die Frauen der
Bourgeoiſie, unter denen natürlich die der Parvenüfamilien
die ſchlimmſten ſind.

So mußte der Verſuch, den einige idealiſtiſch angehauchte
Ausnahmen unter den Frauen der Bourgeoiſie unternahmen,
mißlingen; man ſieht, wie die in der Mehrzahl befindlichen
halb und ganz reaktionären Elemente dieſes Verbandes ſich
nicht weiter mitreißen laſſen. Dieſe Elemente gönnen ja nicht
den Männern des Volkes das allgemeine, gleiche, geheime und
direkte Wahlrecht, und man hat von ihnen erwartet, ſie wür-
e v den Frauen des Volkes gönnen! Mangelhafte Pſyhcho-
logie

Das Wahlrecht und zwar das allgemeine wird den
Frauen durch die Arbeiterklaſſe erkämpft werden,
welche zur Hüterin der Volksrechte berufen iſt, nachdem die
bürgerlichen Elemente dazu unfähig geworden ſind.

Frauenbildung und gemeinſame Erziehung in Amerika.
Amerika iſt von jeher das gelobte Land der Frauenbildung

geweſen. Schon mit den Anfängen des Schulweſens in Kolo-
nialzeiten e die früheſten Entwicklungen der „Beſchulung“
des weiblichen Volksteils verbunden. Als die Gemeinde Water-
town (Connecticut) den erſten amerikaniſchen Magiſter, Rich.
Norcroß, an die Arbeit ſetzte (1659), mit dem Auftrage, die
Kinder „Leſen und Schreiben und ſoviel Latein, als durch die
hohe Gericht gewünſcht“, zu lehren, geſchah dies zugleich mit
der Anweiſung, daß „der beſagte Richard Norcroß“ ſich auch
der lernbegierigen Mädchen annehmen ſolle, wenn es ſolche am
Orte gebe. Drei ſolcher Mädchen machten von dieſem, dazumal
noch unerhörten Privilegium Gebrauch die oniere der
Frauenbildung auf dem amerikaniſchen Kontinent. Hundert
Jahre waren darüber vergangen, als ein kleines Mädchen in
Hatfield (Maſſachuſetts) täglich auf den Stufen der dortigen
Knabenſchule ſaß, um die Brocken von dem ihren männlichen
Kameraden bereiteten geiſtigen Mahl aufzufangen, und die
Enkelin dieſer geiſtig Hungernden und Dürſtenden wurde die
Gründerin einer der älteſten Frauen-Hochſchulen des Landes
(des Mt. Holyoke-Colleges), die jährlich Hunderten und Tau-
ſenden von Amerikanerinnen faſt unentgeltlich die Güter der
höchſten Bildung. wie die Schule ſie nur auszuteilen hat, ver
mittelt, übertroffen von den „vier großen Frauen-Colleges“:
Vaſſar, Smith, Wellesley und Bryn Mawr. Jm ganzen zählt
man 58 bedeutende Frauen-Colleges in den Vereinigten Staa-
ten, Anſtalten, die den weiblichen Studierenden dieſelben gka-
demiſchen Ehren und Grade bieten, wie die übrigen Colleges
und Univerſitäten ſie dem ſtudienbefliſſenen Manne oder au
beiden Geſchlechtern ernereß Es muß nämlich gleich geſag
werden, daß der ungeheure Fortſchritt der Frauenbildung in
erſter Linie nicht den Mädchenſchulen und Frauen-Colleges,
ſondern den allgemeinen, auf das amerikaniſche Prinzip der
Coodukation (des gemeinſamen Unterrichts für beide Ge-
ſchlechter) gegründeten Erziehungsweſen zu danken iſt. Von
den katholiſchen Seminaren und Jnſtituten ähnlichen Charak
ters abgeſehen, ſind volle achtzig Prozent aller amerikaniſchen
Colleges entweder vollſtändig oder in einem gewiſſen Umfange
„coedukational“. Vierhundert Colleges gibt es, in denen ſich
die weiblichen Studenten durchaus derſelben Rechte erfreuen,
wie der Bruder Studio. Beſonders in den Studien für die
gelehrten Berufe (profeſſional tfgiwing ſowie in der Unter
weiſung in techniſchen Fächern hängt für die Frauen Ameri-

Bei ihnen wird die

m. x

kas alles von der Coedukation ab, die natürlich unter Umſtän-
den mit einer Sonderung der Geſchlechter im eigentlichen
Unterricht wohl vereinbar iſt. Die Neuyorker Kolumbia-Uni-
verſität iſt beiſpielsweiſe in ihrem Teachers-College (Lehrerin-
nen- und Lehrer-Akademie) rein coedukational, ebenſo in den
meiſten anderen „profeſſionellen Jnſtituten“, einſchließlich ihrer
neu eröffneten Journaliſtenſchule, aber mit ihrer Akademie
für Haushaltswiſſenſchaften hat ſie ihren weiblichen Studie-
renden im vorigen Jahre etwas Apartes dahingeſtellt. Was
die eigentlichen „höheren Schulen“ (die von der Elementar-
ſchule zum College führen) anbetrifft, ſo ſind dieſe etwa noch
zu Vierfünfteln coedukational, es läßt ſich aber nicht ver
kennen, daß die öffentliche Meinung jetzt mehr auf Trennung
der Geſchlechter, zwar nicht in Form beſonderer Mädchen-
ſchulen, aber doch ſeparater Klaſſen für die beiden Geſchlech-
ter innerhalb derſelben Schule abzielt. Man glaubt dadurch
die Leiſtungsfähigkeit des Unterrichts zu heben, ohne die Kame-
radſchaftlichkeit der Geſchlechter zu beeinträchtigen. Jn den
Elementarſchulen iſt und bleibt Coedukation allgemein und
uneingeſchränkt. Hier ſind auch die Lehrkräfte, einſchließlich
derer in den oberſten Klaſſen, ſamt der Schulleiter, beinahe
ausſchließlich weiblich, ſteſt doch in Chikago, der zweitgrößten
Stadt des Landes eine Frau, Ella Flagg Young, an der Spitze
des geſamten Schulweſens!

Notizen.
Die fortſchrittliche Frauen bewegung. Der

Verband fortſchrittlicher Frauenvereine hat auf ſeiner letzten
Tagung, die der Beſprechung des Problems „Beruf und Ebe“
gewidmet war. beſchloſſen, ſich in eine „Zentralſtelle zur Er
forſchung des Problems Beruf und Ehe“ umzuwandeln. Zwei
Volkswirtſchaftlerinnen und eine Sozialpolitikerin ſind mit
der Leitung beauftragt worden. Man kann im Zweifel dar-
über ſein, ob die geſtellte Aufgabe eine Verbandsarbeit im
eigentlichen Sinne iſt. Wahrſcheinlich wird es ſo kommen,
daß der Berliner Verein, und aus dieſem heraus einige be-
ſonders intereſſierte und fähige Frauen, die Hauptarbeit
leiſten und den kleineren Vereinen die Propaganda für Er-
leichterung der ehefraulichen Berufsarbeit durch Schaffung
und Verbeſſerung kommunaler Einrichtungen übertragen. Das
eigentliche Studium der Frage kann wohl nicht von Ver-
einen, ſondern nur von Einzelperſonen übernommen werden.

Der Verband fortſchrittlicher Frauenvereine als ſolcher ver-
ſchwindet ſomit.

Der Antiſemitenbund gegen die Frauen.
Der Bund zur Bekämpfung der Frauenemanzipation hat am
12. Oktober ſeine zweite Tagung in Berlin abgehalten. Neues
wurde nicht vorgetragen. Die alten abgeleierten tauſendmal
widerlegten Gründe gegen die Frauenbewegung wurden noch
einmal aufgetiſcht, und das einzig amüſante war vielleicht, daß
Herr Oberlehrer Oberfohren-Kiel die Zweckloſigkeit der
Frauenbewegung damit zu beweiſen ſuchte, daß ihr Ziel „die
Frau in die öffentliche Tätigkeit einzuführen“ ja erreicht ſei.
Jn mehr als 200 Städten ſeien ſchon im Jahre 1900 Frauen
als Waiſen- und Armenpflegerinnen und auch in der Vor-
mundſchaft, in der ſtädtiſchen Säuglingsfürſorge, den Mutter
beratungsſtellen, ja ſelbſt als Polizeiaſſiſtentinnen ſeien
Frauen angeſtellt. Aber er verſchwieg, daß die Eröffnung
dieſer Stellen für die Frauen von der Frauenbewe-
gung im Kampf gegen die Kreiſe, aus denen der Antibund
ſich rekrutiert, durchgeſetzt wurde.

Jm übrigen tritt die antiſemitiſche Tendenz des Bundes
immer unverhüllter hervor. Herr Döring aus Hamburg und
Herr Julius Werner aus Frankfurt ſind ſeine Größen. Das
genügt ſchließlich, um den Bund zu charakteriſieren. Da der
politiſche Antiſemitismus abgewirtſchaftet hat, muß er ſich
ein anderes Betätigungsfeld ſuchen, und das glaubt er im
Kampf gegen die Frauenbewegung gefunden zu haben. Laſſen
wir ihm das Vergnügen

Eine Engländerin Ghrendoktor der Bon-
ner Univerſität. Die engliſche Zeitſchrift Common
Cauſ. meldet, daß Lillien J. Martin. Profeſſorin an der Stan
ford Univerſität von der Univerſität Bonn zum Ehrendoktor
der Philoſophie ernannt worden iſt. Der Titel wurde ihr in
Anerkennung ihrer Verdienſte um die experimentelle Pſycho-
logie und Aeſthetik verliehen.

Eine Richterin in Auſtralien. Die Tochter des
Richters Jſaacs die als hervorragende Juriſtin gilt, hat kürz-
lich als erſte Frau in Auſtralien das Richteramt ausgeübt.
Sie fungierte als Hilfsbeamtin ihres Vaters beim Gerichts

i Jſaacs wird eine glänzende Laufbahn voraus
geſag
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